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D e r  a k t u e l l e  B e i t r a g

Präsident Dr. Klaus Hoffmann

Sparen

2. Die direkte Zustellung von Schrift-
sätzen zwischen Rechtsanwälten
(§ 112 ZPO) wird verpflichtend.

3. Befreiungen in Bezug auf Eintra-
gungsgebühren (Grundbuch) entfal-
len.

4. Die Zeugenladungen werden zu-
nächst mit einfacher Post hinausge-
hen, wodurch ein bedeutender Betrag
erspart werden kann. Eine Ladung mit
sogenanntem weißen Rückscheinbrief
kostet S 32,–.

5. Der ERV wird geöffnet, und zwar
für jedermann. In der Stellungnahme
des ÖRAK wurde verlangt, dass die
Geltendmachung fremder Forderun-
gen unzulässig sein soll (Winkel-
schreiberei). Dieses Verlangen der
Rechtsanwaltschaft wurde durchaus
positiv aufgenommen.

Schon in den ersten Gesprächen,
die ich mit Herrn Bundesminister
Dr. Böhmdorfer und dem zuständigen
Sektionschef führen konnte, wurde mir
versichert, dass die Pauschalvergü-
tung nicht gekürzt werden würde.
Diese Zusage hat gehalten. Um den
Ernst der Situation deutlich zu ma-
chen, sei darauf hingewiesen, dass
die Pauschalvergütung aus den so ge-
nannten Ermessensausgaben bezahlt
wird und daher gemäß dem proviso-
rischen Budget eine Ratenzahlung
gekürzt werden musste, mit dem Hin-
weis, dass nach Vorliegen des ordent-
lichen Budgets mit einer Nachzahlung
zu rechnen wäre.

Eine Kommission, die der Herr Bun-
desminister für Justiz einberuft, wird
sich mit der Beschleunigung gericht-
licher Verfahren zu befassen haben.
Die Rechtsanwaltschaft wird ihre Er-
fahrungen einbringen und ihren Bei-
trag leisten. Die Konzentration ge-
richtlicher Verfahren ist sicher auch
eine Verpflichtung des Anwaltes im
Interesse seines Klienten und wohl mit
ein Grund dafür, dass die Ausweitung
des Anwaltsprozesses begründet wer-
den kann. Ich habe schon mehrmals
darauf hingewiesen, dass der Rechts-
anwalt im gerichtlichen Verfahren Ge-
sprächspartner des Richters ist und so
seiner Funktion als Garant der Rechts-
staatlichkeit entspricht.

Um vollständig zu sein, ist schließlich
festzuhalten, dass die Rechtsanwalt-
schaft die Ausweitung der Befugnisse
der Volksanwaltschaft ablehnt. Das
Prinzip der Gewaltentrennung darf
nicht verwässert werden. Das Zivilver-
fahren ist ein Parteienverfahren, An-
tragsrechte sollen daher nur den Par-
teien zustehen. Es macht keinen Sinn,
zusätzlichen Verwaltungsaufwand zu
machen.

Um zum Thema Sparen zurückzukom-
men: Es ist schon gut, dass die Ver-
brauchsgesellschaft ihre Wünsche auf
das Notwendige und das Nützliche
zurücknimmt und der Begriff Teilen
wieder Bedeutung bekommt, und
zwar für alle, und nicht nur bezogen
auf den jeweils anderen.

Das Budget für 2000 ist ein Spar-
budget, das gilt auch für die Justizver-
waltung.

Dem Bundesministerium für Justiz ste-
hen im Jahre 2000 weniger Mittel
zur Verfügung als im Jahre 1999 und
das bei Kostensteigerungen, die all-
gemein bekannt sind. Eine große
Position an Mehrkosten sind die stei-
genden Personalkosten. Die Einnah-
menseite würde sich, jedenfalls nach
meiner Auffassung, wenn nichts ge-
schieht, kaum verändern.

Um das Budgetziel, wie es dem Bun-
desministerium für Justiz vorgegeben
wurde, zu erreichen, schien es zu-
nächst erforderlich, abgesehen von
Einsparungen, auch auf der Einnah-
menseite durch eine Erhöhung der
Gerichtsgebühren Mehreinnahmen zu
erzielen. Durch umsichtiges Verhan-
deln des Ressorts ist es gelungen, eine
solche Erhöhung der Gerichtsgebüh-
ren zu vermeiden, was insbesondere
auch die Anwaltschaft begrüßt, weil
in vielen Fällen eine Vorfinanzierung
von Gerichtsgebühren durch den An-
walt nicht zu vermeiden ist.

Welche Maßnahmen sieht das Bud-
getbegleitgesetz vor:

1. Beteiligt sich der Anwalt an dem
elektronischen Verkehr, dann wird er
auch verpflichtet sein, den soge-
nannten „Rückverkehr“ zu akzeptie-
ren. Die Erklärung, dazu nicht bereit
zu sein, wie sie jetzt vorgesehen ist,
entfällt.
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Wichtige

Anwaltssoftware
Softwarepakete für anwaltsspezifische Anwendungen werden in
fast jeder Anwaltskanzlei eingesetzt. Angeboten werden solche
Pakete von einer ganzen Reihe von Herstellern. Als Nachteil hat
sich dabei erwiesen, dass der Umstieg vom Paket eines Herstellers
auf das Paket eines anderen Herstellers nur schwer und mitunter
mit großem Aufwand möglich ist, weil die Überleitung der in einem
System vorhandenen Daten elektronisch auf ein neues System in
der Regel nicht möglich war, oder nur unter mehr oder weniger
großem zusätzlichen Programmieraufwand erfolgen konnte, oder
überhaupt erforderte, dass die bereits gespeicherten Daten noch-
mals händisch eingegeben werden mussten.

Diese Umstände waren für den Arbeitskreis EDV Anlass, gemein-
sam mit Herrn Dipl.-Ing. Hecht zu versuchen, eine Schnittstelle zu
entwickeln, die die Übertragung von Daten zwischen verschiede-
nen Anwaltspaketen ermöglichen sollte. In diesem Zusammenhang
wurden alle bekannten Hersteller von Anwaltssoftware aufgefor-

dert, ihre spezifische Datenstruktur bekannt zu geben. Auf der
Basis dieser Unterlagen wurde sodann eine Schnittstelle für einen
Normdatensatz entwickelt, die von den Anbietern von Anwaltssoft-
ware angewendet werden konnten.
Jene Anbieter von Software, die eine solche Schnittstelle in ihr
System integrierten, wurden gebeten, anhand eines vorgegebenen
Aktes zu demonstrieren, dass der Import und Export von Daten
auch tatsächlich möglich ist. Dies wurde von Herrn Dipl.-Ing. Hecht
überprüft.
Der Arbeitskreis EDV sieht sich daher in der Lage mitzuteilen,
dass derzeit die folgenden Softwarehersteller über funktionsfähige
Import- Exportschnittstellen für den Datentransfer verfügen:

– Werner Pankart (Paragraph)
– RDB GesmbH u. CoKG (RDB exakt)
– Ing. Felix Schimek KG (Wincaus)
– Stampfl & Co KG (R-WIN)

Arbeitskreis EDV
Dr. Gerhard Benn-Ibler

Schmerzengeldsätze in Österreich
Stand: Februar 2000

* Im Einzelfall werden auch etwas höhere Beträge zugesprochen.

Beachte: Diese Schmerzengeldtabelle stellt bloß eine Bemessungshilfe und keine Berechnungsmethode dar!
Hrsg von HR Professor Dr. Franz Hartl, Präsident des LG Korneuburg.

Schmerzen

leichte mittlere starke qualvolle

OLG Graz 1.000–1.500 1.600–2.000 2.200–3.000 3.000–4.000
und mehr

OLG Innsbruck 1.200–1.500 2.000–2.200 2.500 3.500

OLG Linz Keine Angaben

OLG Wien 1.200 2.000* 3.000*

LG Eisenstadt 1.200 1.600–1.700 2.500–3.000

LG Feldkirch 1.000 2.000 3.000

LG ZRS Graz 1.300–1.400 1.700–1.800 2.000–2.400 3.000

LG Innsbruck 1.200–1.500 1.700–2.000 2.500

LG Klagenfurt 1.000–1.500 2.000–2.500 3.000–4.200 4.000–4.900

LG Linz 1.000 2.000 3.000 4.000

LG Salzburg 1.200 1.700–2.000 2.500–3.000

LG St. Pölten 1.200 2.400 3.600

LG ZRS Wien 1.000–1.500 1.500–2.200 2.000–4.000

LG Korneuburg 1.200 2.000 3.000

LG Krems 1.250–1.500 1.800–2.000 2.400–3.000

LG Leoben 1.500 2.000 2.500 3.000–4.000

LG Ried i I 1.000 2.000 3.000 3.500

LG Steyr 1.500 2.500 4.000

LG Wels 1.000 2.000 3.000

LG Wr. Neustadt 1.100–1.200 2.000 3.000
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Termine

Inland
26. April Wien

Wiener Juristische Gesellschaft: Der Einfluss des Euro-
päischen Gemeinschaftsrechts auf das österreichische
Rechtsleben – o.Univ.-Prof. Dr. Karl Korinek, Vize-Präs.
des VfGH

27. April Wien
Forum Institut für Management: Schutz von Marken

27. und
28. April

Graz
Universität Graz: Symposion – Ein Jahr ElWOG –
Rück- und Ausblick auf die Liberalisierung der öster-
reichischen Elektrizitätswirtschaft

2. Mai Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Das Sig-
naturgesetz – Dr. Matthias Neumayr, OLG Linz

4. Mai Wien
Verlag Österreich – Seminare: Gestaltungsmöglich-
keiten der Leistungsänderung im Arbeitsrecht –
Mag. Dr. Bernhard Gruber, Mag. Dr. Christoph Wolf

4. Mai Wien
MANZ-Seminar: Univ.-Prof. Dr. Reinhard Resch,
Dr. Klaus Mayr, Der Betriebsübergang

5. Mai Wien
Institut für Europarecht: Lektor Dr. Moritz Röttinger,
LL.M. (ULB), Organisation und Arbeitsweise der
EG/EU-Institutionen

5. Mai Salzburg
ISLA-Tagung: Doping und seine Folgen

8. Mai Wien
MANZ-Seminar: Sen.-Präs. DDr. Paul Nechvatal,
Univ.-Prof. Dr. Bernhard Wielke, Der Verkehrsunfall –
Von der Rekonstruktion bis zum Urteil – Teil II

8. bis
10. Mai

Wien
Forum Institut für Management: Steuerrecht

9. Mai Wien
Verlag Österreich – Seminare: Neueste Judikatur
zum Wohnrecht – Dr. Wolfgang Dirnbacher

10. Mai Wien
MANZ-Seminar: Referententeam, Das ÖBl-Seminar
2000

10. Mai Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Vermögensaufteilung
bei Ehescheidung – Univ.-Prof. Dr. Hemut Ofner

11. Mai Wien
Verlag Österreich – Seminare: Auslandsentsendun-
gen – Arbeits- und Sozialrechtsfragen – Dr. Rita-
Maria Kirschbaum

11. Mai Wien
Verlag Österreich – Seminare: Privatissimum zur
neuesten Judikatur im Wohnrecht – Dr. Wolfgang
Dirnbacher

11. Mai Wien
Verlag Österreich – Seminare: Risiken und Pflichten
des Aufsichtsrates – WP/StB Dr. Alfred Brogyányi,
RA Dr. Christoph Herbst

12. Mai Wien
Institut für Europarecht: Lektor Dr. Moritz Röttinger,
LL.M. (ULB), Organisation und Arbeitsweise der
EG/EU-Institutionen

12. Mai Graz
3. Fakultätstag der Rechtswissenschaftlichen Fakultät
der Karl-Franzens-Universität Graz – Neue Medien

15. Mai Wien
Österreichische Gesellschaft für Versicherungsfach-
wissen: Haftung der rechtsberatenden Berufe insbe-
sondere mit der hiezu ergangenen Judikatur und
die Behandlung von Schadensfällen unter Berücksich-
tigung des Rechtsanwaltsberufsänderungsgesetzes
1998 – RA Dr. Wolfgang Völkl

15. und
16. Mai

Wien
MANZ-Seminar: Univ.-Prof. Samy Molcho, Erfolgreich
mit Körpersprache – Fortsetzung

16. Mai Wien
Linde Bildungsforum: Richtig einfordern – richtig ein-
treiben – Dr. Alfred Schmidt, Dr. Hannes Neurauter

17. Mai Wien
Verlag Österreich – Seminare: Going Public – Wachs-
tum durch Eigenkapital – WP/StB Mag. Elfriede Sixt,
WP/StB Mag. Andrea Skoda, RA Dr. Thomas Talos

17. Mai Wien
Verlag Österreich – Seminare: Das Stellenbesetzungs-
gesetz – Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Mazal, Dr. Herbert
Unterköfler

18. Mai Wien
MANZ-Seminar: Univ.-Prof. Mag. Dr. ChristianHuber,
Grund des Schadenersatzanspruches

19. Mai Graz
ÖRAV-Seminar: Kosten – RA Dr. Andreas Grundei

19. und
20. Mai

Wien
MANZ-Seminar: Edward Daigneault, B.Sc., LL.B.,
Lawyering Skills – Professionelles Englisch für Juris-
ten – Drafting of Legal Documents
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Termine

Ausland

24. Mai Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Erfahrungen mit der
Wertgrenzennovelle 1997, insbesondere im Zusam-
menhang mit dem Rechtsmittelverfahren vor dem
OGH – Hon.-Prof. Dr. Karl-Heinz Danzl

24. Mai Wien
Verlag Österreich – Seminare: Unternehmensbewer-
tung aus der Sicht des Verkäufers – WP/StB
Dr. Elisabeth Glaser, WP/StB Mag. Andrea Skoda,
RA Dr. Thomas Talos, Dr. Gerhard Wüest

30. Mai Wien
Verlag Österreich – Seminare: Besonders bestand-
geschützte Arbeitnehmer – Dr. Martin E. Risak, RA
Dr. Christoph Wolf

30. Mai Wien
Linde Bildungsforum: Vertragsgestaltung im Arbeits-
recht – Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Mazal

5. Juni Wien
MANZ-Seminar: Sen.-Präs. DDr. Paul Nechvatal,
Univ.-Prof. Dr. Bernhard Wielke, Der Verkehrsunfall –
Von der Rekonstruktion bis zum Urteil – Teil III

6. Juni Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Der Ein-
fluss der Europäischen Menschenrechtskonvention
auf das österreichische Privatrecht – o.Univ.-Prof. Dr.
Marianne Roth

16. und
17. Juni

Wien
MANZ-Seminar: Edward Daigneault, B.Sc., LL.B.,
Lawyering Skills – Professionelles Englisch für Juris-
ten – Negotiating Skills

10. Juli Wien
ÖRAV-Seminar: ÖRAV-Sommer-Sonder-Seminar (BU-
Kurs)

28. und
29. April

Berlin
European Criminal Bar Association, Tagung

30. April
bis 3. Mai

Bermuda
International Bar Association (IBA): 11th Globalisation
of Mutual Funds Conference

4. bis
7. Mai

New York
AIJA-Seminar: Unternehmenserwerb

9. und
10. Mai

München
Forum Institut für Management: Recht & Recherche im
Internet

11. und
12. Mai

Cannes
International Bar Association (IBA): 14th Annual Inter-
national Audio Visual Law Conference

11. und
12. Mai

Prag
International Bar Association (IBA): 11th Annual
Telecommunication Services and Competition Law in
Europa Conference

17. Mai Washington DC
International Bar Association (IBA): 17th Annual Fran-
chising Conference

18. bis
20. Mai

Straßburg
DACH: 22. DACH-Tagung: „Information über und
Bedeutung des GATS für die Anwälte“

24. bis
26. Mai

Lissabon
International Bar Association (IBA): 17th Annual Inter-
national Financial Law Conference

24. bis
28. Mai

Ankara
Union of Turkish Bars: Ankara Conference

26. und
27. Mai

Addis Abeba
International Bar Association (IBA): Fair Trials –
Human Rights and the Criminal Prosecution Process

12. und
13. Juni

Mailand
International Bar Association (IBA): Insolvency 2000

19. und
20. Juni

Mailand
International Bar Association (IBA): Insolvency Confe-
rence

22. und
23. Juni

Rom
International Bar Association (IBA): What’s New in
Law Firm Management

23. bis
25. Juni

Stuttgart
AIJA-Seminar: Unternehmensnachfolge

27. Aug.
bis 1. Sept.

Helsinki
AIJA 2000: 38th Annual Congress

17. bis
22. Sept.

Amsterdam
International Bar Association (IBA): IBA 2000

18. bis
21. Nov.

Sidney
International Bar Association (IBA): Financial Law
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Schon gelesen?

Die Weigerung eines Mitgliedstaates, die Zweigniederlassung
einer Gesellschaft einzutragen, die in einem anderen Mitglied-
staat, in dem sie ihren Sitz hat, rechtmäßig errichtet worden ist,
verstößt gegen die Art 52 und 58 EG-Vertrag, wenn die Zweignie-
derlassung es der Gesellschaft ermöglichen soll, ihre gesamte Ge-
schäftstätigkeit in dem Staat auszuüben, in dem diese Zweignie-
derlassung errichtet wird. EuGH 9. 3. 1999, C-212/97 – Centros,
GesRZ 1999, 245. Siehe hiezu auch OGH 15. 7. 1999, 6 Ob
123/99b, ecolex 1999, 777 (m Anm Reich-Rohrwig/Zehetner) =
RdW 1999, 719 = GesRZ 1999, 248 (m Anm Bachner).

■
1. Die Rechts- und Handlungsfähigkeit einer in einem Mitglied-
staat rechtswirksam errichteten ausländischen juristischen Person
richtet sich nach jenem Recht, nach dem die Gesellschaft gegründet
wurde, wenn sie ihren satzungsmäßigen Sitz, ihre Hauptverwal-
tung oder ihre Hauptniederlassung in einem Mitgliedstaat hat.
2. Das Fehlen einer Geschäftstätigkeit im Heimatstaat steht einer
Eintragung der ausländischen juristischen Person in das Firmen-
buch gem § 13 HGB nicht entgegen. OGH 15. 7. 1999, 6 Ob
123/99b, ecolex 1999, 777 (m Anm Reich-Rohrwig/Zehetner) =
RdW 1999, 719 = GesRZ 1999, 248 (m Anm Bachner). Siehe
hiezu auch EuGH 9. 3. 1999, C-212/97 – Centros, GesRZ 1999,
245; Zehetner, ecolex 1999, 771 und 775; Nowotny, RdW
1999, 697.

1. Der Übergang von Rechtsverhältnissen von der Vorgründungs-
gesellschaft auf die spätere GmbH bedarf einer Vertragsübernahme.
2. Die Vorgesellschaft besitzt Rechtsfähigkeit. OGH 29. 6. 1999,
1 Ob 70/99x, ecolex 1999, 779 (LS) (m Anm Fantur) = RdW
1999, 720. Siehe hiezu auch OGH 24. 11. 1998, 1 Ob 188/
98y, RdW 1999, 344; OGH 10. 12. 1998, 8 ObS 162/98a,
wbl 1999, 126 = RdW 1999, 206 = GesRZ 1999, 48.

■
Gegen den Erwerber eines Unternehmens kann – außer in den Fäl-
len der Gesamtrechtsnachfolge, der privativen Schuldübernahme
und der Vertragsübernahme – aus einem gegen den Unterneh-
mensveräußerer erwirkten Exekutionstitel nicht Exekution geführt
werden. OGH 24. 2. 1999, 3 Ob 281/98i, ecolex 1999, 699.

■
§ 299 Abs 1 (§ 299 Abs 1 und Abs 3, § 295) StGB: Vernichten
eines verfälschten Führerscheins
Durch § 229 Abs 1 StGB sind nur echte Urkunden geschützt. Das
Vernichten eines verfälschten Führerscheins ist daher nicht als
Urkundenunterdrückung strafbar. Hat die Angeklagte den Führer-
schein vernichtet, um ihren Lebensgefährten, der gemeinsam mit
einem Komplizen den fremden Führerschein unterdrückt und ver-
fälscht hatte, vor Strafverfolgung zu schützen, kommt ihre Bestra-
fung wegen Begünstigung zufolge § 299 Abs 2 StGB nicht in
Betracht, mag sie dadurch auch den nicht im Angehörigenverhält-
nis stehenden Mittäter mitbegünstigt haben. Die Tat kann aller-
dings unter der Voraussetzung einer entsprechenden Verwen-
dungsbestimmung das Vergehen der Unterdrückung eines Beweis-
mittels nach § 295 StGB begründen. OGH 10. 2. 1999, 13 Os
7/99 = ÖJZ-LSK 1999/155, EvBl 1999/132.

■
§ 345 Abs 12 Z 6 StPO: Gesetzmäßige Ausführung der Frage-
stellungsrüge
Behauptet die Fragestellungsrüge (Z 6) kein vom Inhalt der Haupt-
frage abweichendes tatsächliches Vorbringen in der Hauptver-
handlung, verfehlt sie mit ihrer auf eine andere rechtliche Beurtei-
lung abstellenden Zielrichtung eine Ausrichtung am Gesetz. All-
fällige Mängel des tatsächlichen Substrats dieser Hauptfrage ent-
ziehen sich, wenn ungerügt, einer Überprüfung. OGH 2. 3. 1999,
14 Os 5/99, EvBl 1999/134.

■
§ 41 Abs 1 und Abs 3 StPO (§ 6 Abs 1, §§ 43a, 44 Abs 2 StPO; § 11
Abs 2 RAO): Notwendige Verteidigung zur Ausführung einer NB
§ 41 Abs 1 Z 4 erster Fall StPO ordnet notwendige Verteidigung
zur Ausführung der NB, nicht aber für die (gesamte) Dauer der
hiezu offenstehenden Frist an. Kündigt der gewählte Verteidiger
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nach Urteilszustellung und vor Fristablauf die Vollmacht, besteht
daher keine aus § 41 Abs 3 StPO abzuleitende Pflicht, den Ange-
klagten aufzufordern, einen Verteidiger zu wählen oder die Beige-
bung eines Verfahrenshilfeverteidigers zu beantragen. – Die in der
StPO bestimmten Fristen können, wenn das Gegenteil nicht aus-
drücklich verfügt ist, nicht verlängert werden. Nach § 43a StPO,
dem solcherart Ausnahmecharakter zukommt, wird die Frist zur
Ausführung einer NB nur durch einen innerhalb derselben gestell-
ten Antrag des Angeklagten auf Beigebung eines Verfahrenshilfe-
verteidigers (erster Satz) oder dann unterbrochen, wenn dem An-
geklagten ohne seinen Antrag ein Verfahrenshilfeverteidiger (§ 41
Abs 4 StPO) beigegeben wird (zweiter Satz). Weitere Ausnah-
men, insbesonders auch durch Beigebung eines Amtsverteidigers,
sieht das Gesetz (abgesehen vom Fall der Verteidigerumbestellung
gem § 45 Abs 4 RAO) nicht vor. – Ebensowenig wie ein Wechsel
des Wahlverteidigers innerhalb der Frist zur Ausführung einer NB
deren Lauf beeinflusst, kommt Zwischenfällen in den Beziehungen
zwischen dem Angeklagten und seinem Wahlverteidiger eine sol-
che Bedeutung zu; nach § 79 Abs 2 StPO bewirkte Zustellungen
an diesen bleiben rechtswirksam, auch wenn er nachträglich die
Beendigung des Vollmachtsverhältnisses dem Gericht mitteilt. Der
RA ist aber, sofern nicht die Partei das Mandat widerruft, gem
§ 11 Abs 2 RAO verpflichtet, seine Partei noch durch 14 Tage,
von der Kündigung an gerechnet, insoweit zu vertreten, als dies

nötig ist, um sie vor Rechtsnachteilen zu schützen. Allfällige Säum-
nisse des Verteidigers muß der Angeklagte gegen sich gelten las-
sen. OGH 18. 1. 1999, 11 Os 147/98, EvBl 1999/121.

■
Verwaltungsgerichtshof lehnt Kostenersatz an Wirtschaftsprüfer für
Schriftsatz- und Verhandlungsaufwand ab. VwGH 19. 10. 1999,
99/14/0227, RdW 2000, Seite 55 (Zitierweise ab Neujahr
2000: „RdW 2000/35“).
(Begründung des VwGH: Noch mit BGBl I 1997/98 wurde der
§ 49 Abs 1 VwGG ergänzt: „Schriftsatz und Verhandlungsauf-
wand gebührt nur . . . wenn Beschwerdeführer tatsächlich durch
einen Rechtsanwalt vertreten war.“ Bei Einführung des Gesetzes
BGBl I 1999/60, wonach ab 1. Juli 1999 auch Wirtschaftsprü-
fern das Recht zur Vertretung vor dem VwGH zusteht, wurde der
§ 49 Abs 1 VwGG nicht geändert, daher bleibt es laut VwGH bei
der Regelung „Kostenersatz nur bei rechtsanwaltlicher Vertre-
tung“. Bisanz)

■
Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter Mitwirkung
von Dr. Manfred Ainedter, Dr. Harald Bisanz und RAA Dr. Ullrich
Saurer (Kzl Prof. DDr. Hellwig Torggler).
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V.-Ass. Dr. Stefan Grünberger, Salzburg

Die Abzugsfähigkeit von Aufwendungen für Bildungsmaßnahmen
nach dem Steuerreformgesetz 2000 und der neu geschaffene
Bildungsfreibetrag*)

I. Die bisherige Rechtslage

Aus- und Fortbildung sind eine wesentliche Grundlage jeglicher,
insbesondere auch der juristischen Tätigkeit. Die stete Änderung
der Rechtsordnung verlangt von einem Juristen erheblich mehr als
facheinschlägiges Basiswissen. Der Jurist, der auch in Zukunft den
in ihn gesetzten Erwartungen gerecht werden möchte, soll daher
neben dem Basiswissen auch über Sonderwissen in bestimmten
Rechtsbereichen sowie über ein Repertoire an Verhandlungstechni-
ken verfügen, über wirtschaftliche und psychologische Zusammen-
hänge informiert sein sowie Fremdsprachenkenntnisse besitzen.1)
Dazu bedarf es neben einer soliden universitären Ausbildung
einer Reihe von juristischen und nichtjuristischen Zusatzqualifika-
tionen.

Durch den arbeitsteiligen Prozess in einer Rechtsanwaltskanzlei
etwa ist es notwendig, für eine entsprechende Aus- und Fortbildung
der Rechtsanwaltsanwärter und Kanzleikräfte zu sorgen.2) Für den
Rechtsanwalt bedeutet dies die Verpflichtung zur stetigen Investi-
tion in das „Humankapital” seines Unternehmens. Vor allem aber
der Rechtsanwaltsanwärter selbst trägt Verantwortung für seine
eigene Aus- und Fortbildung und muss sich zur Erhaltung seiner
Chancen am Arbeitsmarkt um eine entsprechende fachliche Quali-
fikation bemühen.

Bildungsmaßnahmen waren bisher nur in einem eingeschränkten
Ausmaß steuerlich absetzbar. Rsp und Lehre nahmen auf Basis
dieser Rechtslage eine strenge Differenzierung in Aus- und Fortbil-
dungskosten vor. Unter Ausbildungskosten sind dabei die Aufwen-
dungen zur Erlernung eines Berufes, unter Fortbildungskosten die
Aufwendungen zur Weiterbildung im erlernten oder ausgeübten
Beruf zu verstehen.3) Während bisher lediglich die Fortbildungs-
kosten als Betriebsausgaben bzw Werbungskosten abzugsfähig
waren, wurden Ausbildungskosten grundsätzlich als nicht abzugs-
fähige Aufwendungen der privaten Lebensführung qualifiziert.4)
Einzige Ausnahme waren bisher betrieblich veranlasste, im be-
trieblichen Interesse gelegene Aufwendungen des Arbeitgebers für
die Ausbildung seiner Arbeitnehmer iSd § 26 Z 3 EStG.5)

Zwar hat der VfGH festgehalten, dass die unterschiedliche Be-
handlung von Aufwendungen für Aus- und Fortbildung nicht sach-
fremd sei, da die Ausbildung typischerweise eine Vorbedingung
jedes Eintrittes in das Berufsleben darstelle und nach Art und
Umfang weitgehend im Belieben des Auszubildenden stehe. Der
Fortbildung komme hingegen eine viel stärkere Bedeutung für die
Sicherung und nachhaltige Ausnützung einer Erwerbsgelegenheit

zu und lasse den Neigungen des Auszubildenden weniger Spiel-
raum.6) Die von der Rsp vorgenommene Abgrenzung zwischen
Aus- oder Fortbildungskosten ist allerdings extrem kasuistisch und
die Grenze dadurch verschwommen.7) Dies führte vielfach zu unbe-
friedigenden Ergebnissen in der Praxis.8) Eine klare und inhaltlich

*) Die Abhandlung wurde im Auftrag des Salzburger Institutes für juristi-
sche Information und Fortbildung (Vorsitz und Geschäftsführung RA
Dr. Rudolf Zitta, Salzburg) erstellt.

1) Für Rechtsanwälte gewinnen zB Kompetenzen auf dem Gebiet der Ge-
sprächsführung, des Verhandelns und der alternativen Konfliktlösung
zunehmend an Bedeutung. Vgl dazu etwa Hoffmann, AnwBl 1999,
133. Oder: Das Veranstaltungsprogramm der Anwaltsakademie für das
Jahr 2000 bietet ua Seminare zu folgenden Themen an: Der Anwalt als
Unternehmer – Psychologie der Honorarverrechnung – Körpersprache
und Rhetorik – Prozesstaktik und Verhandlungsstrategien – Gut befragt
ist halb gewonnen (Frage- und Vernehmungstechniken vor Gericht) –
Verkehrsunfallanalyse – Angloamerikanische Rechtssprache für Rechts-
anwälte – Die Französische Rechtssprache. Ein weiteres Beispiel: In
einem renommierten deutschen Fachverlag ist soeben ein Marketing-
und Managementhandbuch für Rechtsanwälte mit einem Umfang von
nicht weniger als 1073 Seiten erschienen, und das Buch wird mit der
Aussage vorgestellt, dass sich das traditionelle Berufsbild des Rechts-
anwalts radikal verändert hat und der Rechtsanwalt nun ein moderner
Dienstleistungsträger ist, der sich zunehmend den Anforderungen des
freien Wettbewerbs und einem harten Konkurrenzkampf stellen muss.
Zitta berichtete in der RZ 1984, 29, über einen Lehrgang über Prozess-
führen in den USA, bei dem an mehreren Tagen durch einen Fachmann
Kommunikation (Haltung, Gebärden, Sprache und Ausdruck) gelehrt
wurde.

2) Nach § 21b RAO hat der Rechtsanwalt für eine umfassende Ausbil-
dung des Rechtsanwaltsanwärters entsprechend dem Berufsbild des
Rechtsanwalts Sorge zu tragen. Nach § 1 Abs 1 der Ausbildungsricht-
linie haben Rechtsanwaltsanwärter an Ausbildungsveranstaltungen im
Ausmaß von mindestens 36 Halbtagen teilzunehmen. Diese Veranstal-
tungen müssen, wenn sie nicht direkt von einer Rechtsanwaltskammer
durchgeführt werden, gem § 28 Abs 1 lit m RAO von ihr anerkannt
werden.

3)  Vgl Doralt, EStG-Kommentar3, § 4 Tz 330; Werndl/Zitta, Die Ausbil-
dungs- und Fortbildungskosten im Einkommenssteuerrecht, ÖStZ 1987,
199; Nolz/Müller, Steuerreform 2000 in der Praxis (1999) 17.

4) Vgl statt vieler Kohler, Berufsausbildung, Berufsfortbildung, SWK 1980,
A I 204; Müller, Fortbildungskosten versus Ausbildungskosten, ÖStZ
1995, 409; VwGH 30. 1. 1990, 89/14/0227.

5) Siehe dazu etwa Doralt, EStG-Kommentar3, § 26 Tz 23ff; Quant-
schnigg/Schuch, Einkommensteuer-Handbuch (1993) § 26 Tz 24ff.

6) Vgl etwa VfSlg 13.696/1994.
7) Die Problematik der Einzelfallgerechtigkeit ansprechend Werndl/Zitta,

ÖStZ 1987, 200.
8) So ist etwa unverständlich, warum ein Englisch-Sprachkurs bei einer

AHS-Lehrerin für Englisch als abzugsfähige Fortbildungsmaßnahme
qualifiziert wurde, bei einer Volksschullehrerin für Englisch allerdings
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überzeugende Linie der Rsp ist mE jedenfalls nicht zu erkennen.9)
Der Gesetzgeber hat auf diesem Gebiet daher Handlungsbedarf
gesehen und im Steuerreformgesetz (StRefG) 2000 einige Ände-
rungen vorgenommen.10)

II. Neuerungen durch das StRefG 2000

Das StRefG 2000 erweitert die Möglichkeiten des Arbeitgebers
und des Arbeitnehmers, Bildungsmaßnahmen steuerlich abzuset-
zen und bringt einige praxisrelevante Verbesserungen. Im Folgen-
den soll ein Überblick über die am 1. 1. 2000 in Kraft getretenen
Neuerungen gegeben und diese kritisch betrachtet werden.
Die neuen Regelungen (BGBl I 1999/106) im Wortlaut:

§ 4 Abs 4 Z 7 EStG (entspricht inhaltlich dem § 16 Abs 1 Z 10 EStG für Wer-
bungskosten)
Betriebsausgaben sind jedenfalls: . . .
7. Aufwendungen des Steuerpflichtigen für Aus- und Fortbildungsmaß-
nahmen im Zusammenhang mit der vom Steuerpflichtigen ausgeübten oder
einer damit verwandten betrieblichen oder beruflichen Tätigkeit. Aufwen-
dungen für Nächtigungen sind jedoch höchstens mit dem im Ausmaß des
den Bundesbediensteten zustehenden Nächtigungsgeldes der Höchststufe
bei Anwendung des § 13 Abs 7 der Reisegebührenvorschrift zu berücksich-
tigen. Keine Betriebsausgaben stellen Aufwendungen dar, die im Zusam-
menhang mit dem Besuch einer allgemeinbildenden (höheren) Schule oder
im Zusammenhang mit einem ordentlichen Universitätsstudium stehen.
§ 4 Abs 4 Z 8 EStG
Betriebsausgaben sind jedenfalls: . . .
8. Ein Bildungsfreibetrag von höchstens 9% der Aufwendungen, die dem
Arbeitgeber von einer von ihm verschiedenen Aus- und Fortbildungseinrich-
tung (lit. a oder b) in Rechnung gestellt werden. Der Freibetrag steht insoweit
zu, als die Aufwendungen unmittelbar Aus- oder Fortbildungsmaßnahmen
betreffen, die im betrieblichen Interesse für Arbeitnehmer (§ 47) getätigt wer-
den.
Aus- und Fortbildungseinrichtungen sind:
a) Bildungseinrichtungen von Körperschaften öffentlichen Rechts,
b) Einrichtungen, deren Geschäftsgegenstand in einem wesentlichen Um-
fang in der Erbringung von Dienstleistungen auf dem Gebiet der beruflichen
Aus- und Fortbildung besteht. Diese Dienstleistungen müssen nach ihrer tat-
sächlichen Geschäftsführung einem unbestimmten Personenkreis angeboten
werden.
Der Bildungsfreibetrag kann – auch außerbilanzmäßig – geltend gemacht
werden. Werden Aufwendungen, für die ein Bildungsfreibetrag geltend
gemacht worden ist, vergütet, erhöht sich der als Betriebseinnahme anzuset-
zende Betrag um den für den Bildungsfreibetrag geltend gemachten Prozent-
satz.

Das BMF hat aufgrund des StRefG 2000 mittlerweile die Lohn-
steuerrichtlinien (LStR) 1999 entsprechend adaptiert11) und einen
Erlass zur Einführung des Bildungsfreibetrages (BFB) gem § 4
Abs 4 Z 8 EStG kundgemacht.12)

1. Abzugsfähigkeit von Aus- und Fortbildungskosten

Die Neuerungen in § 4 Abs 4 Z 7 und § 16 Abs 1 Z 10 EStG
betreffen die Qualifikation von Aufwendungen für Bildungsmaß-
nahmen als Betriebsausgaben bzw als Werbungskosten. § 4

Abs 4 Z 7 EStG betrifft den Unternehmer, der für sich selbst Auf-
wendungen für Bildungsmaßnahmen bestreitet und diese Aufwen-
dungen als Betriebsausgaben im Rahmen der Gewinnermittlung
ansetzt. § 16 Abs 1 Z 10 EStG gilt für den Arbeitnehmer, der
entsprechende Aufwendungen für sich selbst tätigt. Diese Bildungs-
aufwendungen hat der Arbeitnehmer im Wege der Arbeitnehmer-
veranlagung als Werbungskosten geltend zu machen. Zwischen
den beiden Regelungen bestehen nur geringfügige Unterschiede,
auf die jeweils hingewiesen wird. Ansonsten können beide Nor-
men gemeinsam behandelt werden.

Von der Neuregelung unberührt bleiben die schon erwähnten
betrieblich veranlassten Aufwendungen des Arbeitgebers für die
Aus- oder Fortbildung seiner Arbeitnehmer. In diesem Fall können
die angefallenen Kosten – auch die Nächtigungskosten – in voller
Höhe als Betriebsausgabe abgezogen werden.13)

Die wohl wesentlichste Neuerung ist, dass die Differenzierung zwi-
schen Aus- und Fortbildungsmaßnahmen gelockert und dadurch
der Kreis der abzugsfähigen Bildungsmaßnahmen erweitert wird.
Abzugsfähig sind – unter bestimmten Voraussetzungen – nunmehr
auch Aufwendungen für die berufliche Ausbildung.

a) Dem Grunde nach

Als Voraussetzung für eine Abzugsfähigkeit normieren die neuen
§ 4 Abs 4 Z 7 und § 16 Abs 1 Z 10 EStG den Zusammenhang
der Bildungsmaßnahme mit der vom Steuerpflichtigen ausgeübten
oder einer damit verwandten betrieblichen oder beruflichen Tätig-
keit.14) Das Gesetz stellt nach seinem Wortlaut ausdrücklich auf
den ausgeübten und nicht etwa auf den erlernten Beruf ab.15) Ziel-
richtung dieser neuen Regelung ist also die gezielte Förderung von

nicht. Vgl VwGH 18. 6. 1980, 591/80 bzw 17. 6. 1980, 656/80.
Zahlreiche weitere Beispiele bei Werndl/Zitta, ÖStZ 1987, 199.

9) Diese sieht aber offenbar Müller, ÖStZ 1995, 409.
10) Vgl 1766 BlgNR 20. GP 37; BGBl I 1999/106.
11) Erlass: Änderungen der LStR 1999 aufgrund des StRefG 2000, BMF

14. 12. 1999, Z 07 0101/41-IV/7/99, AÖFV 1999/274. Abge-
druckt in ÖStZ 1999, 671ff.

12) Erlass: Einführung eines Bildungsfreibetrages (BFB) gem § 4 Abs 4 Z 8
EStG 1988 idF StRefG 2000, BMF 14. 12. 1999, Z 06 0410/2-IV/6/
99, AÖFV 1999/270. Abgedruckt in ÖStZ 1999, 651ff.

13) Der Arbeitgeber kann die angefallenen Nächtigungskosten dem Arbeit-
nehmer steuerfrei ersetzen und als Betriebsausgabe abziehen. Eine
Höchstgrenze besteht nicht. Vgl Nolz/Müller, Steuerreform 2000 in
der Praxis 20.

14) § 16 Abs 1 Z 10 EStG, der die Abzugsfähigkeit einer Bildungsmaß-
nahme als Werbungskosten regelt, stellt dementsprechend nur auf die
Verwandtschaft zur beruflichen Tätigkeit des Arbeitnehmers ab.

15) Auch die Materialien sprechen lediglich von der ausgeübten Tätigkeit;
vgl 1766 BlgNR 20. GP 42 = ÖStZ 1999, 161. Die Rechtmäßigkeit
der Berufsausübung ist nach den berufsrechtlichen Regelungen zu beur-
teilen. Vgl weiters LStR 1999 RZ 358 (FN 11). Für Aufwendungen nach
§ 26 Z 3 EStG wird nicht zwischen der ausgeübten und der erlernten
Tätigkeit differenziert. Es kommt alleine auf das überwiegend betrieb-
liche Interesse an der Aus- oder Fortbildung an. Vgl Doralt, EStG-Kom-
mentar3, § 26 Tz 23ff (27).
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Aus- und Fortbildungsmaßnahmen für bereits ins Erwerbsleben
integrierte Arbeitskräfte. Nach den Materialien soll die Bestim-
mung vor allem die Absetzbarkeit von Aufwendungen für Umschu-
lungen gewährleisten. Die Erläuternden Bemerkungen zur Regie-
rungsvorlage nennen als Beispiel eine Umschulung von Friseur in
Kosmetiker oder von Taxichauffeur in LKW-Chauffeur.16) Der steuer-
liche Anreiz erleichtert es dem Steuerpflichtigen, sich für eine dem
bisher ausgeübten Beruf verwandte Tätigkeit zu entscheiden. Dies
stellt eine wesentliche Verbesserung gegenüber der alten Rechts-
lage dar, wurden Berufsumschulungen doch bislang als nicht-
abzugsfähige Ausbildungskosten qualifiziert.17) Die Situation wird
durch die Neuregelung allerdings nur dann verbessert, wenn man
unter dem Begriff der ausgeübten Tätigkeit nicht nur die zuletzt aus-
geübte Tätigkeit versteht. Würde man etwa bei einem Arbeitneh-
mer, der 10 Jahre als Kfz-Mechaniker tätig war und nach einer
Phase der Arbeitslosigkeit zur Überbrückung ein halbes Jahr als La-
gerarbeiter arbeitete, an der zuletzt ausgeübten Tätigkeit anknüp-
fen, würde dies nicht gerade dessen Chancen am Arbeitsmarkt
verbessern und dem Zweck der Bestimmung entgegenlaufen.
Nach bisheriger Rechtslage waren nur Bildungsmaßnahmen als
Betriebsausgabe bzw als Werbungskosten abzugsfähig, die direkt
mit dem ausgeübten Beruf in Zusammenhang standen (Berufsiden-
tität).18) Nach dem StRefG 2000 werden nunmehr auch jene Maß-
nahmen der Aus- und Fortbildung abzugsfähig sein, die in Zu-
sammenhang mit einem Beruf stehen, der dem ausgeübten Beruf
artverwandt ist. Eine nähere Definition dieses Begriffes wird im
Gesetz allerdings nicht vorgenommen.
Die Bestimmung dieses Terminus ist von besonderer Bedeutung, da
berufsspezifische Bildungsmaßnahmen für nicht verwandte, also
fremde Berufe generell als nicht abzugsfähig qualifiziert wer-
den.19) Nach Ansicht des BMF bestimmt sich die Verwandtschaft
einer Tätigkeit mit der ausgeübten Tätigkeit nach der Verkehrsauf-
fassung. Demnach ist von einer verwandten Tätigkeit auszugehen,
wenn die Tätigkeiten (Berufe) üblicherweise gemeinsam am Markt
angeboten werden (so zB Dachdecker und Spengler) oder die
Tätigkeiten im Wesentlichen gleich gelagerte Kenntnisse oder
Fähigkeiten erfordern (etwa Elektrotechniker und EDV-Techniker).
Ein Indiz für die Verwandtschaft stellt die Möglichkeit der wechsel-
seitigen Anrechnung von Ausbildungszeiten dar.20)
Anhaltspunkte für eine adäquate Bestimmung der „verwandten
Tätigkeit” könnten auch den jeweiligen berufsrechtlichen Sonder-
gesetzen entnommen werden. Im Bereich des Gewerberechts etwa
könnte man auf die in den §§ 94 und 95 GewO normierte Eintei-
lung der Handwerke bzw die ausdrückliche Aufzählung von ver-
wandten Gewerben zurückgreifen.21)
Die Verwandtschaft der angestrebten neuen Tätigkeit ist jeweils im
Einzelfall zu überprüfen. Die Basis der Beurteilung bildet die konkrete
bisherige Tätigkeit, die in vielen Fällen nicht mit dem erlernten Beruf
übereinstimmen wird. Die in den Erläuternden Bemerkungen er-
wähnten Beispiele zu § 4 Abs 4 Z 7 EStG zeigen, dass der Gesetz-

geber durch die Regelung den Zweck verfolgte, den Arbeitnehmern
Umschulungen und berufliche Neuorientierungen zu erleichtern. In
weiterer Folge ist davon auszugehen, dass der Kreis der verwandten
Tätigkeit nicht zu eng gezogen werden darf, um den intendierten
Zweck der Förderung von Umschulungen sowie der Erhöhung der
Mobilität der Arbeitnehmer am Arbeitsmarkt nicht zu verfehlen.

Die Bildungsmaßnahme muss im Zusammenhang mit der ausgeüb-
ten oder verwandten Tätigkeit stehen. Ein solcher ist gegeben,
wenn die erworbenen Kenntnisse in einem wesentlichen Umfang
im Rahmen der ausgeübten bzw verwandten Tätigkeit verwertet
werden können. Ein Zusammenhang mit der ausgeübten oder ver-
wandten Tätigkeit besteht nach Ansicht des BMF stets bei Bildungs-
maßnahmen, die dem Erwerb grundsätzlicher kaufmännischer und
bürotechnischer Kenntnisse dienen, da derartige Kenntnisse von
genereller Bedeutung für alle Berufsgruppen sind. In diesem Fall
entfällt die Prüfung der konkreten Veranlassung durch den ausge-
übten Beruf gänzlich.22) Demnach sind etwa EDV-Einstiegskurse
und Buchhaltungskurse, unabhängig von der bisher ausgeübten
Tätigkeit, jedenfalls abzugsfähig.

Unschädlich ist nach der neuen Rechtslage ein Wechsel in der Ein-
kunftsart, etwa von nichtselbstständiger Tätigkeit in selbstständige
Tätigkeit.23) Die realistisch einzuschätzende Absicht des Wechsels
der Einkunftsart war, wie Werndl/Zitta herausgearbeitet haben,
nach bisheriger Rechtslage entscheidungswesentliches Kriterium
für die Nichtabzugsfähigkeit einer Aufwendung für Bildungsmaß-
nahmen.24) Die nunmehrige Abzugsfähigkeit von Aus- und Fort-
bildungskosten auf dem Weg eines Arbeitnehmers in die Selbst-
ständigkeit ist mE eine willkommene Maßnahme zur Förderung
von Betriebsgründungen.

Schließlich wird durch die neue Regelung zum Teil auch das
Problem der so genannten Ausbildungsdienstverhältnisse abge-
schwächt. Eine Überprüfung des Charakters einer Bildungsmaß-
nahme an der Missbrauchsvorschrift des § 22 BAO wird aufgrund
der weitgehenden gesetzlichen Gleichstellung von Aus- und Fortbil-
dungsmaßnahmen obsolet.25)

16) Siehe 1766 BlgNR 20. GP 42 = ÖStZ 1999, 161.
17) Vgl mWN Werndl/Zitta, ÖStZ 1987, 200.
18) Zum Kriterium der Berufsidentität detailliert Müller, ÖStZ 1995, 410f.
19) Das BMF nennt als Beispiel eine Umschulung von Koch in EDV-Techni-

ker. Siehe LStR 1999 RZ 358, ÖStZ 1999, 672.
20) So LStR 1999 RZ 358, ÖStZ 1999, 671f.
21) Nach Grabler/Stolzlechner/Wendl muss die Erklärung zum verwand-

ten Gewerbe auf ähnliche Grundinhalte der Tätigkeiten, die Ähnlich-
keit der verwendeten Geräte und Maschinen und ähnliche Arbeitstech-
niken Bezug nehmen und sachlich gerechtfertigt sein. Vgl Grabler/
Stolzlechner/Wendl, Kommentar zur GewO (1998) 501ff (503).

22) Siehe LStR 1999 RZ 358, ÖStZ 1999, 672.
23) Nolz/Müller, Steuerreform 2000 in der Praxis 19.
24) Siehe dazu Werndl/Zitta, ÖStZ 1987, 202.
25) Zur Sonderstellung der Ausbildungsdienstverhältnisse und den daran

anknüpfenden steuerrechtlichen Problemen Werndl/Zitta, ÖStZ 1987,
202f; Müller, ÖStZ 1995, 412.



AnwBl 2000/4 189

Abhandlungen

Abzugsfähig als Betriebsausgaben bzw Werbungskosten sind
nach der neuen Rechtslage zB Aufwendungen für Sprachkurse,
postgraduelle Studien, wie etwa Masters-Programme (MBA, LL.M.,
MAS usw), Universitätslehrgänge (zB Universitätslehrgang für Wirt-
schaftsjuristen), Fachhochschulen, Fachakademien, Meisterprüfun-
gen, berufsbildende (höhere) Schulen, Kollegs nach dem SchOG
(frühere Abiturientenlehrgänge), Verwaltungsakademie und Beam-
tenaufstiegsprüfung.26)
Nicht abzugsfähig sind nach § 4 Abs 4 Z 7 und § 16 Abs 1 Z 10
EStG die Aufwendungen für den Besuch einer allgemein bildenden
(höheren) Schule, der Hauptschule, des Polytechnikums sowie für
ordentliche Universitätsstudien. Aufwendungen für die genannten
Bildungsmaßnahmen sind auch dann nicht abzugsfähig, wenn
ein Zusammenhang mit der ausgeübten bzw verwandten Tätigkeit
besteht.27)
Die generelle Nichtabzugsfähigkeit ordentlicher Universitätsstu-
dien,28) also auch für den Fall, dass es sich um ein mit dem Erststu-
dium qualifiziert verflochtenes Zweitstudium handelt, stellt für die
betroffenen Steuerpflichtigen eine Verschlechterung dar, wurden
doch nach bisheriger Rechtslage die Aufwendungen für ein derart
nahe stehendes Zweitstudium als abzugsfähig betrachtet.29)
Die vom Gesetzgeber vorgenommenen Differenzierungen zwi-
schen Universität und Fachhochschule sind mE unter dem Blickwin-
kel des Sachlichkeitsgebots des Gleichheitssatzes als bedenklich
zu bezeichnen. Während die Aufwendungen für ein Fachhoch-
schulstudium abzugsfähig sein sollen, werden die Kosten eines
ordentlichen Diplomstudiums einer gleichartigen Fachrichtung steu-
erlich nicht begünstigt. In beiden Fällen handelt es sich um Ausbil-
dungen, für die ein akademischer Grad verliehen wird. Oftmals
wirken sogar bei beiden Ausbildungen dieselben Vortragenden
und werden bei beiden Bildungsmaßnahmen nahezu idente Inhalte
vermittelt.
Nicht einsichtig ist mE auch die Differenzierung zwischen einem
Universitätslehrgang (zB für Wirtschaftsjuristen) und einem Dokto-
ratsstudium (zB Dissertation aus Wirtschaftsrecht). Zusätzlich zu
den Kriterien des letzten Beispiels stellt hier in beiden Fällen der
Abschluss des Diplomstudiums der Rechtswissenschaften eine Zu-
lassungsvoraussetzung dar. Auch ist etwa das Doktoratsstudium
der Rechtswissenschaften keine Voraussetzung für die Ausübung
der traditionellen Rechtsberufe und daher als zusätzliche Bildungs-
maßnahme zu qualifizieren.30) Im Ergebnis können der genannte
Universitätslehrgang und das Doktoratsstudium durchaus als ver-
gleichbare postgraduelle Fortbildungsmaßnahmen etwa für einen
Rechtsanwaltsanwärter gelten. Die vom Gesetzgeber getroffene
Unterscheidung gründet daher nicht auf objektiven Merkmalen
(„Unterschiede im Tatsächlichen“). Sie kann nicht als sachlich
gerechtfertigte Differenzierung begriffen werden und ist daher mE
gleichheitswidrig.
Nicht abzugsfähig sind weiters Aufwendungen für Kurse zur Per-
sönlichkeitsentwicklung, B-Führerschein, Esoterikkurse usw. Der

Gesetzgeber geht davon aus, dass es sich hierbei um Auf-
wendungen handelt, die der privaten Lebensführung dienen oder
auch bei nicht berufstätigen Personen von allgemeinem Interesse
sind.31)

Betrachtet man das Angebot von professionellen Aus- und Fort-
bildungsanbietern, bilden der Bereich der Persönlichkeitsentwick-
lung, die Vermittlung wirtschaftlicher Zusatzqualifikationen sowie
EDV-Kurse die drei wichtigsten Gebiete. Den Bereich der Persön-
lichkeitsentwicklung per se der privaten Lebensführung zuzurech-
nen32) ist mE bedenklich, geht es bei Maßnahmen der Persönlich-
keitsentwicklung doch zu einem großen Teil um den Erwerb von
konkreten Fähigkeiten und Techniken, die erlernbar sind und im
Rahmen der fachlichen bzw universitären Ausbildung nach wie
vor zu kurz kommen. Unter dem Aspekt, dass der Gesetzgeber
durch die gezielte (steuerliche) Förderung von Umschulungen eine
Verbesserung der Chancen der Arbeitnehmer am Arbeitsmarkt
bezweckt, ist es ferner bedenklich, dass Aufwendungen für die
Persönlichkeitsentwicklung eines Arbeitnehmers bzw Unternehmers
generell als nicht abzugsfähig eingestuft werden. In vielen Fällen
hat die schwere Vermittelbarkeit eines Arbeitnehmers – gleichgül-
tig ob Akademiker oder Arbeiter – die Ursache in fehlenden außer-
fachlichen Qualifikationen des Arbeitnehmers. Durch gezielte
Maßnahmen der Persönlichkeitsentwicklung können etwa die
Teamfähigkeit, das Selbstbewusstsein sowie das Verantwortungs-
gefühl des Arbeitnehmers verbessert werden. Die Verbesserung
der genannten Kompetenzen liegt sicherlich (zumindest auch) im
betrieblichen Interesse. Auch Angehörige rechtsberatender Berufe
könnten von derartigen Seminaren oder Kursen für ihren Beruf
sicherlich profitieren.33)

26) Die Erläuternden Bemerkungen nennen als Beispiele die HAK-Matura
eines Buchhalters oder das Fachhochschulstudium eines kaufmänni-
schen Angestellten. Als abzugsfähiger Sprachkurs wird zB der Italie-
nischkurs eines Exportdisponenten mit Aufgabengebiet Export nach
Italien beurteilt. Vgl 1766 BlgNR 20. GP 42 = ÖStZ 1999, 161. Siehe
auch LStR 1999 RZ 361, ÖStZ 1999, 672f.

27) So eindeutig die Ansicht des BMF in LStR 1999 RZ 360, ÖStZ 1999,
672.

28) Darunter sind gem § 4 Z 2 Universitäts-Studiengesetz die Bakkalau-
reats-, Magister-, Diplom- und Doktoratsstudien sowie weiters die Studi-
enberechtigungsprüfung für diese Studien zu verstehen.

29) VwGH 7. 4. 1981 ÖStZB 1982, 2 = ÖJZ VwGH F 1982/251. Vgl
hingegen VwGH 17. 1. 1989 SWK 1989, R 75 = RdW 1989, 212;
VwGH 22. 9. 1987 ÖJZ VwGH F 1988/208.

30) Zur deutschen Rechtslage vgl Zugmaier, Promotionsaufwendungen als
Werbungskosten, DStZ 1999, 865.

31) Siehe 1766 BlgNR 20. GP 43 = ÖStZ 1999, 161. Vgl auch LStR 1999
RZ 359 und 360, ÖStZ 199, 672.

32) So die Erläuternden Bemerkungen 1766 BlgNR 20. GP 43 = ÖStZ
1999, 161.

33) Gefördert werden könnte zB selbstsicheres Auftreten vor Gericht und
gegenüber den Mandanten, Gesprächsverhalten und -führung, Frage-
techniken für Vergleichsverhandlungen, Vortragsstil usw. Siehe dazu
die Anmerkungen in FN 1.



190 AnwBl 2000/4

Abhandlungen

Das BMF hat das angesprochene Problem offenbar bereits erkannt,
sprechen die LStR 1999 doch von der Nichtabzugsfähigkeit von
Aufwendungen für „Persönlichkeitsentwicklung ohne beruflichen
Bezug“.34) Dieser „berufliche Bezug“ ist allerdings streng zu beur-
teilen, wobei sogar eine berufliche Notwendigkeit der Bildungs-
maßnahme gefordert wird, wenn diese sowohl berufsspezifische
Bedürfnisse als auch den Bereich der privaten Lebensführung be-
trifft. Als Indiz für eine berufliche Notwendigkeit wird die Tatsache
angesehen, dass der Arbeitgeber einen wesentlichen Teil der Kos-
ten trägt.35) Maßnahmen zur Persönlichkeitsentwicklung, die einen
entsprechenden beruflichen Bezug aufwiesen, sind daher gem § 4
Abs 4 Z 7 bzw § 16 Abs 1 Z 10 EStG abzugsfähig.

b) Der Höhe nach

Aufwendungen für Aus- und Fortbildung sind grundsätzlich in
tatsächlicher Höhe absetzbar. Dies betrifft etwa die Kosten des
Kurses bzw Seminars, Kosten für Lehrbehelfe und Lernunterlagen,
Fachliteratur36) sowie Fahrtkosten.37) Aufwendungen für Nächti-
gungen (einschließlich des Frühstücks) können nach der neuen
Rechtslage allerdings nur mehr höchstens im Ausmaß des den Bun-
desbediensteten nach § 13 Abs 1 Reisegebührenvorschrift zuste-
henden Nächtigungsgeldes der Höchststufe (momentan S 249,–)
zuzüglich des maximal möglichen Zuschusses in der Höhe von
350% geltend gemacht werden. Für Nächtigungen im Inland kön-
nen daher zurzeit höchstens S 1120,50 steuerlich abgesetzt wer-
den.38) Für Nächtigungen im Ausland bestehen unterschiedliche
Sätze. 39)

2. Bildungsfreibetrag

Während bei der Anschaffung oder Herstellung von abnutzbaren
Anlagegütern ein Investitionsfreibetrag in der Höhe von bis zu 9%
der Anschaffungs- oder Herstellungskosten geltend gemacht wer-
den kann und dadurch ein gewisser, wenn auch nur langfristig
spürbarer Anreiz für Investitionen in das Sachkapital des Unterneh-
mens gegeben ist,40) war für entsprechende Investitionen in das
„Humankapital“ des Unternehmens bisher keine entsprechende
Begünstigung vorgesehen.

Der Gesetzgeber hat sich dazu entschlossen, nunmehr auch be-
stimmte Aufwendungen für Bildungsmaßnahmen entsprechend zu
begünstigen, die der Arbeitgeber im betrieblichen Interesse für
den Arbeitnehmer tätigt. Mit § 4 Abs 4 Z 8 EStG wurde demnach
eine neue Art der Betriebsausgabe normiert, nämlich ein Bildungs-
freibetrag (BFB) von bis zu 9% der Aufwendungen, die dem Arbeit-
geber von einer gesetzlich näher bestimmten Aus- und Fortbil-
dungseinrichtung in Rechnung gestellt werden. Für Aufwendungen,
die der Arbeitgeber für seine eigene Aus- und Fortbildung tätigt,
kann hingegen kein BFB in Anspruch genommen werden.

Voraussetzung für eine Geltendmachung des BFB ist also das Vor-
liegen eines betrieblichen Interesses an der Aus- oder Fortbildung.
Die Gesetzesmaterialien sprechen von einem objektivierbaren be-

trieblichen Interesse.41) Für die Kosten einer Ausbildung, die der
Arbeitnehmer ausschließlich privat verwerten kann, steht der BFB
jedenfalls nicht zu.42) Für Aufwendungen, die sowohl dem betrieb-
lichen Interesse als auch dem privaten Interesse des Arbeitnehmers
dienen, wird man auf die betriebliche Verwertbarkeit des bei der
konkreten Bildungsmaßnahme Erlernten sowie auf das Über-
wiegen des betrieblichen Interesses abstellen müssen, um den BFB
geltend machen zu können.43) Aufwendungen für Aus- und Fort-
bildungsmaßnahmen für Berufsanwärter, wie etwa Rechtsanwalts-
anwärter stehen in einem überwiegend betrieblichen Interesse,
stellt doch die Ausbildung eine wesentliche Dienstpflicht des Berufs-
anwärters dar.44) Dieses Interesse liegt auch bei Bildungsmaßnah-
men vor, die dem Anwärter nach den berufsrechtlichen Regelun-
gen vorgeschrieben sind.45) Die Erweiterung und Verbesserung der
Fähigkeiten des Berufsanwärters kommt dem Betrieb des ihn be-
schäftigenden Rechtsanwalts direkt zugute. Die Fehlerhäufigkeit
und das Haftungsrisiko werden sich verringern, der Anwärter kann
umfassender und weitergehender eingesetzt werden und dadurch
dem Betrieb mehr Honorare bringen.

Der BFB kann allerdings nicht geltend gemacht werden, wenn es
sich um unternehmenseigene Bildungsaufwendungen handelt. Als
unternehmenseigene Aufwendungen sind etwa die Kosten für ein
betriebseigenes Bildungshaus oder Schulungszentrum sowie Lohn-

34) Vgl LStR 1999 RZ 359, ÖStZ 1999, 672 .
35) Abzugsfähig sind etwa die Aufwendungen eines Lehrers für ein psycho-

logisches Seminar, wenn der Fortbildungscharakter durch einen homo-
genen Teilnehmerkreis, einen auf Probleme des Schulalltags abgestell-
ten Ablauf sowie eine vom Arbeitgeber bestätigte Berufsbezogenheit
einwandfrei erkennbar ist. Siehe dazu VwGH 29. 11. 1994, 90/14/
0231; 90/14/0215. Vgl weiters VwGH 15. 4. 1998, 98/14/0004.

36) Zur alten Rechtslage vgl Vergeiner, Fachliteraturkosten bei Berufs-
anwärtern – Werbungskosten oder Kosten der Lebensführung, SWK
1981. A I 235.

37) Dabei ist stets zu beachten, ob die Fahrtkosten nicht bereits durch
den Verkehrsabsetzbetrag oder die Pendlerpauschale abgegolten sind
(§ 16 Abs 1 Z 6 EStG).

38) § 13 Abs 1 iVm Abs 7 Reisegebührenvorschrift BGBl 1955/133 idF
BGBl 1994/665.

39) So zB für Brüssel S 1984,50 (450% von S 441,–).
40) Vgl §§ 10 und 10a EStG, kritisch Doralt, EStG-Kommentar3, § 10

Tz 2 f, der in der bis 1988 geltenden Möglichkeit der vorzeitigen
Abschreibung den größeren Investitionsanreiz sieht.

41) Siehe 1766 BlgNR 20. GP 43 = ÖStZ 1999, 161. Nach Ansicht des
BMF im Erlass zum BFB (FN 12), ÖStZ 1999, 651ff (652), deckt sich
die Auslegung des „betrieblichen Interesses“ mit jener zu § 26 Z 3
EStG. Es wird also ein überwiegend betriebliches Interesse gefordert.
Vgl dazu auch LStR 1999 RZ 696.

42) Dies wird besonders bei Fremdsprachenausbildungen zu berücksichti-
gen sein.

43) In diesem Sinne auch das BMF in Punkt 4.2. des Erlasses, ÖStZ 1999,
652.

44) Zur Verdrängung des Ausbildungscharakters bei Ausbildungsdienstver-
hältnissen vgl Müller, ÖStZ 1995, 412.

45) Diese sind zumindest teilweise Voraussetzung für die erweiterte Vertre-
tungsberechtigung des Rechtsanwaltsanwärters. Siehe dazu auch FN 2.
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kosten für im Unternehmen beschäftigte Ausbildner zu verstehen.
Daran vermag nach Nolz/Müller auch die bloße „Austöchterung“
der Bildungseinrichtung nichts zu ändern.46)
Unerheblich ist, ob an einer Bildungsveranstaltung ausschließlich
Arbeitnehmer (etwa Berufsanwärter) teilnehmen oder auch der
Arbeitgeber (zB Rechtsanwalt). Die Voraussetzung des Vorliegens
einer Bildungsmaßnahme für Arbeitnehmer ist stets auf den jeweili-
gen Arbeitnehmer bezogen zu prüfen.47) Der BFB kann allerdings
nur für den auf die Arbeitnehmer entfallenden Teil der Aufwendun-
gen für die Bildungsmaßnahme geltend gemacht werden.
Als Aus- und Fortbildungseinrichtungen iS der behandelten Norm
gelten einerseits Bildungseinrichtungen von Körperschaften öffent-
lichen Rechts (zB auch Rechtsanwaltskammern) sowie andererseits
Einrichtungen, deren Geschäftsgegenstand in einem wesentlichen
Umfang in der Erbringung von Dienstleistungen auf dem Gebiet
der beruflichen Aus- und Fortbildung besteht und die ihre Dienst-
leistungen nach ihrer tatsächlichen Geschäftsführung einem unbe-
stimmten Personenkreis anbieten.
Die Erläuternden Bemerkungen definieren letztere Einrichtungen
als allgemein nachgefragte andere (professionelle oder gemeinnüt-
zige) Anbieter von Schulungsmaßnahmen. Die Materialien erset-
zen durch diese Definition jedoch nur einen unbestimmten Rechts-
begriff durch einen anderen, da der Begriff des allgemein nachge-
fragten Anbieters ebenso konkretisierungsbedürftig ist. Nach den
Materialien wird vor allem eine Abgrenzung zu unternehmenseige-
nen Bildungsmaßnahmen angestrebt, sodass unter dem Terminus
des „allgemein nachgefragten Anbieters“ wohl solche Anbieter
von Bildungsmaßnahmen zu verstehen sind, die zumindest im Be-
reich einer Branche ihr Bildungsangebot frei anbieten.
Eine Bildungsmaßnahme gilt dann als einem unbestimmten Perso-
nenkreis angeboten, wenn sich das Angebot nicht auf konkret
bestimmte Unternehmen beschränkt. Ein allgemeines Angebot an
die Unternehmen einer Branche oder eines Sektors (zB „Anwalts-
akademie“, „Akademie der Wirtschaftstreuhänder“ oder „Spar-
kassenakademie“) richtet sich nach den Erläuternden Bemerkun-
gen nicht an einen bestimmten Personenkreis iSd § 4 Abs 4 Z 8
EStG.48) Der BFB steht dem Arbeitgeber demnach zu, wenn die
Aus- und Fortbildung der Arbeitnehmer beispielsweise an Bildungs-
einrichtungen der Kammern, an einer Universität oder Fachhoch-
schule, dem BFI, dem WIFI, der Volkshochschule oder bei einem
professionellen Seminarveranstalter absolviert wird.
§ 4 Abs 4 Z 8 EStG verlangt weiters, dass der Geschäftsgegen-
stand dieser Einrichtungen in einem wesentlichen Umfang in der
Erbringung von Dienstleistungen auf dem Gebiet der beruflichen
Aus- und Fortbildung besteht.49) Nolz/Müller gehen davon aus,
dass die Bildungseinrichtung den Schwerpunkt ihrer Tätigkeit auf
die berufliche Aus- und Fortbildung legen muss. Damit wird wohl
ein Überwiegen der Aus- und Fortbildungstätigkeit im Vergleich zu
den übrigen Geschäftsfeldern des konkreten Anbieters gefor-
dert.50) Zur Klärung des Inhalts der Wortfolge „in einem wesent-

lichen Umfang“ wird damit allerdings kein Beitrag geleistet, kann
doch eine Einrichtung mehrere Schwerpunkte aufweisen, von
denen keiner überwiegend sein muss.
Das BMF hat die Bestimmung im diesbezüglichen Erlass derart
ausgelegt, dass ein „wesentlicher Umfang“ dann anzunehmen ist,
wenn die Aus- oder Fortbildungsdienstleistungen von der übrigen
Tätigkeit klar abgegrenzt werden können.51) Dadurch soll ein
gewisser Qualitätsstandard gewährleistet werden. Unerheblich ist

46) Nolz/Müller, Steuerreform 2000 in der Praxis 29; 1766 BlgNR
20. GP 43.

47) Vgl dazu Punkt 4.2. des BMF-Erlasses, ÖStZ 1999, 652.
48) Siehe 1766 BlgNR 20. GP 43.
49) Ob in diesem Kontext unter dem Geschäftsgegenstand der satzungsmä-

ßig festgelegte oder der unabhängig von der Satzung ausgeübte zu
verstehen ist, geht aus dem Gesetz nicht klar hervor. Da im Zusammen-
hang mit dem Anbieten dieser Dienstleistungen an einen unbestimmten
Personenkreis allerdings ausdrücklich auf die „tatsächliche Geschäfts-
führung“ abgestellt wird und dieser Zusatz beim Geschäftsgegenstand
fehlt, kann man mE davon ausgehen, dass der Gesetzgeber wohl den
satzungsmäßig festgelegten Geschäftsgegenstand meint.

50) Vgl Nolz/Müller, Steuerreform 2000 in der Praxis 29.
51) Siehe Punkt 3.2. des Erlasses, ÖStZ 1999, 652 (FN 12).
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in diesem Zusammenhang das Verhältnis des Umsatzes oder Ge-
winnes aus der Erbringung von Aus- oder Fortbildungsdienstleistun-
gen zur übrigen Geschäftstätigkeit. Neben den bereits erwähnten
Bildungseinrichtungen werden diese Kriterien auch von im Werk-
vertrag tätigen Vortragenden erfüllt.52)

Nach § 4 Abs 4 Z 8 EStG können nur Aufwendungen geltend
gemacht werden, die unmittelbar die Aus- und Fortbildungsmaß-
nahmen betreffen, also etwa Kurs- oder Lehrgangsgebühren, Kos-
ten für Fachliteratur, Skripten und Unterlagen sowie Mietkosten der
für externe Schulungsmaßnahmen angemieteten Räumlichkeiten.
Nicht begünstigt sind jedenfalls auch mitverrechnete Kosten für
Verpflegung oder Unterbringung.53)

Der BFB kann bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs 1 EStG ab-
gesetzt werden.54) Wird der Gewinn durch Überschussrechnung
nach § 4 Abs 3 EStG („Einnahmen-Ausgaben-Rechnung“) ermittelt,
ist der BFB als eigener Posten anzuführen.

Erhält der Arbeitgeber steuerfreie Zuschüsse der öffentlichen Hand
für Bildungsmaßnahmen etwa iSd § 3 Abs 1 EStG, kann er für die
damit finanzierten Bildungsmaßnahmen keinen Bildungsfreibetrag
geltend machen.55)

§ 4 Abs 4 Z 8 EStG trifft eine Regelung auch für den Fall, dass dem
Arbeitgeber Ausbildungskosten, für die der Bildungsfreibetrag gel-
tend gemacht wurde, nachträglich wieder vergütet werden. Be-
steht etwa eine Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer über die Rückzahlung von Ausbildungsaufwendungen bei
Ausscheiden aus dem Dienstverhältnis, so sind seitens des Arbeit-
gebers nicht nur der vergütete Betrag, sondern auch der dafür in
Anspruch genommene Bildungsfreibetrag als Betriebseinnahme zu
versteuern.

Die Bestimmung tritt mit der Veranlagung für das Jahr 2000, bei
abweichendem Wirtschaftsjahr 1999/2000, in Kraft.

III. Zusammenfassung der praktischen
Konsequenzen für die Anwaltschaft

1. Aufwendungen des Rechtsanwalts
(bzw des Anwärters) für sich selbst

Als Betriebsausgabe abzugsfähig sind nach § 4 Abs 4 Z 7 EStG
nunmehr Aufwendungen des Rechtsanwalts für eigene Maßnahmen
der Ausbildung und der Fortbildung, wenn sie mit der anwaltlichen
Tätigkeit oder einer damit verwandten Tätigkeit – zu denken ist
hier an andere juristische Berufe – in Zusammenhang stehen.

Gem § 16 Abs 1 Z 10 EStG sind eigene Aus- und Fortbildungs-
kosten des Rechtsanwaltsanwärters als Werbungskosten abzugs-
fähig. Voraussetzung ist ein Zusammenhang mit der anwaltlichen
Tätigkeit oder einer damit verwandten (juristischen) Tätigkeit.

Abzugsfähig sind in beiden Fällen die tatsächlichen Kosten der
Aus- und Fortbildungsmaßnahme (Kurskosten, Unterlagen, Fahrt-
kosten usw). Die Nächtigungskosten sind mit dem für Bundesbe-
dienstete vorgesehenen Höchstsatz (im Inland derzeit S 1120,50)

limitiert. Nicht abzugsfähig sind die Kosten eines ordentlichen Uni-
versitätsstudiums, also auch eines qualifiziert verknüpften Zweit-
studiums oder des Doktoratsstudiums, außerdem zB die Kosten
für Maßnahmen der Persönlichkeitsentwicklung ohne beruflichen
Bezug.

Die Neuregelung tritt am 1. 1. 2000 bzw mit der Veranlagung
2000 in Kraft.

2. Aufwendungen des Rechtsanwalts
für die Ausbildung des Anwärters

Der Rechtsanwalt konnte schon bisher die Kosten der Aus- und Fort-
bildung der Rechtsanwaltsanwärter als Betriebsausgabe geltend
machen, wenn sie im betrieblichen Interesse erfolgten. Dieses Inte-
resse ist auch dann gegeben, wenn es sich um Kurse handelt, die
dem Anwärter nach der Ausbildungsverordnung vorgeschrieben
sind. Daran hat sich durch das StRefG 2000 nichts geändert.

Darüber hinaus kann der Rechtsanwalt nunmehr für Aufwendun-
gen für die Aus- und Fortbildung seiner Anwärter oder auch Kanz-
leikräfte nach § 4 Abs 4 Z 8 EStG einen Bildungsfreibetrag (BFB)
in der Höhe von 9% als zusätzliche Betriebsausgabe geltend ma-
chen. Begünstigt sind nur die unmittelbaren Aus- und Fortbildungs-
kosten, nicht jedoch die Nächtigungskosten und die Kosten der
Verpflegung. Voraussetzung für die Inanspruchnahme des BFB ist
ein objektivierbares betriebliches Interesse an der Bildungsmaß-
nahme. Weitere Voraussetzung ist, dass die Rechnung von einer
gesetzlich näher definierten Bildungseinrichtung gestellt wird. Die
Kriterien des § 4 Abs 4 Z 8 EStG werden etwa von den Bildungs-
einrichtungen der Körperschaften öffentlichen Rechts oder von an-
deren professionellen Bildungseinrichtungen erfüllt, die ihre Dienst-
leistungen einem unbestimmten Personenkreis anbieten. Für Kosten
von Bildungsmaßnahmen, die dem Rechtsanwalt von der Anwalts-
akademie in Rechnung gestellt werden, kann der BFB jedenfalls
geltend gemacht werden.

Die Neuregelung tritt mit der Veranlagung für das Jahr 2000 in
Kraft.

52) Der BMF-Erlass spricht in diesem Zusammenhang ausdrücklich von
Rechtsanwälten, Wirtschaftstreuhändern, Richtern oder Beamten als
Vortragenden, ÖStZ 1999, 652.

53) So die eindeutige Formulierung der Erläuternden Bemerkungen
1766 BlgNR 20. GP 43 = ÖStZ 1999, 161.

54) Und zwar entweder im Rahmen der Gewinnermittlung durch Betriebs-
vermögensvergleich oder nach durchgeführter Gewinnermittlung durch
außerbilanzmäßigen Abzug des Betrages als Betriebsausgabe. Vgl
Nolz/Müller, Steuerreform 2000 in der Praxis 29. Die bilanzmäßige
Geltendmachung erfolgt durch die Bildung einer unversteuerten Rück-
lage (§ 205 HGB). Siehe dazu Punkt 7. des BMF-Erlasses, ÖStZ 1999,
654.

55) Wird durch die Zuschüsse nur ein Teil der Bildungsaufwendungen
abgedeckt, kann für die restlichen Kosten der Bildungsfreibetrag sehr
wohl geltend gemacht werden. Vgl Nolz/Müller, Steuerreform 2000 in
der Praxis 30.
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RA Dr. Jörg Beirer, Wiener Neustadt

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag

Die nach Schaffung der Advokatenordnung 1868 vergeblich von
den verschiedenen Advokatenkammern eingebrachten Vorschläge
an den Reichsrat zu ihrer Änderung und Ergänzung führten zum
Zusammenschluss der Kammern auf freiwilliger Basis im öster-
reichischen Advokatentag – ein Anfang, gemeinsame Interessen in
Standesfragen zu koordinieren, abzugleichen und gegenüber dem
Gesetzgeber zu vertreten. Da die Teilnahme an den zu Beginn
gut besuchten Advokatentagen immer geringer wurde, entschloss
man sich, nur noch einen Delegiertentag abzuhalten, an dem aus-
schließlich hiezu delegierte Abgesandte der einzelnen Kammern
teilnahmeberechtigt waren1).
Die Probleme der Advokatur mit Gerichten und der Legislative, das
Bemühen der Justiz, die Freiheit in der Vertretung einzuschränken,
gebot zur Wahrung der gemeinsamen Interessen eine ständige
und präsente Einrichtung zu schaffen. Die Ständige Deputation,
später abgelöst durch die Ständige Delegation, bestehend aus den
Präsidenten der Advokatenkammern und einer Anzahl von den ein-
zelnen Kammern gewählten Delegierten2), sollte für advokatori-
sche Gesamtinteressen eintreten. Das auf freiwilligem Zusammen-
schluss der einzelnen Kammern geschaffene Forum wurde über Be-
streben des Präsidenten der NÖ Rechtsanwaltskammer, Dr. Gustav
Harpner (1922 bis 1924), umgewandelt in die Ständige Vertreter-
versammlung der Rechtsanwaltskammer Österreichs.

Der freiwillige Zusammenschluss hatte den Nachteil, dass die in
diesem Gremium getroffenen Beschlüsse keinen Normencharakter
hatten. Deswegen und um die Interessen der Anwaltschaft nach-
drücklicher zu artikulieren und durchsetzen zu können und um
einen Ansprechpartner für die öffentlichen Bundesstellen zu haben,
war man interessiert und bestrebt, die ständige Vertreterversamm-
lung gesetzlich zu verankern. So wurde im Jahr 1928 geraten, die
ständige Vertreterversammlung in eine Generalanwaltskammer als
oberste und zentrale Standesinstanz einzurichten. Dazu kam es
infolge der divergierenden Meinungen und der Ereignisse ab
1934 nicht mehr3).
Im Jahre 1956 wurde der Österreichische Anwaltstag nach dem
Muster der österreichischen Advokatentage der Jahre 1875 bis
1908 eingeführt, getragen von der Ständigen Vertreterversamm-
lung4). Viele Errungenschaften der Anwaltschaft in den Verfahrens-
rechten der ZPO und StPO sind auf Initiativen der Ständigen
Vertreterversammlung zurückzuführen. Ebenso die im Jahre 1951
beschlossenen Richtlinien für die Ausübung des Rechtsanwaltsberu-
fes, die von der Tiroler Rechtsanwaltskammer entworfen wurden5).
Die folgenden Jahre führten zur Erkenntnis, dass ein freiwilliger
Zusammenschluss von Anwaltskammern zu wenig Gewicht gegen-
über dem Stand, den öffentlichen Behörden und dem Gesetzgeber
hat und gemeinsame Standesauffassungen mangels Normcharak-

ter ineffektiv und nicht durchsetzbar waren. Jahoda artikulierte
daher 1966 die Forderung an den Gesetzgeber für eine Österrei-
chische Rechtsanwaltskammer mit entsprechender Kompetenz6).
Die zur Vorbereitung des Anwaltstags 1971 eingesetzte Kommis-
sion forderte, dass die Beschlüsse der Vollversammlung und der
ständigen Vertreterversammlung, soweit sie eigene Angelegenhei-
ten regeln, als eigenständige Rechtsquellen der Selbstverwaltung
anerkannt werden sollten. Eine wirksame gesamtösterreichische
Standes- und Interessenvertretung sollte gesetzlich verankert wer-
den7).

Über Initiative des Grazer Kammerpräsidenten, Dr. Leo Kalten-
beck, wurde 1972 die ständige Vertreterversammlung umgewan-
delt in einen Verein mit dem Namen Österreichischer Rechtsan-
waltskammertag. Dies war auch ein Signal an den Gesetzgeber,
dass eine gemeinsame Standesvertretung gefordert und wün-
schenswert wäre. Diesem Wunsch kam der Gesetzgeber im Jahre
1973 nach und gemeinsam mit einer Reform der Rechtsanwalts-
ordnung wurde der Österreichische Rechtsanwaltskammertag als
Körperschaft öffentlichen Rechtes „zur Wahrung der Rechte der
Gesamtheit der österr Rechtsanwaltschaft sowie deren Vertretung“
gesetzlich verankert8).

Bis zur RAO-Novelle BGBl 1999/71 hat sich an den Bestimmun-
gen für den ÖRAK im Wesentlichen nichts geändert. Primär wollte
man den geänderten Bedingungen in der Ausübung der Rechtsan-
waltschaft Rechnung tragen und aus den Erfahrungen der letzten
Jahre Änderungen in der RAO herbeiführen. Weil erkannt wurde,
dass das bisherige System, auf in entscheidenden Gremien (Sozial-
partnerschaft, Kammern etc) schon beschlossenen Vorhaben zu
reagieren und die Aktionen der Anwaltschaft auf informelle
Gespräche zu beschränken, nicht ausreicht, um die Interessen der
Anwaltschaft zur Geltung zu bringen, sollte die Organisation
verbessert und die Präsenz in den wesentlichen und einflussreichen
Institutionen intensiviert werden, um rechtzeitig über Vorhaben in-
formiert zu sein und eigene Anliegen besser umsetzen zu können.

1) Friedrich Kübl, Geschichte der österreichischen Advokatur3, 123 und
127, in Schriftenreihe des Österreichischen Rechtsanwaltskammer-
tages Bd 3.

2) Kübl, aaO, 129.
3) Ernst Jahoda, Geschichte der österreichischen Advokatur 1918–1973,

22 in Schriftenreihe des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages
Bd 1.

4) Jahoda, aaO, 85.
5) Jahoda, aaO, 78.
6) Jahoda, Der Weg zur Österreichischen Rechtsanwaltskammer, ÖJZ

1966, 60ff.
7) Jahoda, aaO, 101.
8) Jahoda, aaO, 105, 106.
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Deshalb wurden über Initiative des Präsidenten der Rechtsanwalts-
kammer Vorarlberg, Dr. Manhart, im Präsidentenrat und im Arbeits-
kreis für Standesrecht Entwürfe zu Änderungen der Organisation
und der Kompetenzen des ÖRAK erarbeitet. Der ÖRAK sollte
a) als Vertretung der Kammern besser ausgerüstet und organisiert
werden,
b) zur Entlastung der einzelnen Kammern und um Doppelgleisig-
keiten zu vermeiden, zentrale Aufgaben übernehmen (siehe Treu-
handbuch, Versorgungseinrichtung Teil b) und
c) eine Bundesinstitution werden, die gegenüber Bundesbehörden
präsent und effizient nach Maßgabe der Beschlüsse im Präsiden-
tenrat und der Vertreterversammlung die Anliegen der Anwalt-
schaft vertritt.
Um das nötige Vertrauen in seine Tätigkeit zu schaffen, sollte der
ÖRAK von partikulären vor Ort agierenden Kammerinteressen
gelöst werden. Ein von der RAKNÖ erstellter Entwurf wurde am
12. 4. 1996 im Arbeitskreis für Standesrecht erörtert. In diesem
Entwurf war eingearbeitet;
1. eine Kompetenzausschließlichkeit des ÖRAK in Bundesangele-
genheiten;
2. Übertragung von Agenden, die aufgrund einheitlicher Durch-
führung sich zur zentralen Verwaltung eignen
3. und Verbot der Ämterkumulierung (Inkompatibilitätsklausel).
Das Amt eines Präsidenten oder Vizepräsidenten einer Kammer
sollte mit dem Amt eines Präsidenten oder Vizepräsidenten des
ÖRAK unvereinbar sein.
Von diesen Vorhaben blieb sehr wenig übrig.
Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag ist, soweit es die
Rechtsanwaltschaft in ihrer Gesamtheit betrifft, zur Wahrung ihrer
Rechte und Angelegenheiten sowie zu ihrer Vertretung berufen
(§ 35 Abs 3 RAO). Diese programmatische Bestimmung findet ihre
Ausgestaltung in den nachfolgenden Bestimmungen, in denen die
Aufgaben des ÖRAK konkretisiert werden. Ausgenommen die
Richtlinienkompetenz werden die Kompetenzen des ÖRAK durch
die Rechte der Rechtsanwaltskammern relativiert (§ 36 Abs 2
RAO). Seine ihm im § 36 RAO übertragenen Obliegenheiten kon-
kurrieren mit dem Wirkungskreis des Ausschusses der Kammern im
§ 28 Abs 1 lit l RAO. Dem Föderalismus wird insofern Rechnung
getragen, als den einzelnen Kammern die übrigen im § 28 RAO
aufgezählten Agenden sowie die Disziplinargerichtsbarkeit in ers-
ter Instanz obliegt.
Deshalb ist es notwendig, dass für rund 3500 Anwälte 9 Kammern
eingerichtet sind mit gleichem Verwaltungsumfang, gleichgültig
wie groß die Anzahl der Kammermitglieder ist. Es gibt 9 Ver-
sorgungseinrichtungen, 9 Disziplinarräte, 9 Einrichtungen für den
Kammeranwalt, 9 verschiedene Treuhandregelungen etc.
Die umzusetzende Niederlassungsrichtlinie und die für die Zukunft
zu erwartende Fluktuation sowie der durch vermehrte Agenden
größer werdende Verwaltungsaufwand berechtigt unter Berück-
sichtigung der Sparsamkeit der Verwaltung, der modernen Verwal-

tungsmöglichkeiten und des großen Wirtschaftsraumes der EU zur
Frage, ob die vom Gesetz dem ÖRAK übertragenen Aufgaben
und der beharrlich verteidigte Föderalismus von 9 Kammern, ge-
messen an den Bedürfnissen des Standes sachlich noch gerechtfer-
tigt ist. Ist es sachlich begründbar, dass die Kammerbeiträge ein-
schließlich der Zuschläge zwischen S 14.000,– und S 30.000,–
pro Anwalt und Kammer differieren, auch wenn die Differen-
zierung sich zum Teil aus unterschiedlichen Leistungen ergibt,
dass 9 verschiedene Versorgungseinrichtungen Umlagen zwischen
S 23.000,– und S 80.000,– pro Anwalt und Pensionsansprüche
zwischen rund S 21.000,– bis S 28.000,– pro Anwalt verwalten
und der Verwaltungsaufwand der 9 Kammern, die kleinste Kam-
mer hat rund 40 Mitglieder, dann kommen einige mit um die
300 Mitglieder und 400 Mitglieder und dann die Kammer Wien
mit 1500 Mitgliedern, einschließlich dem Verwaltungsaufwand für
den ÖRAK für ganz Österreich rund S 98,000.000,–, das sind
pro Anwalt rund S 28.000,–, beträgt.

Jahoda hat im Jahr 1966 gefordert9), dass einer österr Rechts-
anwaltskammer in Analogie zu § 49 ÄrzteG folgende Angelegen-
heiten zu übertragen sind:

1. Die Bundeskompetenz für alle Angelegenheiten, die Interessen
der österreichischen Anwaltschaft insgesamt berühren, betreffend
Behörden, Gutachten und Vorschläge für Gesetzgebung, Ausbil-
dung und Weiterbildung von Rechtsanwälten, Entsendung von Ver-
tretern der Anwaltschaft in andere Bundeskörperschaften.

2. Wirtschaftliche Einrichtungen und Wohlfahrtseinrichtungen für
Anwälte oder ihre Hinterbliebenen.

3. Disziplinäre Verfolgung von Verletzungen der anwaltlichen Be-
rufspflichten und von Beeinträchtigung der Ehre und Ansehen des
Standes.

Die vermehrten Aufgaben des Standes für die Versorgung der
Kammermitglieder und Pensionäre in der Kranken- und Pensions-
versicherung sprechen für eine einheitliche Verwaltung und im Hin-
blick auf die zu verwirklichende Niederlassungsrichtlinie auch für
ein einheitliches Pensions- und Rentensystem. Die unterschiedlichen
Gesellschaftsformen für die Ausübung der Rechtsanwaltschaft, die
Möglichkeit, Zweigniederlassungen in anderen Kammersprengeln
zu errichten sowie die sich aus der Niederlassungsrichtlinie erge-
benden Möglichkeiten für Rechtsanwälte aus den Mitgliedstaaten
der EU lassen es für eine effiziente Mitgliederverwaltung notwen-
dig erscheinen, diese zentral im ÖRAK zu führen. Die in 9 Kam-
mern unterschiedlichen Regelungen für Treuhandgelder führen zu
einer Ineffizienz dieser Regelungen und zu einer unerträglichen
Situation für die damit befassten Banken. Dies wird vor allem der
Anwalt spüren, der kammerübergreifend tätig ist. Um den Auf-
wand an Disziplinarräten zu minimieren und die Disziplinar-
gerichtsbarkeit zu vereinheitlichen und um der Fluktuation in der

9) Jahoda, Der Weg zur Österreichischen Rechtsanwaltskammer, ÖJZ
1966, 61ff.
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Anwaltschaft Rechnung zu tragen, ist eine einheitliche Disziplinar-
behörde beim ÖRAK sinnvoll. Geht man davon aus, dass der
Stand der Rechtsanwälte in den nächsten Jahren zunimmt, wird
von einer zentralen Behörde der damit verbundene Verwaltungs-
aufwand leichter aufgefangen werden können, als dies in den ein-
zelnen Kammern möglich ist. Die Sekretariate könnten infolge
Wegfall der Versorgungseinrichtungen, der Standesführung und
der Disziplinargerichtsbarkeit wesentlich reduziert werden, ohne
deshalb im Gegenzug im gleichen Ausmaß den ÖRAK auszuwei-
ten. Notwendig ist es, zentrale Register, wie Urkundenregister,
Testamentsregister, Teilnahme an Zertifizierungsstellen und derglei-
chen mehr einzurichten. Um die Exekutivorgane des ÖRAK (Präsi-
denten, Vizepräsidenten, Arbeitskreisvorsitzende und dergleichen
mehr) von lokalen Interessen loszulösen, wäre die Inkompatibilität
von solchen Funktionen im ÖRAK mit Funktionen in den Kammern
vorzusehen. Interessen der Kammern haben sich im Präsidentenrat
und in der Vertreterversammlung zu artikulieren und ihre Beschlüsse
sind von den Organen des ÖRAK zu vollziehen.

Entsprechend einem gesunden und im Sachlichen begründbaren
Föderalismus sollten den Kammern nur solche Agenden verblei-
ben, die sinnvoll vor Ort wahrgenommen werden müssen und
können. Dies könnten sein die Eintragung von Rechtsanwaltsgesell-
schaften sowie Registrierung von Niederlassungen, die Ausstellung
von Legitimationsurkunden und Beglaubigungsurkunden, die Kon-
takte zu den örtlichen Landesgerichten, Bezirksgerichten und Lan-
desbehörden und die Begutachtung von Gesetzen des Landes. Da
der ÖRAK föderalistisch zusammengesetzt bleiben sollte, wäre es
auch Sache der einzelnen Kammern, die im ÖRAK dafür vorgese-
henen Gremien zu beschicken.
Der Sach- und Personalaufwand könnte dadurch reduziert wer-
den. Doppelgleisigkeiten und Blockaden in der Umsetzung wären
vermeidbar. Ein effizienter ÖRAK müsste das Ergebnis sein.
Diese vom Gesetzgeber vorzusehenden Maßnahmen wären eine
logische Folge der historischen Entwicklung und ein Instrument
zur Sicherung der Unabhängigkeit der Anwaltschaft für die Zu-
kunft.
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Zulässigkeit von Vorabentschei-
dungsersuchen an den EuGH –
Ein österreichisches Beispiel
Das Verfahren nach § 54 Abs 2 bis 5 Arbeits- und Sozialgerichts-
gesetz (ASGG) hat eine Feststellung von Bestehen oder Nichtbeste-
hen von Rechten oder Rechtsverhältnissen zum Gegenstand, wobei
diese einen von namentlich bestimmten Personen unabhängigen
Sachverhalt betreffen. Antragsgegenstand muss eine Rechtsfrage
des materiellen Arbeitsrechts iSd ASGG sein. Hinzu kommt, dass
die betreffende Rechtsfrage für mindestens drei Arbeitgeber und
Arbeitnehmer von Bedeutung sein muss. Antragsberechtigt sind
kollektivvertragsfähige Körperschaften der Arbeitgeber oder der
Arbeitnehmer im Rahmen ihres Wirkungsbereichs. Solche kollek-
tivvertragsfähige Körperschaften können auch Antragsgegner sein.
In diesen Verfahren entscheidet der Oberste Gerichtshof als erste
und zugleich letzte Instanz. Der OGH hat den vom Antragsteller
behaupteten Sachverhalt ohne weitere Prüfung seiner rechtlichen
Beurteilung zugrunde zu legen. Das Verfahren ist streitig und die
Entscheidung bindet die Parteien.1)

Anlass des Ausgangsverfahrens für das Vorabentscheidungsersu-

chen des OGH in der Rs C-195/98 (Öst Gewerkschaftsbund, Ge-
werkschaft öffentlicher Dienst/Republik Österreich) ist die Frage,

ob bei der Republik Österreich angestellte Vertragslehrer und Ver-

tragsassistenten Anspruch darauf haben, dass frühere Beschäfti-

gungszeiten, die innerhalb der EU oder innerhalb des EWR statt-

gefunden haben, entsprechend nicht-diskriminierend angerechnet

werden. Der Österreichische Gewerkschaftsbund, Gewerkschaft

Öffentlicher Dienst, begehrte als Antragsteller des Ausgangsver-

fahrens einen diesbezüglichen Feststellungsantrag gegenüber der

Republik Österreich als Antragsgegnerin gemäß dem Verfahren

des § 54 Abs 2 bis 5 ASGG.2)

Unabhängig von der Sachfrage war es dem OGH ein Anliegen zu

klären, ob eine Vorabentscheidung in einem derartigen Verfahren,

nämlich „in dem aufgrund eines von einer Partei behaupteten, als

wahr anzunehmenden, von namentlich bestimmten Personen unab-

hängigen Sachverhalts über das Begehren dieser Partei auf Fest-

stellung des Bestehens oder Nichtbestehens von Rechten oder

Rechtsverhältnissen auf dem Gebiet des Arbeitsrechts, die nach

dem als wahr anzunehmenden Vorbringen dieser Partei für min-

destens drei Arbeitgeber oder Arbeitnehmer von Bedeutung sind,

vom Obersten Gerichtshof als erste und zugleich letzte Instanz zu

entscheiden ist“, eingeholt werden kann. Der OGH wollte also

wissen, ob sein Vorabentscheidungsverfahren zulässig ist, wobei

seine Zweifel auf dem besonderen Verfahrenscharakter des

ASGG-Verfahrens beruhen. Hinzu kommt, dass es sich um einen

einstufigen Rechtszug handelt.

Der OGH hat früher die Auffassung vertreten, das gegenständliche

Verfahren entspreche nicht dem traditionellen Bild der Gerichtsbar-

keit, da es sich um ein Rechtsgutachten handle, das in den „Mantel

der Gerichtsentscheidung“ gekleidet werde. Insbesondere weil der

OGH in diesen Fällen nicht als letzte Instanz, sondern als einzige

Instanz angerufen wird, hat er diese Regelung als verfassungs-

rechtlich bedenklich angesehen, wurde aber vom VfGH mit seinem

Antrag, die Vorschriften über das Verfahren als verfassungswidrig

aufzuheben, abgewiesen. Die Frage, ob ein nationales Gericht in

einem ein- oder mehrinstanzlichen Verfahren zu entscheiden hat,

ist aber, wie auch der Generalanwalt in seinen Schlussanträgen

feststellt, nicht Kern der Vorlagefrage, darüber hinaus stellen die

Voraussetzungen des Art 234 (177) EGV in Hinblick auf eine Vor-

lageberechtigung nicht auf einen innerstaatlichen Instanzenzug

ab. Nach Meinung des Generalanwalts rühren die Zweifel des

OGH an der Zulässigkeit des Vorabentscheidungsersuchens somit

vom Charakter des Verfahrens her (Schlussanträge vom 27. 1.

2000).

Fraglich sind daher der Charakter des Rechtsstreits, des Verfahrens

und der Entscheidung:

Zunächst stellt sich vor dem Hintergrund der allfälligen Qualifika-

tion als Rechtsgutachten die Frage, ob das gegenständliche Ver-

fahren dem objektiven Bedürfnis nach einer wirksamen Entschei-

dung eines konkreten Rechtsstreits entspricht. Wie der General-

anwalt formuliert, ist hiebei entscheidend, ob es sich bei dem Ver-

fahren und der Entscheidung nach § 54 Abs 2 bis 5 ASGG um ein

Gerichtsverfahren bzw um eine Gerichtsentscheidung iSd Recht-

sprechung des EuGH handelt.

Die Frage, ob es sich um einen „echten“ Rechtsstreit iSd Judikatur

des EuGH handelt, ist nach Dafürhalten des Generalanwalts im

Zusammenhang mit dem Gerichtsbegriff iSd Art 234 (177) EGV

zu sehen. Er weist nochmals darauf hin, dass die Frage, ob die

vorlegende Einrichtung unter diesen Begriff fällt, ausschließlich

eine Frage des Gemeinschaftsrechts ist. Ob eine Einrichtung Ge-

richtscharakter besitzt, prüft der EuGH anhand der gesetzlichen

Grundlage der Einrichtung, ihres ständigen Charakters, ihrer obli-

gatorischen Gerichtsbarkeit, der Durchführung eines streitigen Ver-

fahrens, der Anwendung von Rechtsnormen sowie der Unabhän-

gigkeit dieser Einrichtung. Es steht daher für den Generalanwalt

außer Zweifel, dass der OGH institutionell diese Kriterien erfüllt.

Auch die Tatsache, dass zwei der fünf Richter im fraglichen Verfah-

ren fachkundige Laienrichter sind, befindet er als bei Arbeits-

gerichten üblich und sieht darin keinen Grund, den OGH in dieser

1) Vgl auch AnwBl 1998, 621.
2) Anzumerken ist, dass sich in diesem Verfahren die Republik Öster-

reich als Antragsgegnerin des Ausgangsverfahrens als auch in ihrer
Eigenschaft als Mitgliedstaat, der eine Erklärung abgeben kann, betei-
ligt hat.
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Zusammensetzung nicht als Gericht eines Mitgliedstaates zu be-

trachten.

Ein nationales Gericht kann dem EuGH eine Frage aber nur dann

vorlegen, wenn bei ihm ein Rechtsstreit anhängig ist und wenn es

im Rahmen eines Verfahrens zu entscheiden hat, das auf eine Ent-

scheidung mit Rechtsprechungscharakter abzielt. Nach Meinung

des Generalanwalts weist das Verfahren nach § 54 Abs 2 bis 5

ASGG zahlreiche für ein Gerichtsverfahren typische Apekte auf:

so ist das Verfahren gesetzlich geregelt, es ist ein streitiges Verfah-

ren und unter anderem beruht die Entscheidung auf gesetzlichen

Vorschriften. Das Faktum, dass es sich um ein Feststellungsverfah-

ren handelt, in dem das Vorabentscheidungsersuchen vorgelegt

wurde, ist gemäß ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofs kein

alleiniger Ablehnungsgrund. Auch das Vorliegen eines kollektiven

Klagerechts, wie im Anlassfall, sieht der Generalanwalt als im mo-

dernen Rechtsschutz durchaus üblich an, insbesondere im Bereich

des Arbeitsrechts oder etwa des Verbraucherschutzes: damit soll

gerade Vereinigungen oder anderen Gruppierungen ermöglicht

werden, Verfahren im Interesse der von ihnen vertretenen Personen

oder Personengruppen (oder im öffentlichen Interesse) gerichtlich

einzuklagen. (Oft fehlen Einzelklägern etwa entsprechende finan-

zielle Mittel.)3)

Zur Frage des im Anlassfall von namentlich bestimmten Personen

unabhängigen Sachverhalts – also des Fehlens eines konkreten

Sachverhalts in einem Rechtsstreit zwischen bestimmten Personen –

stellt der Generalanwalt fest, dass dem gegenständlichen Antrag

deswegen trotzdem keine hypothetische Rechtsfrage zugrunde

liege, sondern vielmehr, ausgehend von abstrakten, aber typi-

schen Sachverhalten, über die diesen zugrunde liegenden Rechts-

fragen zu entscheiden sei. Auch mangelnde Relevanz könne nicht

ins Treffen geführt werden, da diese Fälle stellvertretend für andere

Fälle eben gerade typisch seien. Auch die Voraussetzung, dass

das nationale Gericht seine rechtliche Würdigung auf vom Antrag-

steller behauptete Tatsachen stützen muss, scheint nach Dafür-

halten des Generalanwalts kein Missbrauchsrisiko zu beinhalten,

da der Personenkreis, der vom Verfahren Gebrauch machen darf,

eingeschränkt ist. Aus alledem schließt der Generalanwalt, dass

das Verfahren nach § 54 Abs 2 bis 5 ASGG ein gerichtliches

Verfahren ist und ein echter Rechtsstreit vorliegt („echte Rechts-

sache“).

Aufgrund der jedenfalls mittelbaren Bedeutung der Entscheidung

des OGH in solchen Anlassfällen (zB sind Fristen zur Einleitung

paralleler Verfahren gehemmt) seien solche Entscheidungen wohl

nicht wie unverbindliche Stellungnahmen zu behandeln; hinzu

komme, dass sie jedenfalls für die Parteien des Anlassverfahrens

rechtlich bindend sind. Der Generalanwalt bringt hier auch noch

einen Vergleich mit den Wirkungen des Vorabentscheidungsver-

fahrens an sich, da er dessen Hauptzweck darin sieht, für alle ver-

gleichbaren Fälle – jedenfalls – eine einheitliche Auslegung und

Anwendung des Gemeinschaftsrechts vorzugeben; dies ziehe

aber wohl nicht den Rechtsprechungscharakter einer Vorabent-

scheidung in Zweifel, weil diese [nur] für das vorlegende nationale

Gericht bindend sei. Damit steht auch der Rechtsprechungscharak-

ter dieser Entscheidungen des OGH im Rahmen des ASGG-Verfah-

rens fest.

Schließlich scheint auch die Voraussetzung, dass der OGH als

erst- und zugleich letztinstanzliches Gericht entscheidet, im Inte-

resse der einheitlichen Anwendung des Gemeinschaftsrechts für

die Zulässigkeit des Vorabentscheidungsersuchens zu sprechen.

Diesem Zweck entspreche nämlich auch der Abs 3 des Art 234

(177) EGV (Vorlagepflicht nationaler Gerichte, deren Entscheidun-

gen selbst nicht mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts

angefochten werden können).

Nach all diesen Überlegungen kommt der Generalanwalt zum
Schluss, dass das Vorabentscheidungsersuchen des OGH zulässig
ist. Es ist zu vermuten, dass der EuGH den Überlegungen des
Generalanwalts folgen wird und das Vorabentscheidungsersuchen
des OGH ebenso für zulässig erachten wird.

Ergänzend wird nun auch die Vorlageberechtigung von Berufungs-

senaten bei den Finanzlandesdirektionen und Spruchsenaten bei

den Finanz- und Zollämtern, die in der Literatur auch bejaht wird,

erstmals konkret durch ein Vorabentscheidungsersuchen eines

solchen Berufungssenats an den EuGH auf die Probe gestellt

(EuGH, Schmid/Finanzamt für den 9., 18. und 19. Bezirk in
Wien, Rs C-516/99). Fraglich erscheint einem Berufungssenat bei

der Finanzlandesdirektion für Wien, Niederösterreich und Burgen-

land, ob Erträge aus ausländischen Aktien im Vergleich zu Erträ-

gen aus inländischen Aktien zu hoch besteuert sind. Bereits in der

Vergangenheit wurde die grundsätzliche Vorlageberechtigung der

im Abgabenverfahren als Rechtsmittelinstanz eingerichteten Beru-

fungssenate (§ 270ff BAO) unter Berufung auf die herrschende

Lehre bejaht (Berufungssenat VII der bei der Finanzlandesdirek-

tion für Wien, Niederösterreich und Burgenland eingerichteten

Berufungskommission für Niederösterreich, Berufungsentscheidun-

gen vom 10. 12. 1997, GZ 17-96/4571/14, 17-96/4572/14);

allerdings kam es in diesem Falle nicht zur Einleitung eines Vor-

abentscheidungsverfahrens, sondern angesichts der gerügten

gleichzeitigen Verfassungswidrigkeit und Gemeinschaftsrechtswid-

rigkeit einer Bestimmung zu einer abweisenden Berufungsentschei-

dung.

Christine Stix-Hackl

3) Auch in der bisherigen Rechtsprechung hatte der EuGH mit Vorlagefra-
gen, in denen der Kläger im Ausgangsverfahren ein Interessenverband
war, zu entscheiden (zB EuGH Rs C-470/93, Verein gegen Unwesen
in Handel und Gewerbe Köln/Mars, Slg 1995, S I-1923).
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Terminübersicht – Seminare
Mai

5. bis 6. 5. Zivilverfahren I
Seminar-Nr: 200505/3 ST. GEORGEN

5. bis 6. 5. Sozialrecht
Seminar-Nr: 200505/8 WIEN

9. 5. und 16. 5. Seminarreihe Steuerrecht
5. Umsatzsteuer
Seminar-Nr: 200509/8 WIEN

11. bis 13. 5. awak.intensive What’s new in the EU?
Seminar-Nr: 200511/3 BAD ISCHL

12. bis 13. 5. Standesrecht
Seminar-Nr: 200512/8 WIEN

19. bis 20. 5. Mietrecht
Seminar-Nr: 200519/3 ST. GEORGEN

19. bis 20. 5. Anglo-amerikanisches Zivil- und
Wirtschaftsrecht (Vertrags- und Gesell-
schaftsrecht inkl Verhandlungstraining)
Seminar-Nr: 200519/8 WIEN

Juni

19. bis 20. 5. Verwaltungsverfahren
Seminar-Nr: 200519A/8 WIEN

23. 5. Seminarreihe Steuerrecht
6. Kapitalverkehrsteuern
Seminar-Nr: 200523/8 WIEN

25. bis 27. 5. Der Rechtsanwalt als Unternehmer
Seminar-Nr: 200525/8 WIEN

26. bis 27. 5. Standesrecht
Seminar-Nr: 200526/3 ST. GEORGEN

6. 6. Seminarreihe Steuerrecht
7. Erbschafts- und Schenkungsteuer
Seminar-Nr: 200606/8 WIEN

16. 6. Grundzüge der Bilanzanalyse
und Unternehmensbewertung
Seminar-Nr: 200616/7 BREGENZ

16. 6. Internationales Privat- und Zivilprozess-
recht in der Europäischen Union
Seminar-Nr: 200616/5 GRAZ
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Juli

16. bis 17. 6. Verwaltungs(straf)verfahren –
Führerscheinentzug
Seminar-Nr: 200616/3 ST. GEORGEN

16. bis 17. 6. Verkehrsunfallanalyse
Seminar-Nr: 200616/6 INNSBRUCK

20. 6. Seminarreihe Steuerrecht
8. Finanzstrafrecht
Seminar-Nr: 200620/8 WIEN

30. 6. bis 1. 7. Körpersprache und Rhetorik
Seminar-Nr: 200630/2 HERNSTEIN

30. 6. bis 1. 7. Insolvenzrecht
Seminar-Nr: 200630/8 WIEN

7. 7. Die Behandlung eines Verkehrsunfalles
Seminar-Nr: 200707/5 GRAZ

What’s new in the EU?
Aktuelle Neuerungen im EU-Recht
für die Anwaltschaft
11. –13. Mai 2000 in Bad Ischl
Seminar für Rechtsanwälte
und Rechtsanwaltsanwärter
awak.intensive

Vor den Stößen jener Papiere stehend, die in der Europäischen
Union laufend produziert werden und zu einem sehr erheblichen
Teil die Rechtslage auch in Österreich formen oder zumindest
beeinflussen, hatten wir uns bei der Programmplanung für 2000
schnell entschieden, welchen Schwerpunkt wir für die Intensivsemi-
nare setzen wollen. Das Selbststudium in diesem Bereich ist bereits
nahezu unzumutbar geworden. Es bedarf einer entsprechenden
Aufbereitung des Materials durch Spezialisten. Genau dies wollen
wir Ihnen mit diesem Intensivseminar bieten: Experten aus den ver-
schiedensten Bereichen berichten uns über jene aktuellen Neuerun-
gen im EU-Recht, die für die Beratungs- und Vertretungstätigkeit der
Anwaltschaft von zentralem Interesse sind.
Wir laden Sie sehr herzlich ein, sich mit unserem facettenreichen
Programm jenen aktuellen und umfassenden Überblick zu verschaf-
fen, den Sie für Ihre tägliche Arbeit benötigen.
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Programm

Donnerstag, 11. Mai 2000

8.45 Eröffnung des Seminars durch den Präsidenten
der Oberösterreichischen Rechtsanwaltskammer,
Dr. Peter Posch

9.00–10.30 Die Europäische Union nach dem Vertrag von
Amsterdam:
Institutionelle Neuerungen im EU-Recht
Referent:
Univ.-Prof. DDDr. Waldemar Hummer,
Universität Innsbruck
Moderation:
Dr. Manfred Puchner, RA in Feldkirch

10.30–11.00 Pause für Körper & Geist

11.00–12.00 Materielle Neuerungen im EU-Recht
Referent:
Priv.-Doz. Dr. Werner Schroeder (LL.M. Berkley),
Universität Passau, Lehrstuhl für Staats- und Ver-
waltungsrecht, Völkerrecht und Europarecht
Moderation:
Dr. Manfred Puchner, RA in Feldkirch

12.00–12.30 Die Konsequenzen aus diesen Neuerungen für
den österreichischen Anwalt
Referent:
Dr. Karl Hempel, RA in Wien
Moderation:
Dr. Manfred Puchner, RA in Feldkirch

12.30–14.00 Business Lunch Buffet

14.00–15.30 Der Raum der Freiheit, der Sicherheit und des
Rechts, Einwanderungs- und Asylrecht
Referentin:
Mag. Nadja Lorenz, RA in Wien
Moderation:
Dr. Manfred Angerer, RA in Klagenfurt

15.30–16.30 Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen nach
dem Vertrag von Amsterdam
Referentin:
MMag. Barbara Göth, BM für Justiz
Moderation:
Dr. Manfred Angerer, RA in Klagenfurt

16.30–17.00 Pause für Körper & Geist

17.00–18.00 EU-Rechtliche Vorgaben für den Datenschutz
Referentin:
MR Mag. Dr. Waltraut Kotschy,
Bundeskanzleramt
Moderation:
Dr. Andrea Haniger, RA in Innsbruck
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Freitag, 12. Mai 2000

18.00–19.00 Kaiserliches Erdäpfelbuffet

19.00–21.00 Die Regierungskonferenz 2000 und die Reform
der Europäischen Union
Referenten:
Dr. Eva Nowotny, Leiterin der wirtschafts- und
integrationspolitischen Sektion im Bundesministe-
rium für auswärtige Angelegenheiten
Dr. Hans Brunmayr, stv. Generaldirektor im Ge-
neralsekretariat des Rates der EU
Moderation:
VPräs. Dr. Max Urbanek, RA in St. Pölten

ab 21.15 awak.vitality Relaxen beim Laufen

9.00–10.30 Neueste Entwicklungen im Gemeinschaftsrecht
anhand einschlägiger Judikatur des EuGH mit
Österreichbezug
Referent:
Univ.-Ass. Dr. Walter Obwexer, Universität Inns-
bruck, Institut für Völkerrecht, Europarecht und
Internationale Beziehungen
Moderation:
Dr. Waltraute Steger, RA in Linz

10.30–11.00 k. u. k. Erfrischungen

11.00–12.30 Neueste Entwicklungen im Gemeinschaftsrecht
anhand einschlägiger Judikatur des EuG mit
Österreichbezug
Referent:
Dr. Friedrich Erlbacher, Referent am Gericht ers-
ter Instanz der EG, Luxemburg
Moderation:
Dr. Waltraute Steger, RA in Linz

12.30–14.00 Business Lunch Buffet
Führung durch die Backstube der Konditorei
Zauner
Pre-opening-Führung der Ausstellung „Gold-
schmiedekunst – Die Juwelen der Habsburger“

14.00–16.00 Das EU-Recht in der Judikatur der österrei-
chischen Höchstgerichte, Teil I
Referenten:
Sektionschef Univ.-Doz. Dr. Gerhart Holzinger,
Mitglied des Verfassungsgerichtshofes
Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Pesendorfer, Vizepräsi-
dent des Verwaltungsgerichtshofes
Dr. Kurt Hofmann, Vizepräsident des OGH i.R.
Moderation:
VPräs. Dr. Elisabeth Simma, RA in Graz

Samstag, 13. Mai 2000

Diese Veranstaltung ist vom Ausschuss der Oberösterreichischen
Rechtsanwaltskammer und damit bundesweit für 6 Halbtage ap-
probiert.

Das nächste awak.intensive zum Thema EU-Recht findet vom 14.
bis 16. September 2000 im Schloss Seggau bei Leibnitz statt.

Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel (01) 710 57 22-0
oder Fax (01) 710 57 22-20 oder e-Mail office@awak.at. Zusätz-
lich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit, sich zu informie-
ren und sich anzumelden.

16.00–16.30 k. u. k. Erfrischungen

16.30–18.30 Das EU-Recht in der Judikatur der österrei-
chischen Höchstgerichte, Teil II
Referenten:
Sektionschef Univ.-Doz. Dr. Gerhart Holzinger,
Mitglied des Verfassungsgerichtshofes
Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Pesendorfer, Vizepräsi-
dent des Verwaltungsgerichtshofes
Dr. Kurt Hofmann, Vizepräsident des OGH iR
Moderation:
VPräs. Dr. Elisabeth Simma, RA in Graz

ab 19.00 Vergnüglicher Abend auf dem Wolfgangsee mit
Swing und Buffet – weit entfernt vom Ufer

9.00–10.30 Das EU-Rechtsschutzsystem: Neuerungen in Zu-
ständigkeiten und Verfahren des EuGH und EuG
Referenten:
Dr. Bernhard Schima (LL.M. Harvard), Referent
am Europäischen Gerichtshof, Luxemburg
Dr. Alfred Mair, Bundesministerium für Justiz
Moderation:
Dr. Peter Bleiziffer, RA in Salzburg

10.30–11.00 k. u. k. Erfrischungen

11.00–12.30 Transparenz und Informationszugang im EU-
Recht – Neuerungen für den Rechtsanwalt
Referent:
ao. Univ.-Prof. Dr. Dietmar Jahnel, Universität
Salzburg, RA in Wels
Moderation:
Dr. Willibald Stampf, RA in Mattersburg

ab ca 17.00 Optional: Heißluftballonfahrt über dem Salzkam-
mergut
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Seminarangebot für die nächste Zeit:

Grundseminar Mediation: (in Zusammenarbeit mit dem Österrei-
chischen Bundesverband für Psychotherapie)

Einführung in die Mediation:
(Voraussetzung für Grundseminar Mediation)

Fortbildungsmodule
für Teilnehmer mit Grundausbildung in Mediation

AVM-Seminare:

Aus unserer Jahresfortbildung in Wirtschaftsmediation gelangen
noch zwei Module (begrenzt für weitere acht Teilnehmer) auch ein-
zeln zur Ausschreibung:

Frühjahr
2000

Wien/Graz
Lehrgang 12

Herbst
2000

je nach Nachfrage
Lehrgang 13 – Voranmeldungen willkommen

31. März Wien
16. Juni je nach Nachfrage
15. Sept. Wien
17. Nov. je nach Nachfrage

alle: Mag. Wolfgang Vovsik

Juni Salzburg
Mediation in der Praxis
Gisela und Hans-Georg Mähler

Herbst Wien
Mediation im Strafrecht
Norbert Koblinger

Mai und
Okt.

Wien
Kommunikation in der Mediation
Dr. Karin Paar

Juni und
Nov.

Wien
NLP in der Mediation
Gerhard Klingesberger

Mai und
Okt.

Wien
Co-Mediation
Dr. Ursula Dick-Ramsauer und Co-Referent

18. Mai
bis 21. Mai
2000

Salzburg
Arbeit mit Gruppen in der Mediation
Veronika Dahlheimer und Gerhard Falk

6. Juli
bis 9. Juli
2000

Salzburg
Special Skills für die Mediation
Liz O’Brien und Barbara Filner

21. Sept.
bis 23.Sept.
2000

Salzburg
Einführung in Familien- und Wirtschaftsmediation
Dr. Gerhard Falk

Nähere Informationen über die AVM und das Seminarangebot
senden wir Ihnen gerne zu:

AVM, Anwaltliche Vereinigung für Mediation und
kooperatives Verhandeln

1010 Wien, Rosenbursenstraße 4/3
Tel 01/513 12 01 Fax 01/513 12 05
e-mail: office@avm.co.at

Besuchen Sie uns auch im Internet: www.avm.co.at !

1./2. Juli
2./3. Sept.
2000

Wien
Innsbruck
Kooperatives Verhandeln
Horst Eidenmüller

22./23.
Sept. 2000
und 3
Folgetermine

Wien
Systemische Gesprächsführung in der Mediation
Billie Rauscher-Gföhler
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Änderungen der Liste

Burgenland

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegung

Dr. SUPPER Christian,
7350 Oberpullendorf, Hauptplatz 1,
Tel. 02612/435 43,
Telefax 02612/435 43-10,
per 1. 1. 2000

Änderung der Telefaxnummer

Dr. RAPP Ulrich, Eisenstadt,
Telefax 02682/620 62-6

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. KUBIN Jürgen
per 12. 1. 2000
bei Dr. Willibald Stampf, Mattersburg

RAA Mag. BERGER Stefan
per 17. 1. 2000
bei Dr. Klaus Dörnhöfer, Eisenstadt

RAA Mag. GSCHIEL Dieter
per 1. 2. 2000
bei Dr. Peter Hajek, Eisenstadt

Kärnten

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. JELLY Alexander,
9500 Villach, Postgasse 2,
Tel. 04242/243 11,
Telefax 04242/21 07 17,
per 1. 2. 2000

Mag. Dr. MEDWED Stephan,
9020 Klagenfurt, Sterneckstraße 43,
Tel. 0463/551 20-0,
Telefax 0463/551 20-31,
e-mail: medwed.ra@aon.at,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 9. 2. 2000

Dr. SLAMA Alexandra,
9020 Klagenfurt, Bahnhofstraße 9/1,
Tel. 0463/50 80 00,
Telefax 0463/554 58-3,

korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 21. 2. 2000

Kanzleisitzverlegung

Mag. Dr. BAHR Reimer,
9500 Villach, 8.-Mai-Platz 3,
Tel. 04242/21 63 30,
Telefax 04242/21 63 40,
e-mail: bahr@utanet.at,
korrespondiert in dänischer, engli-
scher, italienischer, niederländischer
und schwedischer Sprache,
per 15. 2. 2000

GesbR-Gründung

MEDWED & MEDWED,
9020 Klagenfurt, Sterneckstraße 43,
Tel. 0463/551 20-0,
Telefax 0463/551 20-31,
e-mail: medwed.ra@aon.at,
per 9. 2. 2000

Änderung der Telefaxnummer

Dr. IN DER MAUR Gangolf, Klagenfurt,
Telefax 0463/50 40 40-40

e-mail-Adressen

Dr. SCHUCHLENZ Georg, Klagenfurt,
e-mail: dr.schuchlenz@carinthia.com

Dr. VASOLL Walter, Hermagor,
e-mail: kanzlei.dr.vasoll@aon.at

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritt

RAA Mag. PRAGER Lisa
per 17. 2. 2000
bei Dr. Margot Tonitz, Klagenfurt

Niederösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. KOCHER Maximilian, 2345 Brunn
am Gebirge, Gattringer Straße 40,
Tel. 02236/321 58,
Telefax 02236/337 34,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 25. 1. 2000

Kanzleisitzverlegung

Rechtsanwaltspartnerschaft PENNERS-
TORFER, HAFTNER, SCHOBEL
3100 St. Pölten, Wiener Straße 12,
Tel. 02742/35 42 34,
Telefax 02742/35 14 48,
per 1. 1. 2000

Gründungen von Kanzleiniederlassungen

SCHATZ & TRÖTHANDL Rechtsanwälte,
2500 Baden, Wassergasse 18,
Tel. 02252/865 80,
Telefax 02252/865 80-3,
per 1. 1. 2000

JIROVEC & Partner
Rechtsanwaltsgesellschaft mbH,
3400 Klosterneuburg, Stadtplatz 23,
Tel. 02243/353 71,
Telefax 02243/353 71-9,
per 3. 8. 1999

JIROVEC & Partner
Rechtsanwaltsgesellschaft mbH,
3100 St. Pölten, Kremser Gasse 35,
Tel. 02742/470 70,
Telefax 02742/35 14 79,
e-mail: ka-hi@noet.at,
per 3. 8. 1999

Gründung einer OEG

ETTI & KOCHER Rechtsanwalts-Partner-
schaft, 2345 Brunn am Gebirge,
Gattringer-Straße 40,
Tel. 02236/321 58,
Telefax 02236/337 34,
per 3. 2. 2000

Änderung der Telefaxnummer

Dr. ZAJC Wolfgang, Korneuburg,
Telefax 02262/610 10-15

e-mail-Adresse

Dr. ZAJC Wolfgang, Korneuburg,
e-mail: ra.dr.w.zajc@utanet.at

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. KAUFMANN Martin
per 1. 1. 2000
bei Dr. Klaus Hofmann, Melk
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RAA Mag. GRUBER Angelika
per 1. 2. 2000
bei Dr. Hanns F. Hügel

Oberösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Änderung der Telefonnummer

Dr. GASTGEB Ulf, Linz,
Tel. 0732/777 20 70

Änderung der Telefon- und Telefaxnummer

Dr. SUPPLIT Viktor Vinzenz, Linz,
Tel. 0732/77 12 95,
78 20 16 entfallen,
Telefax 0732/77 15 50-4

e-mail-Adresse

Dr. PAULITSCH Reinhardt, Wels,
e-mail: r.paulitsch@netway.at

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. Dr. BÖHM Rainer
per 1. 1. 2000
bei Dr. Jürgen Nowotny, Linz

RAA Ing. Mag. TAUBER Michael
per 10. 1. 2000
bei Mag. Thomas Scherhaufer, Linz

RAA Mag. SCHLÖGLMANN Gudrun
per 5. 1. 2000
bei Dr. Manfred Harrer, Linz

RAA Mag. NÖDL Doris
per 12. 1. 2000
bei Dr. Wolfgang Puttinger,
Ried/Innkreis

RAA Mag. PENEDER Christian
per 1. 2. 2000
bei Dr. Kurt Wolfmair, Linz

RAA Mag. BÖHM Andreas
per 7. 2. 2000
bei Dr. Günther Grassner, Linz

Fehlerberichtigung
AnwBl 2000, 151

Löschung einer GesbR

Dr. STÜGER Margit, Mag. Dr. BRANDL
Adolf, Frankenmarkt,
wurde per 31. 12. 1999 aufgelöst

Wir bitten, das Versehen zu entschuldigen!

Salzburg

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegung

Dr. BLANKE Ernst, Dr. GERNERTH
MAUTNER MARKHOF Christoph,
5400 Hallein, Neualmerstraße 15,
Tel. 06245/806 80,
Telefax 06245/806 80-20,
e-mail: gerne.rechtsanwalt@aon.at,
per 1. 2. 2000

Änderungen der Telefon- und Telefaxnummer

Dr. RATSCHILLER Reinhard, Salzburg,
Tel. 0662/64 93 59 entfällt!,
0662/64 59 49 zusätzlich!,
Telefax 0662/64 03 58-20,
0662/64 59 49-20

Dr. SCHARINGER Walter F., Salzburg,
Tel. 0662/84 84 64,
Telefax 0662/84 84 64-22

Steiermark

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. HASLINGER Peter,
8700 Leoben, Krottendorfer Gasse 4,
Tel. 03842/481 17, 483 21,
Telefax 03842/483 21-11,
e-mail: office@ra-augustin.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 2. 2000

Dr. KOLLERICS Norbert,
8010 Graz, Kalchberggasse 1,
Tel. 0316/83 05 50,
Telefax 0316/81 37 17,
e-mail: rae@kcp.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 7. 3. 2000

Dr. SCHÜTZ Johannes,
8750 Judenburg, Burggasse 61,
Tel. 03572/823 72,
Telefax 03572/823 72-19,
per 15. 2. 2000

Kanzleisitzverlegung

JIROVEC & Partner
Rechtsanwaltsgesellschaft mbH,
8020 Graz, Brückenkopfgasse 2,

Tel. 0316/71 12 40,
Telefax 0316/71 12 40-16,
e-mail: peter.benda.ra@aon.at,
per 28. 2. 2000

GesbR-Gründung

Dr. AUGUSTIN – Mag. HASLINGER,
8700 Leoben, Krottendorfer Gasse 4,
Tel. 03842/481 17, 483 21,
Telefax 03842/483 21-11,
per 1. 2. 2000

e-mail-Adressen

Dr. KLIMBURG Claudia, Hartberg,
e-mail: klimburg@aon.at

Dr. HAIDACHER Armin, Graz,
e-mail: ra-haidacher@aon.at

HELD BERDNIK ASTNER HELD
Rechtsanwaltskanzlei OEG, Graz,
e-mail: graz@hba.at

Tirol

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. FELDERER Robert, 6020 Innsbruck,
Andreas-Hofer-Straße 2–4,
Tel. 0512/56 05 85,
Telefax 0512/56 05 95,
per 8. 2. 2000

Univ.-Doz. Dr. FINK Herbert,
6020 Innsbruck, Schöpfstraße 6b,
Tel. 0512/56 62 62,
Telefax 0512/56 67 99,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 26. 1. 2000

Mag. MADER Robert, 6020 Innsbruck,
Andreas-Hofer-Straße 13,
Tel. 0512/57 18 57,
Telefax 0512/57 05 91,
per 26. 1. 2000

Kanzleisitzverlegung

Dr. WÖRGÖTTER Bernhard, 6380 St. Jo-
hann, Mag. Eduard-Angerer-Weg 14,
Tel. 05352/672 67,
Telefax 05352/672 67-7,
per 1. 10. 1999
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GesbR-Gründung

OBERHOFER & FINK Rechtsanwälte,
6020 Innsbruck, Schöpfstraße 6b,
Tel. 0512/56 62 62,
Telefax 0512/56 67 99,
per 1. 2. 2000

Änderung der Telefonnummer

Dr. GRAUSS Peter, Dr. MOSER Gernot,
Mag. GRAUSS Georg, Schwaz,
Tel. 05242/643 10 entfällt!

e-mail-Adressen

Dr. PICHLER Christian, Reutte,
e-mail: ra.pichler.reutte@aon.at

Dr. MAHDI Nader, Wattens,
e-mail: mahdi@aon.at

Dr. HANIGER Andrea, Innsbruck,
e-mail: haniger@aon.at

Dr. RITZBERGER Dietmar,
Ing. Dr. JANOVSKY Erich, Schwaz,
e-mail: anwaelte.ritzberger.janovsky@
aon.at

Rechtsanwaltspartnerschaft
FÖGER & PALL, Wörgl,
e-mail: ra-foeger+pall@magnet.at

HERMANN & KRAFT & DALLAGO,
Kufstein,
e-mail: hkd@aon.at

Dr. FORADORI Carlo, Innsbruck,
e-mail: RA-Foradori-Carlo@i-one.at

Dr. LORENZ Lucas, Innsbruck,
e-mail: Lucas@MLorenz.de

Mag. SZABÓ László, Innsbruck,
e-mail: RA-Szabo-Laszlo@i-one.at

Dr. WAIZER Walter, Innsbruck,
e-mail: raewaizer@aon.at

Beschluss

Der Ausschuss der Tiroler Rechtsanwalts-
kammer hat in seiner Sitzung vom 9. 3.
2000 gemäß § 28 Abs 1 lit h folgen-
den Beschluss gefasst: Die mittlerweilige
Stellvertretung für den verstorbenen RA
DDr. Hubert Fuchshuber Gzl. 96-213 wird
für beendet erklärt. Dem bisherigen Stell-
vertreter RA Dr. Harald Vill wird jedoch
die Auflage erteilt, bei ihm befindliche

Akten und Datenträger des Verstorbenen
aufzubewahren.

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. ALTENWEISL Markus
per 14. 1. 2000
bei Dr. Michael Goller, Innsbruck

RAA Mag. BRANDL Josef F.
per 1. 2. 2000
bei Dr. Roland Paumgarten, Kufstein

RAA Mag. HOFER Ulrike
per 11. 1. 2000
bei Univ.-Doz. Dr. Bernd A.
Oberhofer, Innsbruck

RAA Mag. HÖSLE Stefan
per 1. 2. 2000
bei Mag. Dr. Alice Rabl-Fuchs, Kufstein

RAA Mag. SCHIESTL Gabriele
per 21. 1. 2000
bei Dr. Beate Köll-Kirchmeyr,
Innsbruck

RAA Ing. Mag. SCHWÄRZLER Stefan
per 1. 1. 2000
bei Dr. Christian Girardi, Innsbruck

Vorarlberg

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritt

RAA Mag. PIRCHER Daniel
per 17. 1. 2000
bei Dr. Edelbert Giesinger, Feldkirch

Wien

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. Dr. ADAMETZ Albert, 1030 Wien,
Zaunergasse 1–3,
Tel. 01/710 77 30-0,
Telefax 01/710 77 30-3,
e-mail: AADAMETZ@SKADDEN.COM,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 18. 2. 2000

Dr. BAUER-BANNDORFF Elsbeth,
1010 Wien, Wollzeile 25/27,
Tel. 01/512 25 75,
Telefax 01/512 87 10,

e-mail: angermann_kohl@aon.at,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 1. 2. 2000

Mag. Dr. BECKER Max,
1010 Wien, Rotenturmstraße 13,
Tel. 01/531 78-0,
Telefax 01/533 52 52,
e-mail: office@weisstessbach.com,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 18. 2. 2000

Mag. BOUSEK Johannes,
1010 Wien, Mahlerstraße 11,
Tel. 01/513 17 84,
Telefax 01/513 75 94,
e-mail: office@lattenmayer-law.at
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 2. 2000

Dr. BRAUNEGG Georg,
1010 Wien, Gonzagagasse 9,
Tel. 01/533 97 04,
Telefax 01/533 35 86,
e-mail: office@lawfirmbhp.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 18. 2. 2000

Mag. BÜGLER Johannes,
1140 Wien, Baumgartenstraße 82,
Tel. 01/419 13 18-0,
Telefax 01/419 13 18-20,
e-mail: office@buegler.at,
korrespondiert in englischer und
lateinischer Sprache,
per 1. 2. 2000

Dr. GRAUPNER Helmut, 1130 Wien,
Maxingstraße 22–24/4/9,
Tel. 01/876 61 12,
Telefax 01/876 61 12,
e-mail: hg@graupner.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 18. 2. 2000

Mag. HEBLING-WERNER Angela,
1010 Wien, Falkestraße 6,
Tel. 01/512 47 99,
Telefax 01/513 40 64,
e-mail: falke@falke.at,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 18. 2. 2000
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Dr. KOZAK Veronika, 1070 Wien,
Mariahilfer Straße 74B/22,
Tel. 01/524 16 87,
Telefax 01/524 16 88,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 18. 2. 2000

Dr. MAYER Georg S.,
1010 Wien, Tuchlauben 13,
Tel. 01/534 37-0,
Telefax 01/533 25 21,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 18. 2. 2000

Mag. MORENT Georg,
1010 Wien, Spiegelgasse 19,
Tel. 01/512 33 95,
Telefax 01/513 86 91,
e-mail: kanzlei.morent@aon.at,
per 1. 2. 2000

Mag. PRUCKNER Wilhelm,
1030 Wien, Heumarkt 9/1/11,
Tel. 01/713 46 51,
Telefax 01/713 84 35,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 2. 2000

Mag. SINGER Alexander,
1010 Wien, Schubertring 8,
Tel. 01/515 10,
Telefax 01/515 10-25,
e-mail: asinger@wtp.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 18. 2. 2000

Mag. TRAUDTNER Hubert,
1030 Wien, Ungargasse 59–61,
Tel. 01/715 60 24,
Telefax 01/715 60 24-30,
e-mail: okro@aon.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 2. 2000

Mag. ZACH Andreas,
1110 Wien, Etrichstraße 15/1/37,
Tel. 01/768 21 69,
Telefax 01/768 51 33,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 18. 2. 2000

Kanzleisitzverlegungen

Mag. KIENAST Franz,
1020 Wien, Praterstraße 17,

Tel. 01/212 06 00,
Telefax 01/212 06 00-50,
per 1. 2. 2000

Dr. WRABETZ Peter,
1010 Wien, Babenbergerstraße 1,
Tel. 01/586 23 48, 587 13 48,
Telefax 01/586 91 46,
e-mail: ra.peter.wrabetz@aon.at,
per 27. 1. 2000

Dr. HULE-MEDEK Elke,
1120 Wien, Tivoligasse 38/2/5,
Tel. 01/817 70 34,
Telefax 01/817 70 34,
per 31. 1. 2000

Dr. LUCKNER Hans,
1040 Wien, Schlüsselgasse 3/4,
Tel. 01/503 17 75,
Telefax 01/503 46 83,
per 6. 12. 1999

Dkfm. DDr. GRONE Gerhard,
1060 Wien, Brückengasse 9,
Tel. 01/597 47 47,
per 17. 2. 2000
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Dr. BERNT Wolfgang,
1040 Wien, Gußhausstraße 10/26,
Tel. 01/505 18 09,
Telefax 01/505 06 70-22,
per 11. 2. 2000

Dr. WENINGER Ewald,
1190 Wien, Kaasgrabengasse 98,
Tel. 01/328 67 18,
Telefax 01/320 86 56,
per 1. 4. 2000

Dr. HECHT Michael,
1010 Wien, Wipplingerstraße 23,
Tel. 01/537 70,
Telefax 01/537 70-70,
e-mail: office@fwp.at,
per 1. 3. 2000

Mag. PROCHASKA Andrea,
1030 Wien, Engelsberggasse 5/7,
Tel. 01/718 77 50,
Telefax 01/718 77 50-15,
per 1. 1. 2000

BÖHM, BREITENECKER,
KOLBITSCH, VANA,
1020 Wien, Taborstraße 10/2,
Tel. 01/214 77 10-20,
Telefax 01/214 77 10-16,
e-mail: Boehm@Eunet.at,
per 31. 1. 2000

Gründungen von Kanzleiniederlassungen

HELD BERDNIK ASTNER HELD
Rechtsanwaltskanzlei OEG,
1010 Wien, Rathausstraße 13,
Tel. 01/406 35 50,
Telefax 01/408 82 55,
e-mail: vienna@hba.at,
per 9. 11. 1999

JIROVEC & Partner
Rechtsanwaltsgesellschaft mbH,
1010 Wien, Bauernmarkt 24,
Tel. 01/531 32,
Telefax 01/531 32-40,
e-mail: rawt-jir-part@netway.at,
per 3. 8. 1999

Rechtsanwaltskanzlei VAVROVSKY
Kommandit-Partnerschaft,
1010 Wien, Rotenturmstraße 13,
Tel. 01/531 78-0,

Telefax 01/533 52-52,
office@weisstessbach.com,
per 27. 1. 2000

Änderung der Telefaxnummer

Dr. SEMOTAN Gerhard, Wien,
Telefax 01/513 20 24-24

Änderung der Telefon- und Telefaxnummer

Dr. SCHETT Gregor, Wien,
Tel. 01/503 77 80,
Telefax 01/503 77 80-40

e-mail-Adressen

PRETTENHOFER & JANDL, Wien,
e-mail: office@lawco.at

Dr. BALDINGER Hanns Christian, Wien,
e-mail: RA-Baldinger@aon.at

Verzicht

Dr. KLOSS Ernest, per 30. 12. 1999,
mStv Dr. Robert Sigmund, Wien

Dr. KOZIEL Paul, per 29. 2. 2000,
mStv Dr. Wolfgang Putz, Wien

Dr. BRANDL Ernst, per 1. 2. 2000,
mStv MMag. Dr. Markus Fellner,
Wien

Beschluss

Vom Ausschuss der Rechtsanwaltskammer
Wien wird gemäß § 70 Abs 1 DSt
kundgemacht, dass die seinerzeit über
Dr. MÜLLER-HARTBURG Christoph, RA in
1030 Wien, Am Heumarkt 7, zu D 92/96
gemäß § 19 Abs 3 Z 1 lit d DSt verhängte
einstweilige Maßnahme der vorläufigen
Untersagung der Rechtsanwaltschaft mit
Beschluss des Disziplinarrates der Rechts-
anwaltskammer Wien vom 26. 1. 2000
aufgehoben worden ist.
Der für die Dauer dieser Untersagung be-
stellte mittlerweilige Stellvertreter Dr. Wolf-
gang Spitzy, RA in 1030 Wien, Weyr-
gasse 8, wird enthoben.

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. BECHTER Christina
bei Dr. Thomas Prader

RAA Mag. BIERWOLF Nicole Patricia
bei Dr. Rudolf Krilyszyn

RAA Univ.-Doz. Dr. BOLLENBERGER
Raimund
bei Mag. Dr. Peter Csoklich

RAA Mag. Dr. BURTSCHER Bertram
bei Dr. Maria Th. Pflügl

RAA Mag. EDER Eva Maria
bei Mag. Dr. Dieter Spranz

RAA Mag. EICHWALDER Elisabeth
bei Mag. Martin Kranich

RAA Mag. GAHLER Bernd
bei Mag. Robert Igali-Igalffy

RAA Mag. GIEFING Karin
bei Mag. Dr. Hans Spohn

RAA Mag. HAAS Susanne
bei Mag. DDr. Paul Hopmeier

RAA Mag. HÖFER Ute Gerrit
bei Mag. Karl Liebenwein

RAA Mag. HOHENBERG Christoph
bei Dr. Stefan Weber

RAA Mag. KABELKA Klaus
bei Dr. Alix Frank

RAA Mag. KÖNIG Sascha
bei Dr. Anton Krautschneider

RAA Mag. KUTTNER Daniela
bei Dr. Elisabeth Fechter-Petter

RAA Mag. OTT Gudrun
bei Dr. Hans Bichler

RAA Mag. PILSHOFER Marcel
bei Mag. Edgar Zrzavy

RAA Mag. POKORNY Alexander
bei Mag. Bettina Knötzl

RAA Mag. SALOMONOWITZ Sascha
bei Dr. Gabriel Lansky

RAA Mag. SCHMIDT Helmut
bei Dr. Armin Dallmann

RAA Mag. URLESBERGER Franz
bei MMag. Dr. Hanno Wollmann

RAA Mag. WEHRBERGER Stephan Georg
bei Dr. Daniele Witt-Dörring

Liste der Richteramtsanwärter

Ersteintritte

RiAA Mag. OTTITSCH Florian
bei Dr. Bernhard Weissborn

RiAA Mag. SCHOBER Walter
bei Dr. Werner Walch
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Gesetzgebung

Eingelangte Gesetzesentwürfe
Die eingelangten Gesetzesentwürfe sowie allenfalls bereits vor-
liegende Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren können im
Generalsekretariat eingesehen werden.

00/21 Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten
GZ 21.030/18-II/1/99
Novelle des Artenhandelsgesetzes; vereinfachtes Begut-
achtungsverfahren

00/24 Bundeskanzleramt
GZ 31.901/48-VI/B/12
Verordnung über das Verbot bzw die Verwendungsbe-
schränkung bestimmter nickelhältiger Gebrauchsgegen-
stände (Nickelverordnung); vereinfachtes Begutachtungs-
verfahren

00/26 Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten
GZ 23.890/1-II/1/2000
Kündigung des Übereinkommens vom 5. 7. 1890 und
des Durchführungsregulativs betreffend die Veröffentli-
chung der Zolltarife und die Organisation einer interna-
tionalen Vereinigung zur Veröffentlichung der Zolltarife;
vereinfachtes Begutachtungsverfahren

00/27 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 5436/2-Pr/S/2000
Tierversuchs-Verordnung – TVO; Tierversuchsstatistik-Ver-
ordnung; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

00/28 Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft
Zl 18.133/01-IA8/00

Änderung der Verordnung über den Tarif der Forstlichen
Bundesversuchsanstalt; vereinfachtes Begutachtungsver-
fahren

00/33 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 52.305/96-I/D/2/99
Akademie für Sozialarbeit Vorarlberg, Entwurf einer Ver-
ordnung über die Berechtigung zur Führung der Bezeich-
nung „Lehrgang universitären Charakters“ und über die
Schaffung der Bezeichnung „Akademische Supervisorin“
und „Akademischer Supervisor“; vereinfachtes Begutach-
tungsverfahren

00/34 Bundesministerium für Landesverteidigung
GZ 10.081/0010-1.7/
Euro-Umstellungsgesetz-Wehrrecht (EUGW)
Referent: Dr. Dellisch, RAK Kärnten

00/36 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 52.306/17-I/D/2/20
Universität Innsbruck, Entwurf einer Verordnung über
den akademischen Grad „Master of Advanced Studies
(Business Management)“; vereinfachtes Begutachtungs-
verfahren

00/37 Bundesministerium für Justiz
GZ 16.043/5-I 6/2000
Entwurf eines Bundesgesetzes über den freien Dienstleis-
tungsverkehr und die Niederlassung von europäischen
Rechtsanwälten in Österreich (EuRAG) sowie über Ände-
rungen der Rechtsanwaltsordnung
Referent: Dr. Klaus Hoffmann, ÖRAK
Stellungnahme abgegeben am: 13. 3. 2000
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28. Europäische
Präsidentenkonferenz
In der Zeit vom 2. bis 4. März 2000 hat in Wien die 28. Europäi-
sche Präsidentenkonferenz – Wiener Advokatengespräche statt-
gefunden. Teilgenommen haben die Präsidenten der europäischen
Rechtsanwaltskammern und der internationalen Anwaltsvereini-
gungen mit Ausnahme des französisch sprechenden Präsidenten
aus Brüssel und der Präsidenten aus Frankreich und Spanien. An
der Sitzung der CCBE haben alle Delegationen, also auch jene
aus Belgien, Frankreich und Spanien teilgenommen.

Die internationale, fanzösisch sprechende Vereinigung der An-
wälte (UIA) hat durch einen früheren Präsidenten eine Stellung-
nahme abgegeben, die das Fernbleiben dieser Organisation mit
der Zusammensetzung der österreichischen Bundesregierung be-
gründete.

Der Präsident des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages
Dr. Klaus Hoffmann hat in dieser Eigenschaft (und nicht als
Vorsitzender der Europäischen Präsidentenkonferenz) entschieden
widersprochen und ausgeführt, dass es nicht Aufgabe der Euro-
päischen Präsidentenkonferenz ist Tagespolitik zu betreiben. Die
österreichische Anwaltschaft setze sich in gleicher Weise wie die
Republik Österreich für die Wahrung von Menschenwürde und
bürgerlichen Grundfreiheiten ein. Dies sei in der Vergangenheit
vielfach bewiesen worden und gelte in gleicher Weise für die
Zukunft. Die Erklärung erhielt großen Beifall.

Im Rahmen der Tagung wurden die Umsetzung der Niederlas-
sungs-Richtlinie und die Novelle zur Geldwäsche-Richtlinie erörtert.
Als Ergebnis kann gesagt werden, dass die Umsetzung der
Niederlassungs-Richtlinie planmäßig mit geringen Verzögerungen
stattfinden wird. Hinsichtlich der interdisziplinären Vergesellschaf-
tung hat sich allerdings zunehmend eine ablehnende Haltung
manifestiert. Die diesbezügliche Empfehlung des CCBE, des Rates
der Europäischen Anwaltschaften, geht dahin, dass dort, wo eine
solche Zusammenarbeit zugelassen wird, jedenfalls sicherzustellen
ist, dass diese Gesellschaft dem anwaltlichen Berufsrecht unterliegt
und Rechtsanwälten in Vertretung und Geschäftsführung die ent-
scheidende Position zukommen muss.

Was die Novelle zur Geldwäsche-Richtlinie (s dazu auch das
Referat vom VP der Bundesrechtsanwaltskammer Dr. Jürgen Ernst
in der nächsten Ausgabe) angeht, ist einhellige Auffassung, dass
eine Anzeigepflicht des Rechtsanwaltes entschieden abzulehnen
und alles zu unternehmen ist, dass Rechtsanwälte in der Ausübung
ihres Berufes nicht der Richtlinie unterliegen sollen.

Einen ausführlichen Bericht, insbesondere über das gesellschaft-
liche Rahmenprogramm der Wiener Advokatengespräche, entneh-
men Sie bitte der nächsten Ausgabe des Anwaltsblattes.

Alexander Christian

Treffen der Anwälte, Richter
und Sachverständigen 2000
Klagenfurt, 25. 2. 2000. Das schon traditionell einmal jährlich
stattfindende Zusammentreffen der Anwälte, Richter und Sach-
verständigen Kärntens zum gemeinsamen Gedankenaustausch
brachte nicht nur erneut interessante gemeinsame Themen zu
Tage, sondern dokumentierte wiederum das hier zu Lande ausge-
zeichnete Kommunikationsklima zwischen den genannten Berufs-
gruppen. Dieses Jahr diskutierten die Präsidenten des Landes-
gerichts Klagenfurt und der Rechtsanwaltskammer für Kärnten
(Dr. Wolfger Luschin und Dr. Anton Gradischnig) sowie für den
Sachverständigenverband für Steiermark und Kärnten dessen Vize-
präsident Baurat Dipl.-Ing. Franz Josef Kollitsch mit weiteren Vertre-
tern der jeweiligen Berufsgruppen vor allem über die spezifische
Aufgabenverteilung zwischen Richtern, Sachverständigen und
Rechtsanwälten im Rahmen gerichtlicher Verfahren. Dabei wurde
dem gerichtlichen Beweissicherungsverfahren besondere Aufmerk-
samkeit gewidmet. Baurat Dipl.-Ing. Franz J. Kollitsch wies auf das
Problem des oft nicht ausreichend klar definierten, oder von Par-
teien und Parteienvertretern in Frage gestellten Umfanges des Auf-
trages an den Sachverständigen hin, der zwar aus der Sicht eines
aktiven Problemlösungsverständnisses meist erhellt werden kann,
den Sachverständigen im Einzelfall aber in eine ihm eigentlich
nicht zugedachte Entscheidungsrolle im Rahmen der Prozessgestal-
tung versetzt. Landesgerichtspräsident Dr. Wolfger Luschin verwies
auf die anwaltliche Diligenzpflicht und die Parteienrechte in ge-
richtlichen Verfahren, die dazu genutzt werden sollten, schon im
Rahmen der Verfahrensvorbereitung und -einleitung aber auch im
weiteren Verfahrensverlauf dem Gericht jenen Informationsstand
zu vermitteln, der es dem Richter ermöglicht, die an den Sachver-
ständigen zu richtenden Fragestellungen ausreichend klar und voll-
ständig zu definieren. Rechtsanwaltskammerpräsident Dr. Anton
Gradischnig zeigte die Vorzüge der „Kärntner Dialog-Kultur“ ge-
genüber eher formalistischer Prozessführung auf und erinnerte die
Beteiligten, das positive und offene Klima zwischen den Berufs-
gruppen aktiv zu nutzen, um allfällige Unklarheiten oder sonstige
offene Fragestellungen einer raschen und unbürokratischen Klä-
rung im Sinne der vor allem im Parteieninteresse gelegenen Pro-
zessökonomie zuzuführen. Mit weiteren interessanten Statements
beteiligten sich Richter, Sachverständige und Anwälte an einer
regen Diskussion, in der etwa auf die Notwendigkeit der strikten
Beschränkung des Beweissicherungsverfahrens auf die Befunder-
hebung (zum Unterschied von der Gutachtenserstattung im kontra-
diktorischen Verfahren), auf die (durchaus auch der materiellen
Wahrheitsfindung dienlichen) taktischen Erfordernisse der anwalt-
lichen Rolle im Prozess und auf die richterlichen Aufgaben im Rah-
men der Prozessleitung (einschließlich der Anleitung der Prozess-
parteien zu sachdienlichem Vorbringen) hingewiesen wurde. Zum
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Schluss wurde nicht nur der Fortsetzung des Dialoges im Rahmen
der täglichen Arbeit der drei Berufsgruppen das Wort geredet,
sondern auch die Einigkeit über die Beibehaltung des seinerzeit
über Initiative des SV Dipl.-Ing. Franz J. Kollitsch ins Leben gerufe-
nen und bis dato jeweils über gemeinsame Einladung des Sach-
verständigenverbandes und der Rechtsanwaltskammer zustande
gekommenen Zusammentreffens bekundet.

Wilfried Aichinger

Ludwig-Boltzmann-Institut
Kolloquium:
Novelle der Geldwäscherichtlinie: Ende der
anwaltlichen Verschwiegenheitspflicht?

Am Abend des 24. 1. 2000 lud das LBI für Gesetzgebungspraxis
und Rechtsanwendung in das Dachgeschoß des Juridicum Wien,
wo namhafte Referenten aus Praxis und Wissenschaft zu einem
Vorschlag der Kommission betreffend die Novellierung der Geld-
wäscherichtlinie Stellung nahmen.

Der Vorsitzende des Kuratoriums des Instituts, RA Dr. Karl Hempel,
Wien, stellte in seinem Einleitungsreferat das Problem vor: Der
bisher auf Kredit- und Finanzinstitute beschränkte Geltungsbereich
der Richtlinie 91/308/EWG soll nunmehr unter anderem auch auf
bestimmte anwaltliche Tätigkeiten ausgeweitet werden und die An-
wälte verpflichten, bei Geldwäscheverdacht gegen den Klienten
eine Meldung zu erstatten [Änderungsvorschlag der Kommission
vom 14. 7. 1999, COM (1999) 352]. Die Frage sei nun, ob dies –
wie im Titel der Veranstaltung zur Diskussion gestellt – das „Ende
der anwaltlichen Verschwiegenheitspflicht“ bedeute.

Dr. Hempel wies auf zwei deutsche Verfahren zu dem Problem-
kreis „Anwalt und Geldwäsche“ hin, wobei in einem der beiden
ein Freispruch eines Verteidigers erfolgte, der wusste, dass sein
Honorar aus Drogengeldern seines Klienten stammte. Das Hansea-
tische OLG hielt jedoch fest, dass das Recht eines Mandanten auf
freie Wahl seines Verteidigers in diesem Fall vorgehe, so dass der
Anwalt sich nicht schuldig gemacht habe.

Schließlich stellte Dr. Hempel die Referenten vor, deren erster,
Alan Beverly, Brüssel, Beamter der Generaldirektion für den Bin-
nenmarkt, als Vertreter der Europäischen Kommission referierte.
Beverly, der sich als einziger ausschließlich mit Geldwäschefragen
beschäftigter Beamter der Kommission vorstellte, war maßgeblich
an der Ausarbeitung des Änderungsvorschlags beteiligt. Er legte
dar, dass sowohl von hochrangigen europäischen Politikern als
auch von der Arbeitsgruppe gegen Geldwäsche FATF mehrmals
die Ausdehnung der Richtlinie auf rechtsberatende Berufe gefor-
dert wurde, da diese leicht zu Zwecken der Geldwäsche miss-
braucht werden könnten. Dieser Meinung schloss sich ua auch das
Europ Parlament an. Beverly betonte, dass nur einige wenige, in

erster Linie vermögensverwaltende Tätigkeiten der Anwälte von
der Richtlinie erfasst würden. Derartige Regelungen bestünden
bereits seit einiger Zeit in Großbritannien und der Schweiz. Auch
sehe die Richtlinie für die nationalen Gesetzgeber die Möglichkeit
vor, die Anwaltskammer als Behörde, der Meldung zu erstatten
sei, einzurichten. Beverly räumte ein, dass manche Aspekte der
Richtlinie etwas unscharf wären, wies aber darauf hin, dass es,
da die Richtlinie im Ko-Dezisionsverfahren zu erlassen sei, breiten
Raum für Diskussionen gebe. Die Kommission betrachte den Ent-
wurf nicht als Ende des Vertrauensverhältnisses Anwalt – Klient und
sei im Übrigen im Hinblick auf die strikten Standesregeln der
rechtsberatenden Berufe überzeugt, dass es nur wenige Meldun-
gen geben werde, da Anwälte unerwünschte Kundschaft von vorn-
herein ablehnen würden. Außerdem hob er hervor, dass der Be-
reich der Verteidigung von Mandanten natürlich nicht der Melde-
pflicht unterliege.

Zum Abschluss betonte der Vortragende, man sei gerne bereit, mit
den Anwälten über ihre Rolle im Kampf gegen die Geldwäsche zu
verhandeln. Er glaube aber, dass eine Streichung der Anwälte aus
den erfassten Berufsgruppen ein falsches Signal setzen würde,
nämlich das, dass diese im Kampf gegen Geldwäsche keine Rolle
zu spielen hätten.

Als nächster Referent untersuchte Univ.-Prof. DDr. Mayer, Wien,
wissenschaftlicher Leiter des LBI, die Konsequenzen des Ände-
rungsvorschlags für das geltende innerstaatliche Recht. Er führte
aus, dass die Anwälte zur Mitwirkung an der staatlichen Rechtsver-
folgung verpflichtet würden und damit, überspitzt formuliert, selbst
zu Strafverfolgungsorganen würden. Dazu gab Prof. Mayer zu
bedenken, dass das heutige Verständnis des Anwaltsstandes unter
dem Einfluss des StGG 1867 entstand. Der Anwalt wurde als Beruf
angesehen, dessen Aufgabe es war, den Mandanten eben auch
gegen den Staat zu verteidigen. Die vorgeschlagene Novelle der
Richtlinie würde dieses Berufsbild tiefgreifend verändern.

Zudem, so merkte der Referent an, stünde der Vorschlag in einem
Spannungsverhältnis zu dem auch von der EU zu beachtenden
Art 6 Abs 3 MRK, da er geeignet sei, ein faires Verfahren schon im
Vorhinein zu verhindern.

Der Präsident des Österr Rechtsanwaltskammertages, RA Dr. Hoff-
mann, Wien, betonte, dass die Rechtsanwälte selbstverständlich
die Geldwäsche zurückdrängen wollten, den Vorschlag in der
vorliegenden Form jedoch – nicht nur in Österreich – entschieden
ablehnten. Er schloss sich den Ausführungen seines Vorredners an
und führte ergänzend aus, dass die Gefahr einer „Verwässerung“
des Grundsatzes der anwaltlichen Verschwiegenheitspflicht drohe,
denn die von der Richtlinie vorausgesetzte Grenze zwischen
Rechtsauskunftserhebung und Vertretung sei in der Praxis schwer
zu ermitteln. Zudem verhindere die Rechtsordnung die Geldwä-
sche an zahlreichen Stellen, wodurch auch anwaltliche Tätigkeit
bereits erfasst sei (zB bei der Auskunftspflicht nach BWG). Die
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Richtlinie aber, so folgerte er, würde den Bürger des Verteidigers
berauben. Zuletzt wies er darauf hin, dass der Ausschuss für Bür-
gerrechte des Europ Parlaments die Streichung des die Auskunfts-
pflicht der Anwälte betreffenden letzten Satzes des Art 6 Abs 3 des
Richtlinienvorschlags gefordert hatte, eine Anregung, der er nur
zustimmen könne.

Univ.-Prof. Dr. Brandstetter, Wien, der den erkrankten Prof. Fuchs
vertrat, führte zur Problematik aus strafrechtlicher Sicht aus, zu
beachten sei, dass die Richtlinie sogar eine Auskunftspflicht auf
Anfrage der Behörde vorsehe. Zudem müsse man bedenken, dass
ein Anwalt, der selbst aktive Förderung der Geldwäsche betreibe,
ein Entschlagungsrecht habe. Auch er erwähnte die Schwierigkeit
der Unterscheidung der einzelnen anwaltlichen Tätigkeitsbereiche.
Schließlich wies er darauf hin, dass im innerstaatlichen Recht die
Tendenz in den letzten Jahren in Richtung einer Abschaffung von
Meldepflichten gehe, so dass die Umsetzung der Richtlinie einen
Bruch dieser Entwicklung bedeuten würde.

Als letzter Redner behandelte OStA Dr. Zeder aus der Abteilung
für Straflegislative des BMJ rechtspolitische Aspekte einer allfälli-
gen Umsetzung der Richtlinie. Er erläuterte, dass die österr Position
in Brüssel noch offen sei. Nach kurzen Ausführungen zur gelten-
den Rechtslage und ihren praktischen Auswirkungen unternahm er
einen Vergleich des Entwurfs mit der Rechtslage in anderen Mit-
gliedstaaten, wobei sich zeigte, dass insb Großbritannien und
Frankreich bereits sehr strenge Regelungen getroffen haben, Spa-
nien und Belgien hingegen nur die Notare, nicht aber die Anwälte
zu Meldungen verpflichteten. Der Vorschlag der Kommission sei
also nicht etwas völlig Neues. Dann zeigte Dr. Zeder ua anhand
des Beispiels der Beschränkung der Meldepflicht auf gewisse
anwaltliche Tätigkeiten auf, dass die Meldepflicht seiner Ansicht
nach vielleicht nicht ganz so umfassend sei, wie das erscheine.

Zuletzt teilte er noch mit, dass sich der Ausschussbericht des Europ
Parlaments auf einen nunmehr adaptierten Text bezogen habe.

In der anschließenden engagierten Diskussion meldeten sich va
Anwälte, jedoch auch Wissenschafter und Vertreter der Legislativ-
abteilungen von BMJ und BMI zu Wort. Großteils überwog die
Sorge vor den Konsequenzen einer Meldepflicht. Vorsitzender RA
Dr. Hempel schloss die Veranstaltung etwas nach 21 Uhr, die Dis-
kussion wurde jedoch beim Buffet eifrig fortgesetzt.

V.-Ass. Mag. Karl Stöger

Das „Center of Legal
Competence“*)
Umfeld und Ausgangspunkt einer Initiative
Von der Nützlichkeit zu helfen

Besorgnis und Unruhe bewegt viele Zeitgenossen angesichts des
Übermaßes an Veränderung, das in den letzten Jahren und auch

seit dem letzten Wahlgang auf unser Gemeinwesen und seine Ge-
sellschaft hereingebrochen ist. Wir erleben – das mag dem Einen
bewusster sein, dem Anderen weniger – die frühen Jahre der Infor-
mationsrevolution mit tief greifenden Wirkungen auf unser aller
Leben und sollen zugleich im stürmischen Umfeld europäischer
und globaler Integration bestehen. Kaum noch in der Rolle als Mit-
glied eines neuen Europa zuhause, sehen wir uns von dort konfron-
tiert mit heftiger Kritik an unseren Zuständen. Wird heute auch die
Stabilität unserer demokratischen Grundlagen und Strukturen – erst
zuletzt mit Beziehung auf aktuelle Bewegungen der Politik – mit
Nachdruck beschworen, so bleibt doch der Befund, dass vielen
Bürgern längst schon und ziemlich allgemein nicht in Zweifel gezo-
gene Grundlagen einer Prognose für eine auch nur nahe Zukunft
zunehmend abhanden kommen. Unsicherheit kommt auf, auch
Nachdenklichkeit.

In diesem Umfeld ist die Erfüllung der öffentlichen Aufgaben
schwieriger geworden, zugleich wird sie dringender eingefordert
und gewinnt bei brüchiger gewordenen Solidaritäten an Bedeu-
tung für das Gemeinwesen.

In dieser Lage tut der Aufbruch zu erneuerter Solidarität not. Das
scheint das Notwendigste und Schwierigste zugleich. Wir hatten
doch schon klar gesehen, haben es aber vielfach wieder ver-
drängt, dass Katastrophen drohen, wenn im Wohlstand der Welt
der Süden weiter vom Norden driftet. Wir hatten doch schon un-
sere Vorstellung davon, was hier in unserer eigenen Gesellschaft
sein kann, wenn immer mehr Bürger aus ihr exilieren, zu viele ver-
abschiedet aus der Arbeit, andere allein gelassen in der Not, nicht
wenige abgestoßen und ausgestiegen, aller öffentlichen Vorgänge
satt. Entsetzen und Empörung über Not und Unfrieden in der Welt,
Nachdenklichkeit und ängstliche Klage ob der Zustände hier zu
Lande reichen nicht aus. Oft sind die Defizite groß. Gemeinschaft-
liches Auftreten ist also gefragt. Doch beginnt allemal am besten
ein jeder auf seinem Platz und nach seinem Vermögen. Er kann im
unbefriedigenden Befund den Ansatzpunkt zur Initiative und die
Herausforderung zum wirksamen Handeln, schließlich im kleinen
Schritt die Hoffnung finden, dass eine Entwicklung zum Besseren
vorankommt.

Mit diesem Verständnis und in dieser Gesinnung soll heute in Um-
rissen von einer Initiative der österreichischen Justiz und von einer
Unternehmung die Rede sein, zu der der Autor von seinem Platz
aufgebrochen ist, den er mit langjähriger Erfahrung in einer Lei-
tungsaufgabe des großen Unternehmens Justiz beschreiben kann.
Von einer Initiative und Unternehmung soll die Rede sein, die ihn
jetzt – eben aus dem Aktivstand der Justiz ausgeschieden – ganz in
Anspruch nehmen. Es geht um einen österreichischen Beitrag für
das Europa von Morgen.

*) Center of Legal Competence (CLC) – Verein zur Förderung der recht-
lichen Ostkompetenz Österreichs, 1040 Wien, Wohllebengasse 6,
6. Stock; Tel: 503 73 35; Fax: 503 73 36.
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Das Unternehmen „Center of Legal Competence“

Im März vorigen Jahres hat sich der Verein Center of Legal Com-
petence, ein Kompetenzzentrum zur Förderung der rechtlichen
Ostkompetenz Österreichs, konstituiert. Nicht auf Gewinn gerich-
tet und ausschließlich gemeinnützigen Zwecken dienend hat das
CLC die Aufgabe,

• durch Ertüchtigung und verstärkte Einbringung der rechtlichen
Ostkompetenz Österreichs den rechtlichen Reform- und Um-
wandlungsprozess in den Reformländern zu fördern und mitzu-
gestalten,

• einen nachhaltigen Beitrag zur Evaluierung und Harmonisierung
der mittel- und osteuropäischen Rechtsordnung mit den rechtli-
chen und institutionellen Standards der Europäischen Union zu
leisten,

• zur Entwicklung und Stärkung der rechtlichen Strukturen und
Institutionen in den genannten Ländern beizutragen,

• die Bedingungen, Tendenzen und Probleme der Entwicklung in
diesem Wirtschaftsraum zu untersuchen,

• Vorschläge zur bestmöglichen Nutzung dieses Lebensraumes
auszuarbeiten und

• die erzielten Ergebnisse unter Bedachtnahme auf das Gesamt-
wohl der Öffentlichkeit zugänglich zu machen.

Mitglieder der Institution sind die Republik Österreich, vertreten
durch den Justizminister, die Kammern der Rechtsanwälte, Notare
und Wirtschaftstreuhänder, die Wirtschaftskammer Österreich und
die Industriellenvereinigung. Der Vorstand hat mich zum Obmann
gewählt. Die Ressorts für Finanzen, Wirtschaft und Wissenschaft
sind beratend im Vorstand repräsentiert.

Wir sehen unsere Initiative – ausgehend von der Kräftebündelung
unserer eigenen Mitgliederstruktur – vor allem einer Strategie der
Kooperation verpflichtet; dies in mehrfachem Sinn: Zunächst gilt
es, in Kooperation mit bestehenden Forschungs- und Beratungsein-
richtungen und diese im Wirkungsbereich des CLC koordinierend
die Ertüchtigung der rechtlichen Ostkompetenz zu betreiben; in
Richtung der Reformländer heißt Kooperation, auf die Entwicklung
von länderbezogenen Netzwerken hinzuwirken, um einerseits eine
qualifizierte rechtsvergleichende Erforschung und Dokumentation
der jeweiligen Rechtslage und ihrer Entwicklung zu sichern und
andererseits ganz nahe an den unterschiedlichen Bedürfnissen
nachfrageorientierte Beratungsprojekte zielgenau zu gestalten und
abzuwickeln; zur österreichischen Wirtschaft schließlich gewähr-
leistet enge Kooperation in Entsprechung der Nutzungserwartun-
gen dieses Bereichs, der auch wesentliche Fördermittel beisteuert,
den höchstmöglichen Praxisbezug der Forschungsergebnisse für
die in den Reformländern investierenden Unternehmungen.

Das CLC arbeitet mit einem vertraglich eingebundenen Experten-
gremium von in- und ausländischen Universitätsprofessoren bzw
ihren Instituten und Assistenten und einem schmal dotierten Ma-
nagement. Im Rahmen definierter Forschungsschwerpunkte wer-

den Expertenpools für den projektbezogenen Einsatz hier und in
den Reformländern gebildet.

Zur Relevanz eines sicheren Rechtsrahmens

Dass in Osteuropa nach vierzig Jahren Geltung eines Systems, in
welchem dem Recht eine gänzlich andere Aufgabe als in markt-
wirtschaftlich organisierten Ländern zukam, die Rechtslage unbe-
friedigend und – trotz großen Respekt abfordernder Bemühungen,
mit oft beeindruckender Geschwindigkeit weite Gebiete der
Rechtsordnung zu erneuern, – immer noch gravierende Mängel
zeigt, ist nicht überraschend. Namhafte Ökonomen haben in
jüngster Zeit darauf hingewiesen, dass die Bedeutung des Rechts-
rahmens für die Transformation Osteuropas lange Zeit unter-
schätzt wurde. Als wichtig erkannt wurde, dass neben der Weiter-
entwicklung der rechtlichen Regelungen und der besseren Abstim-
mung von materiellem und Verfahrensrecht den Defiziten bei der
Bildung von Institutionen und bei der Umsetzung von Rechtsvor-
schriften hohe Bedeutung zukommt. Dass die hohe Relevanz geord-
neter Rechtsverhältnisse, einer reformverpflichteten Rechtsordnung,
besonders auch einer funktionierenden unabhängigen Justiz und
freier Rechtsberufe bei den vielfach allein von Ökonomen gestalte-
ten Reformkonzepten zu kurz kommen kann, wird allgemein ein-
leuchten. Das ökonomische Gestaltungsprimat hat ja auch in Län-
dern wie Österreich diese Bedeutung lange Zeit nicht ausreichend
erkennen lassen. Selbst in der Diskussion um den Wirtschaftsstand-
ort Österreich kommt dieser Faktor deutlich zu kurz; dies ungeach-
tet der offensichtlichen Schwierigkeiten der Reformländer in unse-
rer unmittelbaren Nachbarschaft, diesbezügliche Defizite auszufül-
len. Auch für Österreich, das unbestritten seinen beachtlich ge-
wachsenen Wohlstand weit überwiegend seiner Exportwirtschaft
verdankt, muss immer wieder betont werden, dass geeignete recht-
liche Rahmenbedingungen als einer der wichtigsten Bestimmungs-
faktoren des Außenhandels sowie der ausländischen Kapital-
ströme, besonders der Direktinvestition, als Auslöser von Wachs-
tumsimpulsen hohe Beachtung beanspruchen muss. Für die Reform-
länder unserer Nachbarschaft, aber auch für die entfernteren Län-
der des östlichen Europa gilt das genauso.

Ein österreichisches Signal im Prozess der
Transformation Osteuropas und der EU-Erweiterung

Dass Österreich seine in den mittel- und osteuropäischen Reform-
ländern bekannte und zufolge des Erweiterungsprozesses der
Europäischen Union verstärkt nachgefragte Ostkompetenz (auch)
auf rechtlichem Gebiet nicht in weitaus größerem Ausmaß unter
Beweis stellt, wurde hier wie dort immer wieder kritisch angemerkt.
Österreichische Problemlösungsansätze und -modelle werden nicht
nur mit Rücksicht auf (noch bewusste) gemeinsame historische
Wurzeln nachgefragt; zwei weitere Umstände scheinen wichtig:
zum einen können dem heutigen Österreich wohl keine imperialen
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oder sonst vereinnahmenden Attitüden nachgesagt werden; zum
anderen gilt das Interesse der Länder, die jetzt schon Beitrittskandi-
daten sind oder die es werden wollen, der von Österreich gerade
im Justizbereich glänzend gelungenen Übernahme des Rechts-
bestandes der Union und der fortlaufend engagierten Rolle Öster-
reichs im Ratsbereich Justiz und Inneres.

Seit März 1998 laufen nun bereits die Beitrittsverhandlungen mit
Ungarn, Tschechien, Slowenien, Polen und Estland. Für den mögli-
chen Verhandlungsabschluss wurde jüngst vom Kommissionspräsi-
denten das Jahr 2004 genannt. Eben haben die Beitrittsverhand-
lungen mit fünf weiteren Ländern des mittel- und osteuropäischen
Wirtschaftsraums begonnen: Slowakei, Rumänien, Bulgarien, Lett-
land und Litauen. Ein deutlich wahrnehmbares Signal des Interes-
ses Österreichs für diesen weit reichenden Vorgang an die Länder
Osteuropas scheint klar geboten.

Gegenwärtig beurteilt mehr als ein Drittel unserer Manager Ost-
europa als unseren wichtigsten Zukunftsmarkt; die Wirtschaftsfor-
schung sieht in diesem Jahrzehnt ein Viertel aller österreichischen
Exporte in den Osten gehend; das Wirtschaftswachstum dieser
Länder wird durchschnittlich bis zum Jahr 2004 auf 5,5% anstei-
gend eingeschätzt; in österreichischen Unternehmen entstehen –
über die seit der Ostöffnung bereits gewonnenen 57.000 zusätz-
lich Beschäftigten hinaus – nach einem Erweiterungsszenario für
acht Jahre weitere 28.000 Arbeitsplätze. Jedenfalls wird von der
angesprochenen Erweiterung der Union übereinstimmend gesamt-
wirtschaftlicher, aber auch politischer Nutzen sowohl für die Mit-
glieder wie für die künftigen Beitrittsländer erwartet. Zutreffend
wird dem Erfolg Osteuropas im wirtschaftlichen Aufholprozess
über die Frage des Entstehens von aufnahmefähigen Märkten
durch Steigerung der Lebensstandards hinaus auch eine wichtige
sicherheitspolitische Funktion zuerkannt. Durch wachsenden Wohl-
stand werden Hoffnungen der Bürger dieser Länder gefördert, die
sowohl die Etablierung politischer Stabilitäten unterstützen wie
auch überbordenden Migrationsbewegungen entgegenwirken.

Dass für die Akteure der im Osten investierenden und dorthin
exportierenden Wirtschaft ein sicherer Rechtsrahmen von heraus-
ragender Bedeutung ist, davon war schon die Rede. Für die öster-
reichischen Akteure scheint noch besonders wichtig, dass der hohe
Anteil kleiner und mittelständischer Unternehmen nicht nur den
sicheren, sondern darüber hinaus den vergleichbaren, harmoni-
sierten Rechtsrahmen in den Zielländern zu einem oft entscheiden-
den, das Risiko und den Beratungsaufwand mindernden Faktor
qualifiziert.

Zum Arbeitsschwerpunkt „Sicheres Eigentum“

Die Forschungs-, Trainings- und Beratungsschwerpunkte des CLC
müssen – wie schon aufgezeigt – zuvorderst auf Bedarf und
Nachfrage der mittel- und osteuropäischen Reformländer wie auch
der westlichen, insbesondere österreichischen Wirtschaftsakteure

abgestimmt sein. Da das CLC nach dem Businessplan und der
Planfinanzierungsrechnung, die Grundlage für den Ministerrats-
beschluss vom Dezember 1998 über seine Gründung waren, zwar
für die ersten acht Wirtschaftsjahre durch Beiträge des Bundes und
der Wirtschaft (etwa im Verhältnis 2:1) außenfinanziert werden
muss, dann aber selbsttragend wirtschaften soll, bestimmt sich die
Auswahl der Arbeitsschwerpunkte auch nach den Förderprogram-
men der Union und den Finanzierungslinien internationaler Orga-
nisationen wie der EBRD oder der Weltbankgruppe. Gelingt es,
die Grundlagenforschung des CLC in rechtsvergleichender For-
schung und verlässlicher Dokumentation auf die rechtlichen Prob-
lemfelder auszurichten, die von den internationalen Finanzierungs-
trägern als Unterstützungsprojekte für den Reformprozess aus-
geschrieben werden, so erwachsen daraus Möglichkeiten der
Eigenfinanzierung des CLC auf dem Weg zu selbsttragender
Gestion.

Allen diesen Auswahlkriterien entspricht die Festlegung des Ar-
beitsschwerpunktes des CLC für die nächste Zeit: als solcher wurde
der Bereich der Eigentumsrechte definiert und damit die Bearbei-
tung der Problembereiche Bodenrecht und Grundbuch, des Rechts
der Kreditsicherheiten, des Zivilprozess-, Exekutions- und Insolvenz-
rechts, des Unternehmens- und Kapitalmarktrechts samt eines Un-
ternehmensregistrierungssystems als Subschwerpunkte in Angriff
genommen.

Zur überragenden Bedeutung von Rechtssicherheit auf dem Feld
der Eigentums- und Vermögensrechte für ein marktwirtschaftlich
ausgerichtetes Wirtschaftssystem, nicht zuletzt für eine wirksame
Kreditbesicherung, aber weit darüber hinaus für ein rechtsstaatlich
sicheres demokratisches Gesellschaftssystem bedarf es hier wohl
keiner weiteren Begründung. Vor dem Hintergrund der schon
angesprochenen jüngeren Geschichte der Reformländer gewinnt
dieser Arbeitsschwerpunkt aber sein besonderes Gewicht.

Konkreter geht es um Arbeiten für ein effizientes, transparentes,
Sicherheit und Vertrauensschutz bietendes Liegenschaftsrecht mit
den Fragestellungen der Liegenschaftsbewertung und -besteue-
rung, der Widmung von Liegenschaften und des Liegenschaftsver-
kehrs, die unter dem Subschwerpunkt Bodenrecht, Grundbuch und
Katasterwesen betreut werden. Ein eigener Subschwerpunkt Kre-
ditsicherungsrecht ist den Anforderungen an ein leistungsfähiges,
heutigen Ansprüchen der Wirtschaft genügenden Kreditsicherheits-
wesens verpflichtet. Ein ökonomisches, international anerkannten
Verfahrensgrundsätzen entsprechendes und den Einsatz moderner
Informationstechnik nutzendes Zivilprozess- und Exekutions- sowie
Insolvenzrecht bildet einen weiteren Subschwerpunkt. Schließlich
sollen im Subschwerpunkt Unternehmensrecht sowohl Fragen eines
einer entwickelten und spezialisierten Marktwirtschaft genügenden
Unternehmensrechts samt einem modernen Registrierungssystem
(Firmenbuch) wie auch einem dem Funktionsschutz des Marktes
wie dem Anlegerschutz dienendem Kapitalmarktrecht bearbeitet
werden.



AnwBl 2000/4 215

Berichte

Neubeginn und Anknüpfung – Erste Projekte

Unsere Initiative CLC fußt – nach dem vorher Ausgeführten ein-
leuchtend – auf der Erkenntnis, dass eine so konzipierte Unterneh-
mung im Hinblick auf die Vielfalt ihrer strategischen Aufgaben-
stellungen und mangels ausreichender personeller und finan-
zieller Ressourcen weder vom Justizressort im organisatorischen
Rahmen seiner Zentralstelle noch von bestehenden universitären
Forschungseinrichtungen betrieben werden kann. Die vorgenom-
mene Ausgliederung und Betrauung des CLC wird neben der
Wahrnehmung des unternehmerischen Managements Wissen und
Strategien zusammenführen, aufbereiten und weitergeben und
dadurch als Katalysator einer Ertüchtigung der rechtlichen Ostkom-
petenz Österreichs wirksam werden. Die schon erläuterte Strategie
der Kooperation führt zu Arbeitsergebnissen, die nicht nur zur
Erhöhung des Informations- und Know-how-Potenzials der recht-
lichen Ostkompetenz beitragen sondern insbesondere auch für die
Zielländer im Osten nützliche Unterstützungsprojekte mit Harmoni-
sierungseffekten gestalten lassen, die aus der Zusammenschau und
Rechtsvergleichung gewonnen werden können. Insofern stellt sich
die Initiative als Neubeginn dar.

Durch Anknüpfung an schon Geleistetes beginnt sie aber nicht mit
einer Stunde null. Durch die enge – personelle und sachliche –
Verbindung mit dem Justizministerium kann das CLC an bisherige
Bemühungen der österreichischen Justiz anknüpfen und übernimmt
dort nicht mehr leistbare Aufgaben. Angeführt seien beispielsweise
die drei zusammen mit der Weltbank, der Europäischen Union und
der Republik Österreich – Justiz durchgeführten Internationalen
Konferenzen zum Thema „Development and Maintainance of
Property Rights“, wo das CLC zunehmend neben der Wahrneh-
mung organisatorischer Belange, der Durchführung einer Reihe
vorbereitender Workshops und der Konferenzdokumentation auch
im Rahmen einer Core-group zusammen insbesondere mit Vertre-
tern der Weltbank und der Food and Agriculture Organisation of
the United Nations (FAO) an der Etablierung einer „Vienna Initia-
tive“ zur Entwicklung der Eigentums- und Vermögensrechte in den
mittel- und osteuropäischen Reformländern beteiligt ist.

Im Bereich des – mit den eben erwähnten Aufgaben eng verbunde-
nen – ersten Arbeitsschwerpunkts der Eigentumsrechte übernimmt
das CLC in Anknüpfung und Übernahme der bisher erarbeiteten
Forschungsergebnisse zwei groß angelegte Dokumentationsaufga-
ben, die von Arbeitsgemeinschaften von Universitätsinstituten der
Universität Wien, der Wiener Wirtschaftsuniversität, des Kremser
Juristenforums Mitteleuropa und des Ludwig-Boltzmann-Instituts für
Rechtsvorsorge und Urkundenwesen initiiert wurden. Es geht um
die rechtsvergleichende Darstellung auf den Gebieten Grundbuch,
Kataster, sonstiges Liegenschafts- und Immobiliarsicherheitenrecht
im oben umrissenen Sinn einerseits und um das Insolvenzrecht an-
dererseits. Auf beiden Gebieten werden – nach schon getroffenen
Verlagsvereinbarungen – Lose-Blatt-Sammlungen in deutscher und

englischer Sprache publiziert und am laufenden gehalten werden.
Im Bereich Liegenschaftsrecht sollen die Länderberichte über Un-
garn, Tschechien, Slowenien, Polen und Slowakei bis Ende des
laufenden Jahres, am Feld des Insolvenzrechts sollen die Berichte
zu den eben genannten Ländern, darüber hinaus zu Rumänien,
Bulgarien, Kroatien und zur Russischen Föderation bis zum Früh-
jahr 2001 erscheinen. Die einbezogenen Experten aus dem jewei-
ligen Land werden die Qualität der Information durch Berücksichti-
gung des rechtlichen und juristischen Umfelds sichern helfen.
Eine Aufgabenstellung des CLC mit hoher unmittelbarer Praxisrele-
vanz ist auf grenzüberschreitende Investitionen und deren Absiche-
rungsmöglichkeiten in den Reformländern ausgerichtet. Aufgrund
Bewerbung und Zuschlags im Rahmen eines EU-Förderprogramms
(INTERREG II) sind die Arbeiten an Investitionsleitfäden für die
Slowakei und Ungarn in Angriff genommen worden.
Schließlich seien als erstes größeres Trainingsprogramm des CLC
die in den Monaten Oktober bis Dezember vorigen Jahres durch-
geführten, vier je einwöchigen Schulungsprogramme für insgesamt
48 hochrangige Experten der Landadministration der Russischen
Föderation zu Grundbuch- und Katasterfragen in rechtsvergleichen-
der Sicht angeführt. Finanziert über ein Weltbankprogramm haben
österreichische Experten aus Universität, Verwaltung und aus dem
Consultingbereich Unterlagen samt einem fachbegrifflichen Glossar
(deutsch – englisch – russisch) erstellt und vorgetragen. Der vom Auf-
traggeber vorgenommenen Evaluierung zufolge hat das Programm
im Vergleich mit solchen in acht anderen westeuropäischen Ländern
durchgeführten Schulungen den Spitzenrang erzielt. Nach diesem
Erfolg ist eine Fortsetzung im laufenden Jahr in Aussicht gestellt.
Mit diesem Appell zum Schluss kommend: Im Umriss dieser Darstel-
lung unserer Initiative CLC war vom Blickwinkel der Aufholbewe-
gung in den Reformländern, vom Gesichtspunkt der Synergie- und
Ertüchtigungseffekte für die Ostkompetenz Österreichs durch zu-
sammengeführte universitäre Forschung, von der Interessenlage
der österreichischen Wirtschaft, schließlich davon die Rede, wie
geboten dieses österreichische Signal ist gleichermaßen gegen-
über den Akteuren des Reformprozesses im Osten wie für die
Glaubhaftmachung der Beteiligung Österreichs an diesem gewalti-
gen Vorgang, insgesamt also von der Nützlichkeit zu helfen.
Wenn namhafte Exponenten aus Wirtschaft und Politik sich ange-
sichts der aktuellen Lage Österreichs mit der Botschaft auf den
Weg gemacht haben, wir sollten an dem gemessen werden, was
Sache ist, und an dem, was tatsächlich getan wird, so richtet sich –
wie wir im CLC tagtäglich erleben – eine geschärfte Aufmerksam-
keit unserer internationalen Gesprächspartner auch auf die öster-
reichische Haltung im Erweiterungsprozess der Union. Das Signal
unserer jungen Initiative muss – das ist an unsere Subventionsgeber
und Förderer zu adressieren – deutlich hörbar bleiben, soll nicht
überproportional Schaden in Kauf genommen werden. An Tatkraft
und Engagement der Verantwortlichen im CLC wird es nicht fehlen!

Dr. Otto Oberhammer
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Walter Barfuß ausgezeichnet
Die Wiener Landesregierung hat mit Beschluss vom 25. 1. 2000
Herrn o.Univ.-Prof. DDr. Walter Barfuß, Rechtsanwalt in Wien, in
Würdigung seiner bedeutenden Leistungen das Goldene Ehrenzei-
chen für Verdienste um das Land Wien verliehen.

Die Insignien sind am 13. 3. 2000 im Stadtsenatssitzungssaal des
Wiener Rathauses – in Gegenwart namhafter Repräsentanten aus
Staat, Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Recht – von Frau Amts-
führender Stadträtin Mag. Brigitte Ederer überreicht worden. Die
Laudatio hielt Herr Landesamtsdirektor Dr. Ernst Theimer.

Goldene Doktordiplome
Das Kollegium der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Universi-
tät Wien hat beschlossen, bei den Herren
Sektionschef i.R. Dr. Herbert Ent
Rechtsanwalt Prof. Dr. Alfred Haslinger
Hon.-Prof. Rechtsanwalt Dr. Franz Helbich

Universitätsdirektor i.R. Dr. Alois Kitzler
Senatspräsident d. OGH i.R. Dr. Herbert Kral
Rechtsanwalt Dr. Friedrich Leon
Sektionschef i.R. Hon.-Prof. Dr. Roland Loewe
Öff. Notar i.R. Prof. Dr. August Meyer
DDr. Kurt Neuner
Erster Generalanwalt i.R. Dr. Gerhard Nurscher
Rechtsanwalt Dr. Hans Pfersmann
Generalsekretär i.R. Dr. Herbert Reiger
Senatspräsident d. OGH i.R. Dr. Wilhelm Resch
Bundesminister f. Finanzen a.D. und Präsident d. Oesterr. Natio-
nalbank a.D. Dr. Wolfgang Schmitz
em. O. Univ.-Prof. Dr. Walter Schwarz
em. O. Univ.-Prof. Dr. Hugo Schwendenwein
Ministerialrat i.R. Prof. Dr. Hellmut Teschner
aus Anlass der 50. Wiederkehr des Tages ihrer Promotion zum
Doctor iuris die Verleihung dieses akademischen Grades in Form
des Goldenen Doktordiploms erneut vorzunehmen.
Der akademische Festakt zur Überreichung dieser Urkunden fand
am 21. 3. 2000 im Großen Festsaal der Universität Wien statt.
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Pro und Contra zur multidiszip-
linären Partnerschaft (MDP) –
das Contra wiegt schwerer
Vor einigen Jahren hat die Diskussion über die multidisziplinäre
Partnerschaft, fallweise interdisziplinäre Partnerschaft genannt,
auch Österreich erreicht. Hiebei ist es gut, wesentliche Vor- und
Nachteile einer Zulassung von MDPs einmal bewusster herauszu-
arbeiten und Stellung zu beziehen.

I. Klärung des Begriffs
„multidisziplinäre Partnerschaft“ (MDP)

MDP bedeutet die Hereinnahme anderer Berufe in eine Rechts-
anwaltssozietät und umgekehrt. Im Vordergrund steht hiebei in
Europa vor allem die Art der Zusammenarbeit mit Wirtschafts-
treuhandberufen. Aber es wäre auch denkbar, andere Berufe,
zB Unternehmensberater, Finanzberater, Realitätenvermittler oder
Notare mit einzubeziehen.
Bei der in den USA von der American Bar Association geführten
Diskussion wird generell nur von Rechtsanwälten (lawyers) und
Nicht-Rechtsanwälten (non-lawyers) gesprochen. Dies schließt fast
ohne Begrenzung Wirtschaftstreuhänder, Bankiers, Versicherer,
Wertpapiermakler, Therapeuten, Grundstücksmakler, Vermögens-
berater, Finanzmakler, Versicherungsberater, Dolmetscher, Ärzte,
Sachverständige, Architekten, PR-Manager und andere Professio-
nisten ein.

II. Vorteile und Gründe, warum die MDP
angestrebt wird

1. „One-stop shop“-Situation, dh der Klient bekommt alles aus
einer Hand, bei einer einzigen Quelle erhält er Rat und Vertretung
durch den Rechtsanwalt, Steuerberater, Finanzberater, Realitäten-
vermittler etc, ohne die einzelnen Berufe in ihren Büros aufsuchen
zu müssen. „One-stop shop“ bringt Vorteile für den weniger routi-
nierten Klienten.
2. Die Mitbewerber werden diese Dienste anbieten, die Anwälte
erleiden dadurch Nachteile im Wettbewerb, wenn sie nicht das
Gleiche anbieten.
3. Im Ausland sind die MDPs in Europa und Asien bereits teilweise
realisiert. Die österreichischen Anwälte sind dadurch bereits jetzt
in ihren Chancen benachteiligt, da sich ausländische MDPs auch
in Österreich niederlassen werden.
4. Die Schwellenangst besteht nach wie vor beim Aufsuchen eines
Anwalts, nicht jedoch bei den anderen Berufen, so dass durch
die MDP ein leichterer Zugang auch zu den Anwälten ermöglicht
wird.
5. Die MDP führt zu einer Markterweiterung zu Gunsten der
Anwälte.

III. Nachteile und Bedenken bei MDPs
1. In Deutschland Probleme durch die großen
internationalen Wirtschaftstreuhandgesellschaften,
die in den Rechtsmarkt eindringen

In seinem Bericht beim Hearing der American Bar Association
am 4. 2. 1999 ging RA Dr. Hans-Jürgen Hellwig, Vizepräsident
des Deutschen Anwaltsvereins, auf die Erfahrungen mit MDPs
in Deutschland ein (American Bar Association Commission on
Multidisciplinary Practice, Presentation at the Public Hearing on
February 4, 1999 in Los Angeles by Dr. Hans-Jürgen Hellwig,
Germany):

Das Problem der MDP liegt nicht in den kleinen (oft Familien-)
RA-Sozietäten, in der auch ein oder zwei Steuerberater oder Wirt-
schaftsprüfer beteiligt sind, sondern darin, dass große Wirtschafts-
treuhandkanzleien einen oder mehrere Anwälte beschäftigen
(aaO, S 2).

Nach der deutschen Bundesrechtsanwaltsordnung (§ 59a) sind
MDPs erlaubt zwischen Mitgliedern einer Rechtsanwaltskammer,
einer Patentanwaltskanzlei, mit Steuerberatern, Steuerbevollmäch-
tigten, Wirtschaftsprüfern und vereidigten Buchprüfern.

Es gibt derzeit in Deutschland auch viele kleine MDPs, bei denen
die Probleme der MDP wie Unabhängigkeit, Verschwiegenheit,
Interessenkollision etc nicht aufgetreten sind, weil kein Dominieren
der Anwälte durch Wirtschaftstreuhänder erfolgte (aaO, S 3).

Die Probleme traten jedoch in Deutschland massiv auf, als die fünf
großen Wirtschaftstreuhandgesellschaften begannen, ihre Dienste
auszuweiten und in den Bereich der Rechtsberatung einzudringen.
Dadurch kommt es zur Beeinträchtigung der anwaltlichen Tätig-
keit, die bei kleinen MDPs bisher nicht festgestellt werden konnte.

2. Der RA als „freier Beruf“ wird beseitigt,
dadurch auch die damit verbundenen Vorteile
für die rechtssuchende Bevölkerung

Der selbstständige freie RA als Einzelanwalt oder in einer Anwalts-
sozietät unterscheidet sich erheblich vom faktisch abhängigen RA
als Dienstnehmer in einer Abteilung einer MDP, die von Wirt-
schaftstreuhändern dominiert wird. Wie könnte der Anwalt hier
sein Standesrecht gegen die Interessen der MDP durchsetzen,
ohne Gefahr zu laufen, gefeuert zu werden?

3. Statt Unabhängigkeit des RA ist er
weisungsgebunden

Der jetzige Präsident der American Bar Association, Philip
S. Anderson, berichtete 1998 in Montreal, dass auch einzelprakti-
zierende Ärzte, die sich einer der großen zentralen Gesundheits-
gesellschaften angeschlossen hatten, vor intensiveren Behandlun-
gen jeweils die Zustimmung der Zentrale einholen mussten. Er
stellte auch die Frage, ob dadurch die ärztliche Betreuung besser
geworden sei als früher.
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Ähnlich würde es den Anwälten ergehen. Der Rechtsanwalt will
nicht, dass ihm ein Nicht-Anwalt (zB Wirtschaftstreuhänder in einer
von Wirtschaftstreuhändern dominierten MDP) sagt, wie er Pro-
zesse etc zu führen hat.

4. Der Anwalt wird nicht mehr direkt durch den
Mandanten honoriert

Die MDP ist entweder Dienstgeber des Anwaltes oder er erhält im
Wege des Profitsharing oder von Vermittlungsgebühren seine Ent-
lohnung, das Honorar fließt nicht mehr dem RA zu und wird nicht
mehr von ihm, sondern von MDP vorgeschrieben.

5. Die Verschwiegenheit des Anwaltes und die
Vertraulichkeit sind nicht mehr gewährleistet

In MDP’s werden meist Büroräume, Telefonanschlüsse und Perso-
nal gemeinsam genützt.

Etwas den Anwälten in der MDP Bekanntes kann nicht absolut ge-
heimgehalten werden oder ausschließlich den Anwälten zugäng-
lich gemacht werden. Die zentralen Führungskräfte, darunter auch
Wirtschaftstreuhänder, wollen auch über den Stand einer Rechts-
sache, die Erfolgsaussichten sowie die geplanten Honorareinnah-
men Bescheid wissen.

Durch mangelnde Vertraulichkeit können Interessenkollisionen zwi-
schen dem Anwalt und dem Wirtschaftsprüfer in der MDP entste-
hen, insbesondere weil der Wirtschaftsprüfer durch sein Testat ver-
pflichtet ist, alles objektiv mitzuteilen. Aufgestellte Mauern („Chi-
nese Walls“) zwischen einzelnen Arbeitsgruppen einer Sozietät
sind mit dem Anwaltsberuf nicht vereinbar, wohl aber, soferne der
Klient zustimmt, mit dem Beruf des Wirtschaftstreuhänders.

In einer Presseaussendung vom 8. 6. 1998, in der über die
Empfehlung der ABA-Kommission über MDP berichtet wird, wird
darauf hingewiesen, dass es Konflikte geben kann, wenn ein
Anwalt und ein Nicht-Anwalt in einer MDP den gleichen Klienten in
verschiedenen Angelegenheiten beraten, weil der Nicht-Anwalt
verpflichtet sein kann, eine Information gegenüber Dritten offen zu
legen, während der Anwalt diese Information als vertraulich be-
handeln muss. Es wird für solche Fälle gefordert, dass der Anwalt
„reasonable efforts“ machen muss, um sicherzustellen, dass der
Klient dies alles versteht.

6. Der Anwalt in einer MDP ist regelmäßig
Interessenkollisionen ausgeliefert

Die Loyalität zum Klienten ist nicht in allen Fällen durchzuhalten.
Wirtschaftstreuhandskanzleien können Klienten betreuen und be-
raten, die entgegengesetzte Interessen haben. Auch bei direkten
Interessenkonflikten kann diese Beratung erfolgen, soferne die
Klienten zustimmen.

Der Wirtschaftsprüfer darf nur dann nicht tätig werden, wenn Be-
denken bestehen, dass er voreingenommen ist.

Der Interessenkonflikt in Wirtschaftstreuhandkanzleien wird bei
weitem nicht so sensibel gesehen wie bei Anwaltskanzleien, in
denen auch ein Verzicht des Klienten den Interessenkonflikt nicht
beseitigt.

So hat zB in Deutschland eine der fünf großen Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaften für drei verschiedene Anbieter gearbeitet, die ein
Unternehmen kaufen wollten. Diese haben zugestimmt unter der
Voraussetzung, dass die drei Arbeitsgruppen keine Informationen
austauschen (Hellwig, aaO, S 9).

Die Interessenkollision des Anwaltes bezieht sich aber auf alle Mit-
glieder einer Sozietät, also auch auf alle Mitglieder einer MDP,
auch wenn der Gegner von einem Mitglied der MDP in einem
völlig anderen Bereich beraten werden würde.

7. Bereits bei großen Anwaltsfirmen ist die
Interessenkollision schwer vermeidbar,
noch schwieriger wäre dies bei MDPs

In der spanischen Zeitschrift Expansión vom 15. 1. 2000 wird aus-
führlich berichtet, dass Mazda-Spanien die Wirtschaftstreuhänder
der Kanzlei PricewaterhouseCoopers bei der ICAC (Aufsichtsbe-
hörde für Buchhalter und Wirtschaftstreuhänder) und die Anwälte
der Kanzlei PricewaterhouseCoopers bei der Anwaltskammer von
Madrid angezeigt hat. Dies sei die erste Anzeige dieser Art in
Spanien. Es wird darin PricewaterhouseCoopers vorgeworfen,
dass geheime Informationen, die die Wirtschaftstreuhänder von
Mazda-Spanien erhalten haben, einem anderen Klienten von
PricewaterhouseCoopers zugänglich gemacht wurden. Durch die
Weitergabe dieser Informationen innerhalb von Pricewaterhouse-
Coopers wurde Mazda-Spanien schwer in seinen Interessen ge-
schädigt und liegt eine offensichtliche Unvereinbarkeit innerhalb
von PricewaterhouseCoopers vor. In den Arbeitsunterlagen der
Section of International Law and Practice der American Bar Asso-
ciation für das Forum on Transnational Practice for the Legal
Profession für die Tagung vom 9. bis 10. 11. 1998 in Paris wird
darauf hingewiesen (S 15), dass die großen internationalen An-
waltskanzleien mit ernsten Problemen wegen der Interessenkolli-
sion in deren Kanzleien kämpfen. So sind auch in den letzten
10 Jahren Gerichtsverfahren beträchtlich angestiegen, in denen
begehrt wird, dass Anwaltskanzleien es unterlassen, eine Gegen-
partei zu vertreten.

Bei MDPs würde dies noch erheblich schwieriger zu verhindern
sein.

8. Notwendige Vereinheitlichung des Standesrechtes
bringt den Verlust spezifisch anwaltlicher Sicherheiten
für den Klienten

Bei den MDPs muss das Standesrecht der beteiligten Berufe ange-
nähert werden. Ohne eine Harmonisierung des Standesrechtes gibt
es laufende Konflikte. Das am strengsten ausgestaltete Standes-
recht der Anwälte wird dadurch notwendigerweise verwässert.



AnwBl 2000/4 219

Resonanz

9. Das Aussageverweigerungsrecht des Anwaltes
wird erheblich eingeschränkt werden

Derzeit betrifft das Aussageverweigerungsrecht des Anwaltes die
gesamte Sozietät einschließlich Sekretariat.

Es ist undenkbar, dass sich dieses Zeugnisverweigerungsrecht auf
alle Mitglieder einer MDP ausdehnen lässt. Dies insbesondere
auch deshalb, weil von Seiten des Staates kontinuierlich an einer
Einschränkung des Aussageverweigerungsrechtes der Anwälte ge-
arbeitet wird. Nach der jüngsten EU-Geldwäscherrichtlinie soll der
Anwalt sogar zu einer Anzeige verpflichtet werden können.

Anwälte und Nicht-Anwälte haben derzeit völlig verschiedene Ent-
schlagungsmöglichkeiten vor Gericht.

10. Wirtschaftstreuhandkanzleien bemächtigen sich
der Anwaltschaft

Anwaltskanzleien werden in große Wirtschaftstreuhandkanzleien
vereinnahmt. Es sei zwar nicht so, dass die Wirtschaftstreuhänder
die Anwälte „zum Lunch essen“, aber „sie werden uns sagen,
wann und wo wir zum Lunch zu essen haben und ob wir überhaupt
Lunch haben werden“ (John Kouris, Direktor des Defense Research
Instituts, welches die US Criminal Defence Lawyers vertritt, in
Financial Times, 11. 2. 1999, S 3).

Arthur Anderson hat 2400 Rechtsanwälte in 34 Ländern und ist
damit weltweit eine der drei größten Anbieter von rechtsanwalt-
lichen Tätigkeiten (Financial Times, aaO).

Die großen fünf Wirtschaftstreuhandkanzleien zählen bereits jetzt
zu den größten „Anwaltskanzleien“ Deutschlands (Hellwig, aaO,
S 3).

In Spanien (J & A Garrigues – Arthur Anderson), Frankreich (Archi-
balds – Arthur Anderson; Thomas & Associés – Deloitte & Touche)
und Großbritannien (Garett & Co – Arthur Anderson; Arnheim &
Co – Price Waterhouse; Tite & Lewis – Coopers & Cybrand) haben
sich bereits etliche unabhängige Anwaltskanzleien durch Koopera-
tionen oder durch Einbau in das Netzwerk der fünf großen Wirt-
schaftstreuhandkanzleien diesen angeschlossen (Hellwig, aaO,
S 4, Law Practice Management, Juli/August 1999, S 61f).

In Deutschland haben die großen Wirtschaftstreuhandkanzleien
seit einiger Zeit versucht, größere Anwaltskanzleien zu überneh-
men (Hellwig, aaO). Es ist eine reine Zeitfrage, wann die Angebote
ausreichend attraktiv werden. Kleine Anwaltskanzleien sind bereits
von Wirtschaftstreuhandkanzleien übernommen worden.

Nach der deutschen Wirtschaftsprüfungsordnung (§ 28) muss bei
einer MDP mit Wirtschaftstreuhändern sowohl die Majorität der
geschäftsführenden Gesellschafter als auch die Majorität des Kapi-
tals und der Stimmrechte bei den Wirtschaftstreuhändern liegen.
Dasselbe gilt für Steuerberater, also können die Anwälte in
Deutschland nie eine MDP dominieren, wohl aber können Wirt-
schaftstreuhänder die MDP dominieren (Hellwig, aaO, S 5).

11. Gefahr der Rechtsberatung durch
wenige weltweite Großfirmen

Die Größe und Finanzkraft der weltweit agierenden fünf Wirt-
schaftstreuhandkanzleien bringen die Gefahr, dass die weltweite
Rechtsberatung langfristig in ihren Händen konzentriert wird, und
dass alles, was im Laufe der Jahrzehnte mühsam erarbeitet,
teilweise sogar erkämpft wurde und was für unser Standesrecht
bedeutsam ist, wie zB Vermeidung der Interessenkollision, Ver-
schwiegenheitsverpflichtung, Unabhängigkeit, Zeugnisverweige-
rungsrecht etc abgebaut wird.

Es ist die Frage, wer die Rechtsberatung in Zukunft weltweit domi-
nieren wird; die derzeit großen fünf Wirtschaftstreuhandkanzleien,
die dann successive Anwaltskanzleien aufkaufen bzw diese bei
Erhalt der rechtlichen Trennung angliedern oder selbstständige
Anwaltskanzleien, die von Anwälten geführt werden.

12. Die MDP bringt keine Markterweiterung
für die Anwälte

Was die Anwälte am Markt auf der einen Seite durch die MDPs
dazugewinnen könnten, wird auf der anderen Seite wieder an die
MDPs, die von Wirtschaftsprüfern dominiert werden, abgegeben.

Die Wirtschaftsprüfungskanzleien sehen in der MDP die Möglich-
keit, Rechtsberatung durch eigene Tochtergesellschaften durchzu-
führen und dadurch Klienten nicht nur für Steuerberatung, sondern
auch für Rechtsberatung zu gewinnen.

Hinter dem Bemühen der Wirtschaftstreuhänder liegt auch nicht
das Interesse, eine Markterweiterung für Anwälte herbeizuführen,
sondern den eigenen Markt zu erweitern.

Oder wie es im Kurier (16. 8. 1999, S 17) heißt: „Die firmeneige-
nen Rechtsanwälte der Wirtschaftstreuhandkanzleien wollen bei
Gericht nicht mehr im Abseits stehen und wollen Klienten vertreten“.
Der Ausdruck „firmeneigen“ spricht für sich.

13. Die Position der Anwälte als primäre
Rechtsberater wird weiter aufgeweicht

Die Anwaltschaft hat immer den Standpunkt vertreten, dass die
Steuerberater, Buchprüfer, Wirtschaftstreuhänder nicht berechtigt
sind, Rechtsrat außerhalb ihrer direkten Steuer-Aufträge zu ertei-
len.

Durch Mischung der beiden Berufe wird für die (verbleibenden
unabhängigen) Rechtsanwälte die Aufrechterhaltung des oben
genannten Standpunktes erheblich erschwert.

Es werden also die Bemühungen der Wirtschaftstreuhandberufe,
für ihre Klienten immer mehr auch nicht-steuerliche Rechtsberatung
zu machen, durch die Zulassung der MDP unterstützt und geför-
dert.

Die Vermischung der Tätigkeitsgebiete führte in Deutschland relativ
oft dazu, dass ein Klient an die Wirtschaftstreuhandgesellschaft
einen Brief wegen einem Problem schrieb und (aus intern organi-
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satorischen Gründen etc) die Antwort auf dem Briefpapier der
Anwaltskanzlei dieser MDP erhielt, ohne dass der Klient auch nur
gefragt wurde (Hellwig, aaO, S 4).

Das Monopol der Rechtsberatung durch Anwälte wurde eingerich-
tet, um die rechtsberatende Bevölkerung zu schützen. Deren Inte-
ressen können dann nicht mehr voll gewahrt werden.

14. Die Aufgabe der Anwälte in der Rechtspflege
und Rechtsprechung wird beeinträchtigt

Anwälte sind auch nicht nur die wirtschaftlichen Lieferanten rechts-
beratender Leistungen, sondern haben auch einen ganz speziellen
Status, eine Aufgabe und eine Position im Rahmen der staatlichen
Rechtspflege und Rechtsprechung.

Die Beseitigung dieser Funktion hat massive Auswirkungen auf die
staatliche Rechtspflege.

Bei der Konferenz über die MDPs in New York am 8. 6. 1998,
gesponsert von der Pariser und der New Yorker Anwaltskammer,
wies der seinerzeitige Präsident der ABA, Philip S. Anderson,
darauf hin, dass die Gründer-Väter der USA die Anwälte als die
gesehen haben, die in erster Linie mit der Aufgabe betraut sind,
die Rechte des Einzelnen gegenüber dem Staat und seinen Institu-
tionen zu wahren oder durchzusetzen. Heute, so Anderson, sieht
er die Gefahr, dass diese Aufgaben durch die MDPs gefährdet
sind.

Daniel Brennan QC, Vorsitzender des Bar Council von England
und Wales, führte in seinem Papier vom 8. 8. 1999 zum ABA-
Kongress in Atlanta aus, „eine unabhängige Anwaltschaft hat eine
bedeutende demokratische Funktion in jedem Staat, um individu-
elle Freiheiten zu verteidigen . . .“.

Auffallend ist (so Anderson weiter), dass die Wirtschaftstreuhänder
in den USA sich dem Vordringen der „American Express Financial
Services“ widersetzen. American Express will der Bevölkerung
Buchhaltungsdienste durch Buchhalter anbieten, die Angestellte
von American Express sind. Die Wirtschaftstreuhänder sind sogar
zu Gericht gegangen, um dies zu verhindern und bemühen sich
jetzt, Standesregeln aufzustellen, die dies unterbinden sollen.

15. Unparteilichkeit der Richter hängt auch von
Unabhängigkeit der Anwälte ab

Nur wenn die Rechtsanwälte völlig unabhängig sind, können auch
die Richter völlig unparteiisch sein (Ramón Mullerath, früherer
CCBE-Vorsitzender bei der Diskussion in der Delegiertenversamm-
lung der American Bar Association am 10. 8. 1999 in Atlanta).

Der Richter weiß beim unabhängigen Anwalt, dass er nur die Inte-
ressen des Klienten wahrnimmt. Bei abhängigen Anwälten können
die Interessen des RA durch Weisungsgebundenheit etc von den In-
teressen des Klienten abweichen. Der Richter muss sich in so einem
Fall, um ein gerechtes Urteil fällen zu können, über die versteckten
Interessen des RA informieren.

16. Die Parteilichkeit des Anwaltes wird in einer
MDP gefährdet

Wirtschaftsprüfer sind notwendigerweise objektiv in ihrem Urteil
und ihren Bestätigungen.

Rechtsanwälte sind notwendigerweise Parteienvertreter und damit
subjektiv und parteiisch.

Durch die Integration von Anwälten in MDPs ist diese Parteilichkeit,
also die ausschließliche Vertretung der Interessen des Klienten als
Partei, gefährdet.

Wirtschaftstreuhänder haben nur eine wirtschaftliche Funktion.
Wirtschaftsprüfer haben die Aufgabe, ein Unternehmen zu kontrol-
lieren und gefundene Fehler aufzudecken, damit Dritte darauf ver-
trauen können.

Das Objektivitätserfordernis für Wirtschaftsprüfer kann negative
Auswirkungen auf den Anwaltsberuf haben, da der Anwalt nur
parteiisch und nur im Interesse des Klienten agieren darf.

17. Das Standesrecht der Anwälte wird aufgeweicht

Ein Wirtschaftsprüfer kann auch dann die formelle Prüfung machen
und das Attest erteilen, wenn er oder einer seiner Kollegen das
Unternehmen vorher beraten hat und Empfehlungen gegeben hat.
Es wird also die subjektiv-parteiische und die objektive Position
gemischt.

So wurde zB in Deutschland beim Konkurs der „Bremer Vulkan“
festgestellt, dass die beratende Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
gleichzeitig jene war, die jeweils die Atteste erteilt hat (Hellwig,
aaO, S 12).

Wenn zB ein Rechtsanwalt ein Unternehmen in einem Prozess ver-
tritt, dürfte ein anderes Mitglied der MDP, auch wenn diese
2000 Mitglieder hat, keine Steuerberatung für den Prozessgegner
machen. Dieses (anwaltliche) Standesrecht wird sicher bei MDPs
nicht durchsetzbar sein.

18. Die MDP bringt keine Vorteile für den Klienten
durch angebliche höhere Qualität der Arbeit

Die MDP dient vor allem der Arbeitsausweitung der Wirtschafts-
treuhandberufe und der Bequemlichkeit der Klienten, nicht aber
der Qualität der Arbeit. Die Klienten würden sonst möglicherweise
zum jeweils besten Berufsvertreter gehen.

Hellwig (aaO, S 13) berichtet darüber, dass ihm Unternehmen
nach Beiziehung einer MDP für eine Transaktion mitgeteilt haben,
für die nächste Transaktion wieder zu ihrer alten oder einer neuen
Anwaltskanzlei zurückzukehren, da sie erfahren mussten, dass das
„one-stop shopping“ nicht an sich schon zu einer höheren Qualität
der Arbeit führte.

Die Begründung dafür, dass „Wirtschaftstreuhänder die Deregu-
lierung fordern“ (zB Kurier 29. 7. 1999), dürfte vor allem darin
liegen, dass die fünf großen Wirtschaftstreuhandkanzleien sich



AnwBl 2000/4 221

Resonanz

damit eine Ausweitung ihres Rechtsmarktes erhoffen und von der
höheren Honorarstruktur der gekauften Anwaltskanzleien profitie-
ren wollen (Hellwig, aaO, S 4).

Unter diesem Aspekt wird auch nachvollziehbar, weshalb die
großen fünf Wirtschaftstreuhandkanzleien die Empfehlung der
ABA-Kommission „enthusiastisch“ begrüßt haben (Dan Brennan
QC, aaO, S 2).

19. Die Aufrechterhaltung einer unabhängigen
Anwaltschaft liegt im öffentlichen Interesse

Eindrucksvoll berichtete der Präsident der Law Society of Ireland,
Anthony H. Ensor, bei der 28. Präsidentenkonferenz der Europäi-
schen Anwaltsorganisationen am 3. 3. 2000 in Wien, dass der
Vorstand der Law Society bereits 1991 entschieden habe, dass
MDPs weder im öffentlichen Interesse noch im Interesse der An-
wälte sind.

Die MDPs würden Risken verursachen, die die Öffentlichkeit nicht
hinnehmen kann. Das öffentliche Interesse an einer unabhängigen
Anwaltschaft und das Vermeiden jeder möglichen Aushöhlung der
Grundwerte unseres Berufes, wie der anwaltlichen Schweigepflicht
und das Vermeiden von Interessenkonflikten, wären in einer MDP
nicht ausreichend geschützt.

Ähnlich eindeutig ist der Bericht der schwedischen Delegation auf
dieser Präsidentenkonferenz. Durch den Verkauf einer angesehe-
nen und großen Anwaltskanzlei in Stockholm an Ernst & Young in
besonderer Weise aktuell, zitiert der Bericht aus der Stellung-
nahme der schwedischen Regierung:

„Der Hauptzweck der Regeln über die unabhängige Stellung des
Anwalts besteht im Schutz der Interessen der Gesellschaft, in der
Sicherung des Bestehens einer Berufsgruppe . . ., die sich darauf
konzentrieren kann, was für den Klienten am besten ist, und alles
andere außer acht lassen kann. Vor diesem Hintergrund muß die
Unabhängigkeit des Anwaltsberufes zwangsweise eine Überle-
gung von öffentlichem Interesse sein . . .“

„Der Fortbestand der ethischen Regeln“, so geht es weiter in der
Stellungnahme der schwedischen Regierung, „sowie anderer Re-
geln kann aber nicht gesichert werden, wenn die beruflichen Tätig-
keiten des Anwaltes von einer Gruppe von Personen wahrgenom-
men werden, die nicht dem Anwaltsberuf angehören . . .“

20. Bei MDPs wären umfassende Sicherheitsvor-
kehrungen erforderlich, deren Ausmaß zeigt,
wie riskant MDPs sein würden

Die Kommission zur multidisziplinären Partnerschaft, die der Dele-
giertenversammlung der American Bar Association ihre Empfeh-
lung für die Zulassung der MDP am 10. 8. 1999 in Atlanta vor-
legte, zeigt unter Punkt 14, welche umfassenden Sicherheitsvorkeh-
rungen als notwendig erachtet werden, um die Unabhängigkeit
des Anwaltsstandes zu verteidigen (Report with recommendation

to the House of Delegates, American Bar Association, 1999 annual
meeting, Nr 109):

So muss entsprechend dieser Empfehlung jede MDP gegenüber
dem höchsten Gericht, welches für die Kontrolle des Anwaltsberu-
fes zuständig ist, eine schriftliche, vom Vorstand der MDP unter-
fertigte Erklärung abgeben, in der bestätigt wird, dass

a) die MDP sich weder direkt noch indirekt in die unabhängige
Ausübung des Berufes durch den Anwalt einmischt,

b) dass ein Verfahren vorgesehen ist, das sichert, dass der Anwalt
in seiner unabhängigen Ausübung des Berufs geschützt ist von Ein-
flüssen durch die MDP, durch irgendein Mitglied der MDP oder
durch jemanden, der von der MDP kontrolliert wird,

c) dass ein Verfahren vorgesehen ist, das sicherstellt, dass die
Klienten-Gelder gemäß der anwaltlichen Standespflicht getrennt
aufbewahrt werden,

d) dass alle Mitglieder der MDP, die Rechtsleistungen erbringen
oder bei deren Erbringung mitwirken, den anwaltlichen Standes-
richtlinien Folge leisten,

e) dass die einzigartige Rolle, die der Anwalt in der Gesellschaft
ausübt, gesichert ist und dass die sich daraus ergebenden Ver-
pflichtungen auch von den Anwälten in der MDP wahrgenommen
werden, weiters dass diese auch die freiwillige kostenlose Arbeit
im öffentlichen Interesse so wie die Einzelanwälte oder Sozietäts-
anwälte, auf sich nehmen,

f) dass diese Verfahren (a bis f) jährlich durchgesehen und ange-
passt werden, um deren Effektivität zu sichern, weiters, dass jähr-
lich deren Einhaltung bestätigt wird und jedem Anwalt in der MDP
eine Kopie dieser Bestätigung übergeben wird,

g) dass jährlich beim oben genannten Gericht eine beglaubigte
Kopie dieser Bestätigungen sowie relevante Informationen über
jeden Rechtsanwalt innerhalb der MDP eingereicht werden,

h) dass dem Gericht das Recht eingeräumt wird, jederzeit nach
eigenem Ermessen eine Einsicht und Überprüfung der Erfüllung der
Bestimmungen a) bis g) durchzuführen,

i) dass die MDP diese Kosten der Prüfung der MDP im Wege der
Zahlung einer jährlichen „Certification-Fee“ trägt.

Aus den obigen Aufführungen zeigt sich, welche extremen Kon-
trollmaßnahmen bereits vor genereller Zulassung der MDPs vor-
gesehen sein müssen, um den freien Anwalt innerhalb einer MDP
zu schützen.

Trotzdem wurde bei der Abstimmung am 10. 8. 1999 von der
Delegiertenversammlung der American Bar Association beschlos-
sen, die Entscheidung über die Zulassung der MDPs zu vertagen
und weitere Informationen und Erfahrungen einzuholen, insbeson-
dere Studien darüber durchzuführen, ob entsprechende Änderun-
gen im öffentlichen Interesse liegen und ob diese Änderungen
gemacht werden können, ohne dadurch die Unabhängigkeit des
Anwalts und seine Verpflichtungen gegenüber seinem Klienten zu
beeinträchtigen (ABA-Journal Dezember 1999, S 6).
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IV. Können die mit der MDP angestrebten
Ziele auch auf anderen Wegen zumindest
teilweise und annäherungsweise
umgesetzt werden?

Dies ist weitgehend möglich und bedarf keiner Änderung unserer
derzeitigen gesetzlichen oder standesrechtlichen Situation:

1. Die Anwälte können bereits jetzt für eine gemeinsame Bespre-
chung Wirtschaftstreuhänder, Notare etc in ihre Kanzlei kommen
lassen, um gemeinsam mit dem Klienten die Abwicklung einer An-
gelegenheit zu erörtern, wobei der Anwalt in der Korrespondenz
als einziger Partner für den Klienten nach außen hin in Erscheinung
treten kann.

2. Auch formell kann der Anwalt als Generalunternehmer auftre-
ten und Aufträge an Wirtschaftstreuhänder, Notare etc als Sub-
unternehmer vergeben. Dies würde die Position des Anwaltes
und das Interesse des Klienten sogar weiter fördern, weil der
Anwalt dann von Fall zu Fall entscheiden kann, wer der am bes-
ten geeignete Subunternehmer ist, den er für den konkreten Fall
heranziehen will. Wäre der Anwalt Mitglied einer MDP, so
müsste er faktisch jedenfalls den Wirtschaftstreuhänder der MDP
beauftragen.

3. Nur ergänzend wird darauf hingewiesen, dass von den vier Tä-
tigkeitsgebieten der Wirtschaftstreuhandberufe, nämlich den Tätig-
keiten als
– selbstständiger Buchhalter
– Steuerberater
– Buchprüfer
– Wirtschaftsprüfer
die ersten beiden Tätigkeiten des selbstständigen Buchhalters und
des Steuerberaters auch von Anwälten in vollem Umfang wahrge-
nommen werden können. Dass dies derzeit kaum geschieht, liegt
nicht daran, dass die MDPs nicht zugelassen werden, sondern
schicht daran, dass die Anwaltschaft, offensichtlich weil noch
genügend andere Ertragsmöglichkeiten bestehen, sich nicht im
großen Umfang die Fachkenntnis verschafft, um diese beiden
Tätigkeiten auszuüben.

V. Schlussfolgerungen

Trotz der plakativen Formulierung „one-stop shop“ zeigt sich nach
Abwägung aller Argumente dafür und dagegen, dass mit der Öff-
nung des Anwaltsberufes in Richtung einer MDP der unabhängige
Anwalt als Parteienvertreter, der neben dem Beichtvater einziger
geschützter und höchstvertraulicher Partner des Rechtsuchenden in
allen Angelegenheiten des Lebens ist, in dieser Funktion dem Ende
zugehen würde.
Die Konsequenzen würden voraussichtlich darin liegen, dass man
unterscheiden muss zwischen dem abhängigen und dem unab-
hängigen Anwalt. Nur der unabhängige Anwalt ist weiterhin „Ihr“
Anwalt oder „mein“ Anwalt.
Die Regelung hinsichtlich der beruflichen Verschwiegenheit etc
würden jedoch den erheblich großzügigeren Regelungen anderer
Berufsgruppen angepasst werden und damit auch negative Aus-
wirkungen auf den unabhängig verbleibenden Anwalt haben.
An die Stelle des unabhängigen Anwaltes würde, ähnlich wie es
bei anderen rechtsberatenden Institutionen bereits der Fall ist, der
abhängige Anwalt als eine Institution treten, bei der

• der Anwalt nicht mehr ausschließlich durch seinen Klienten
Aufträge erhält,

• der Anwalt nicht mehr ausschließlich durch seinen Klienten
bezahlt wird.

Die rechtsberatenden Institutionen wie Konsumenteninformation,
Rechtschutz der Arbeiterkammer, Rechtschutz der Wirtschaftskam-
mer, Ombudsmann, Rechtschutzversicherungsabteilungen der Ver-
sicherungen etc würden durch die Institution der MDPs mit den
abhängigen Anwälten nur ergänzt werden: ein Jurist, der nicht
mehr „mein Rechtsanwalt“ ist, würde für mich tätig werden.
Aus meiner Überzeugung ist deshalb die MDP für die öster-
reichische Anwaltschaft mangels Notwendigkeit und wegen der
erheblichen damit verbundenen Nachteile abzulehnen.

RA Dr. Ivo Greiter, Innsbruck
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Unternehmensrecht –
Seminarankündigung
Das Seminar findet an jedem Mittwoch in der Zeit von 18.00 Uhr
bis 20.00 Uhr, Hörsaal U 18 (Untergeschoss) der Universität
Wien, Juridicum, statt.

Themenübersicht

3. Mai Zum neuen europäischen Vertriebsrecht: einheitliche
Gruppenfreistellungsverordnung für den vertikalen
Vertrieb, „Leitlinien über vertikale Beschränkungen“,
Einbeziehung des Handelsvertreters, Rückwirkungen
auf das Vertragsrecht
Referate: RA Dr. Rainer Roniger, LL.M., Hügel & Partner
RAA Mag. Hilmar Kroat-Reder, LL.M., Hügel & Partner

10. Mai Barlegate, Pflichtteilsabfindungen und Zahlungen auf-
grund von Erbübereinkommen aus endbesteuertem
Vermögen nach § 15 Abs 1 Z 17 ErbStG befreit? VfGH
contra VwGH – dazu Fraberger SWK 1999 S 349;
Taucher NZ 1999, 325.
Referat: Univ.-Ass. Dr. Friedrich Fraberger, WU Wien
Diskussion mit: Univ.-Prof. Dr. Otto Taucher, Universität
Graz

17. Mai Aktuelle kapitalmarktrechtliche Probleme: Tatbestände
der Ad-hoc-Publizität (§ 82 Abs 6 und Abs 9, § 91
BörseG), insbesondere beim Aktienrückerwerb, bei der
Unternehmensübernahme (§§ 5, 6 ÜbG); Wechsel des
Börseplatzes; Delisting – Aicher/Kalss/Opitz, Grund-
fragen des neuen Börserechts (1998).
Referat: Univ.-Ass. Dr. Susanne Kalss, WU Wien
Diskussion mit: Dr. Robert Sumann, Wiener Börse AG
RA Dr. Peter Feyl, LL.M., Schönherr Barfuß Torggler

24. Mai Reservetermin

31. Mai Die deutsche Steuerreform oder: Steuerrechtliche Pro-
bleme deutsch/österreichischerWirtschaftsbeziehungen.
Privatstiftung und Außensteuergesetz, grenzüberschrei-
tender Anteilstausch: Buchwertfortführung; Vermeidung
steuerwirksamer Wertaufholungen; zum Entwurf des
neuen DBA
Referent: StB Dkfm. Eugen Bogenschütz, Haarmann
Hemmelrath & Partner, Frankfurt Im Anschluss an die Seminarstunde: Abschluss-Abendessen

7. Juni Formen der grenzüberschreitenden Fusion unter Be-
rücksichtigung aktueller Fälle – Transaktionsstruktur
und Abwicklungsprobleme
Referat: RA Dr. Gerd Krieger, Hengeler Mueller Weitzel
Wirtz, Düsseldorf
Diskussion mit: Univ.-Prof. Dr. Martin Karollus, Universi-
tät Linz
Univ.-Prof. Dr. Hanns F. Hügel, Universität Wien

14. Juni OHG/KG und Erbrecht – dazu Schauer, Rechtsprob-
leme der erbrechtlichen Nachfolge bei Personenhan-
delsgesellschaften, 1999, Verlag Österreich
Referat: Univ.-Prof. Dr. Martin Schauer, WU Wien
Diskussion mit: Hon.-Prof. DDr. Hellwig Torggler, Schön-
herr Barfuß Torggler
Univ.-Prof. Dr. Hanns F. Hügel, Universität Wien

21. Juni OGH zum Umgründungsrecht – OGH RdW 1996, 411:
Kapitalherabsetzung bei Steuer-Spaltung; OGH GesRZ
1998, 203: Kapitalerhaltung bei Umwandlung in eine
Personengesellschaft; OGH 11. 11. 1999, 6 Ob 4/99b:
Down Stream Merger, Einlagenrückgewähr und ver-
pflichtende Kapitalerhöhung
Einleitungsreferat: Univ.-Prof. Dr. Hanns F. Hügel, Uni-
versität Wien
Podiumsdiskussion mit: Univ.-Prof. Dr. Hans-Georg Kop-
pensteiner, Universität Salzburg
Univ.-Prof. DDr. Waldemar Jud, Universität Graz

28. Juni Einkünftezurechnung im Steuerrecht: Allgemeines Be-
steuerungsprinzip oder Instrument zur Bekämpfung des
Abkommens- und Richtlinien-Missbrauchs? – Dazu
VwGH 10. 12. 1997, 93/13/0185, ÖStZB 1998, 568 –
Loukota SWI 1998, 105, Lang SWI 1998, 216; Hügel/
Gibitz SWI 1998, 407
Einleitungsreferat: Univ.-Prof. Dr. Michael Lang, WU
Wien
Diskussion mit: Univ.-Prof. Dr. Hans-Georg Ruppe, Uni-
versität Graz
Hofrat Univ.-Doz. Dr. Nikolaus Zorn, VwGH
Univ.-Prof. Dr. Hanns F. Hügel, Universität Wien
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Disziplinarrecht
7655

§§ 9, 11 RAO – Treuhandschaft
Zur Änderung des Treuhandauftrages bedarf
es einer übereinstimmenden Erklärung der Ver-
tragsparteien (als Treugeber); ein RA, der sich
ihnen gegenüber in dieser Richtung nicht ver-
gewissert und somit zumindest ernstlich für
möglich hält, dass sein Verhalten – Verstoß
gegen den Wortlaut einer schriftlichen Treu-
handvereinbarung – deren Verletzung bedeutet,
jedoch trotzdem in treuwidriger Weise gehandelt
und sich mit der Verwirklichung dieses Umstan-
des abgefunden hat, handelt disziplinär.

OBDK 18. 10. 1999, 4 Bkd 6/97

Aus den Gründen:

Für die Beurteilung der subjektiven Tatseite kommt es jedoch ent-
scheidend auf die bereits vom DR zutreffend bejahte Kenntnis des
DB von der treuwidrigen Verwendung des Teilbetrages an, die ihm
zu Recht als schuldhaftes Verhalten iSd § 1 Abs 1 DSt zur Last fällt.
Der DR hat gewusst, dass es zur Änderung des Treuhandauftrages
einer übereinstimmenden Erklärung der Vertragsparteien bedurfte.
Eine schriftliche Vereinbarung in dieser Hinsicht lag nicht vor. Der
DB hat sich den Vertragsparteien gegenüber in dieser Richtung auch
nicht vergewissert. Er hat somit zumindest ernstlich für möglich ge-
halten, dass sein Verhalten die Verletzung einer Treuhandverpflich-
tung bedeutet, jedoch trotzdem in treuwidriger Weise gehandelt
und sich mit der Verwirklichung dieses Umstandes abgefunden.

Mit seiner auf § 281 Abs 1 Z 9 lit b StPO gestützten Rechtsrüge
strebt der Berufungswerber die Beurteilung des festgestellten Sach-
verhaltes nach § 3 DSt an. Die damit statuierte besondere man-
gelnde Strafwürdigkeit von DisVergehen erfordert neben gering-
fügigem Verschulden des RA, dass sein Verhalten auch keine oder
nur unbedeutende Folgen nach sich gezogen hat. In diesem beson-
deren Fall mangelnder Strafwürdigkeit liegt geringfügiges Ver-
schulden nur dann vor, wenn das Gewicht des Sorgfaltsverstoßes
im Vergleich zu den Durchschnittsfällen der Deliktsverwirklichung
deutlich abfällt.

Ein Treuhänder, der die ihm übertragenen Aufgaben nicht entspre-
chend dem Treuhandauftrag erfüllt hat, verletzt Berufspflichten
selbst dann, wenn mit diesem Verhalten kein vermögensrechtlicher
Nachteil für die Treugeber verbunden war (AnwBl 1995, 351).
Eine solche strikte Einhaltung erfordert jedoch die Befolgung des
Treuhandauftrages dem Worte nach. Der dem DB anzulastende
Verstoß gegen eine schriftliche Treuhandvereinbarung und die

damit verbundenen nachteiligen Folgen für die Treugeberin lassen
einerseits eine Beurteilung des Verschuldens des DB als gering-
fügig nicht zu, andererseits kann aber auch nicht davon gespro-
chen werden, dass sein Verhalten keine oder nur unbedeutende
Folgen nach sich gezogen hat, bedurfte es doch für die Treugebe-
rin der Einleitung eines Rechtsstreites, um den aus dem Verstoß
gegen die Treuhandvereinbarung entstandenen Schaden zu berei-
nigen. Es fehlt demnach an den Voraussetzungen für die Anwen-
dung von § 3 DSt, weswegen insgesamt der Berufung wegen Nich-
tigkeit kein Erfolg beschieden sein konnte.

Anmerkung:
Treuhänderfunktion hat der RA nicht nur gegenüber seiner eigenen
Partei, sondern auch gegenüber dem Treugeber (wenn nicht auch
dieser ohnehin seine Partei ist), welcher ihm iSd § 11 RAO die
Ausführung des Treuhandgeschäftes anvertraut hat (AnwBl 1998,
632, VfSlg 14.622). Die vorliegende E schließt ein gutgläubiges
Abgehen vom Wortlaut (!) des Treuhandauftrages aus: dessen
Befolgung ist „dem Worte nach“ (!) erforderlich. Da gibt es kein
Deuteln.

Strigl

7656

§ 22 DSt –
fehlende Tatsachenbehauptung in DisAnzeige

Wenn ein Anzeiger nicht behauptet, dass die Ho-
norarforderung des besch RA Beträge beinhalte,
die diesem nicht zustünden und daher keine sub-
sumtionstauglichen Taten in der Verdachtslage
vorliegen, ist der Beschwerde (des KA) gegen
den Einstellungsbeschluss des DR ein Erfolg zu
versagen.

OBDK 18. 10. 1999, 14 Bkd 5/99

Aus den Gründen:

Mit Beschluss vom 17. 12. 1998 stellte der DR der X-RAK das
gegen den DB wegen seiner Honorarforderung gegen A aufgrund
dessen Anzeige eingeleitete DisVerfahren ein. In seiner Begrün-
dung führte der DR aus, dass die durchgeführten Erhebungen kei-
nerlei Verdachtsmomente erkennen hätten lassen, die den Schluss
nahelegen würden, ein durchzuführendes Verfahren könnte mit
einer Verurteilung des DB enden. Dies umso mehr, als die Honorar-
frage in der gegenständlichen Angelegenheit durch rk gerichtli-
chen Vergleich erledigt worden sei.
Der dagegen erhobenen Beschwerde des KA kommt keine Berech-
tigung zu.
Der Anzeiger hatte – zusammengefasst wiedergegeben – behaup-
tet, den DB vor Jahren konsultiert zu haben. Dieser habe zur Ein-
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bringung einer Klage geraten und einen Kostenvorschuss in der
Höhe von S 10.000,– verlangt, der im Hinblick auf die Vereinba-
rung eines „Erfolgshonorars“ nicht bezahlt worden sei. In der wei-
teren Folge habe ihm der DB eine Honorarnote über S 80.000,–
übermittelt und diese Forderung auch klageweise geltend gemacht.
Im Zeitraum Sommer 1997 bis Frühjahr 1998 sei die Forderung
von S 50.000,– auf S 116.000,– angewachsen.

Aufgrund der Ergebnisse des Verfahrens . . . des BG Y steht fest,
dass der DB auf der Basis einer Honorarnote, lautend auf
S 48.388,10, Klage beim BG Y einbrachte und in dieser Rechtssa-
che am 21. 4. 1994 ein gerichtlicher Vergleich, beinhaltend eine
Zahlungsverpflichtung des Anzeigers in der Höhe von S 50.000,–,
abgeschlossen wurde.

Bei Vergleichsabschluss war der Anzeiger (entgegen seiner Anzei-
gebehauptung) anwaltlich vertreten.

Der Beschwerdeeinwand, es sei im DisVerfahren abzuklären, ob
die vom DB ursprünglich gelegte Honorarnote über S 80.000,– in
Relation zu den von ihm erbrachten Leistungen absolut überhöht
war und wie es zum behaupteten Anwachsen der Schuld von
S 50.000,– auf S 116.000,– gekommen sei, erweist sich als nicht
zielführend.

Zunächst ist darauf zu verweisen, dass im Falle der Richtigkeit
der Anzeigebehauptung, die Forderung des DB habe sich von
S 50.000,– auf S 116.000,– erhöht, der Zeitraum, in dem dies
geschah, nicht – so der Standpunkt des Anzeigers – mit 1997 bis
1998, sondern ersichtlich mit 1994 bis 1998 anzusetzen ist. Aus
den Ausführungen des Anzeigers selbst ergibt sich nämlich, dass
die letzten Zahlungen erst 1998 geleistet wurden, sodass dem
Vorbringen des DB in seiner Äußerung vom 29. 5. 1998 gefolgt
werden kann, wonach zwischen 1994 und 1998 zahlreiche – die
ursprüngliche Forderung naturgemäß beträchtlich erhöhende –
Exekutionsschritte gesetzt wurden.

Eine Behauptung, wonach die Honorarforderung des DB Beträge
beinhalte, die ihm nicht zustünden, wurden vom Anzeiger nicht
aufgestellt. Angesichts der Unbestimmtheit der Anzeige kann somit
der Auffassung des DR, es liege kein Grund zu einer DisBehand-
lung des Angezeigten vor, nicht mit Erfolg entgegengehalten
werden, dass weitere Erkundungsbeweise notwendig seien, weil
der Anzeigesachverhalt den Verdacht mehrerer Vergehen abstrakt
denkbar erscheinen lasse. Da im Anlassfall nicht auf die Erweis-
barkeit erhobener Vorwürfe, sondern auf das Fehlen einer subsum-
tionstaugliche Daten indizierenden Verdachtslage abzustellen ist,
war der Beschwerde ein Erfolg zu versagen.

Anmerkung:

Der Fall ist einfach, aber als Musterbeispiel interessant: Ein Anzei-
ger muss derartige Tatsachenbehauptungen aufstellen, dass diese –
bei ausreichender Verdachtslage – unter einen disziplinären Tatbe-
stand subsumiert werden können; solche Behauptungen fehlten hier.

Strigl

Standesrecht
7657

§ 2 RAO – ReAA-Teilzeitbeschäftigung

Nur für die zwingend erforderliche 3-jährige
Tätigkeit bei einem RA ist die Anrechnung einer
Teilzeitbeschäftigung (des ReAA) bei einem RA
ausgeschlossen. Aus dem offenkundigen Zweck
des Gesetzes, die Ausbildung bei einem RA in
den Mittelpunkt der Ausbildung eines ReAA zu
stellen, kann geschlossen werden, dass bezüg-
lich der – nach der zwingend bei Gericht oder bei
einem RA im Inland zu verbringenden – verblei-
benden restlichen 15-monatigen Praxiszeit eine
planwidrige Gesetzeslücke vorliegt, weil bezüg-
lich der Alternativ- oder Ersatztätigkeiten ali-
quote Anrechnung einer Teilzeitbeschäftigung
subsumiert werden kann, für die die dreijährige
Ausbildung übersteigende Tätigkeit bei einem
RA jedoch nicht. Im Hinblick auf das Gebot der
verfassungskonformen Interpretation im Wege
der analogen Anwendung des § 2 Abs 1, erster
Satz, zweiter Halbsatz RAO iVm § 2 Abs 2 RAO,
ist diese Gesetzeslücke zu schließen, weil durch
die gänzliche Nichtanrechnung einer diesbe-
züglichen Halbtagsbeschäftigung dem Gesetz
fälschlich ein gleichheitswidriger Inhalt unter-
stellt würde und die Bf dadurch im Gleichheits-
recht verletzt wären.

VfGH 6. 10. 1999, B 434/98, OBDK 12. 12. 1997, Bkv 4/97

Aus den Entscheidungsgründen:

Die Beschwerden sind jedoch – soweit sie eine verfassungswidrige
Interpretation der den Bescheiden zugrunde liegenden Rechtsvor-
schriften durch die bel Beh behaupten – im Recht: Die gänzliche
Nichtanrechnung der (rechtsberuflichen) Teilzeitbeschäftigung bei
einem RA auf die Ausbildungszeiten, die nicht zwingend bei
einem Gericht oder bei einem RA im Inland zu verbringen sind,
würde zu einem verfassungswidrigen Ergebnis führen und läge
auch nicht in der Intention des Gesetzgebers.

Bei der verfassungsrechtlichen Unbedenklichkeit der angewende-
ten Rechtsvorschrift kann eine Verletzung des verfassungsgesetz-
lich gewährleisteten Rechts auf Gleichheit aller Staatsbürger vor
dem Gesetz nach stRsp des VfGH (vgl zB VfSlg 12.670/1991) nur
vorliegen, wenn die Behörde der angewendeten Rechtsvorschrift
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fälschlicherweise einen gleichheitswidrigen Inhalt unterstellt oder
wenn sie bei Erlassung des Bescheides Willkür geübt hätte.
Eine Verletzung der verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechte
auf Freiheit der Erwerbsbetätigung und der Berufsausbildung läge
diesfalls nur vor, wenn die Behörde das Gesetz denkunmöglich
angewendet hätte (vgl VfSlg 10.413/1985, 12.700/1991).
Nach ständiger Judikatur des VfGH verbietet es der Gleichheits-
grundsatz dem Gesetzgeber, andere als sachlich begründbare
Differenzierungen zu schaffen (VfSlg 8169/1977). Gesetzliche
Differenzierungen müssen aus Unterschieden im Tatsächlichen ab-
leitbar sein (VfSlg 4392/1963), die darüber hinaus wesentlich
sein müssen (VfSlg 11.190/1986).
Nach erfolgreichem Abschluss des nach § 1 Abs 2 RAO erforder-
lichen Studiums hat die zur Ausübung der RA-schaft erforderliche
praktische Verwendung insgesamt 5 Jahre zu dauern. Hievon sind
im Inland mindestens 9 Monate bei Gericht und mindestens
3 Jahre hauptberuflich und ohne Beeinträchtigung durch eine
andere berufliche Tätigkeit bei einem RA zu verbringen. (Die Tätig-
keit bei der Finanzprokuratur wird der Tätigkeit bei einem RA
uneingeschränkt gleichgesetzt). Die Anrechnung einer in § 2
Abs 1 erster Satz zweiter Halbsatz RAO (rechtsberuflichen) Alter-
nativ- oder Ersatzpraxis bei einem Notar oder, wenn die Tätigkeit
für die Ausübung der RA-schaft dienlich ist, bei einer Verwaltungs-
behörde (wobei der Begriff der Verwaltungsbehörde extensiv zu
interpretieren ist – vgl VfSlg 13.560/1993), einer Hochschule
oder bei einem beeideten Wirtschaftsprüfer und Steuerberater ist
mit maximal 15 Monaten begrenzt.
§ 2 Abs 1 RAO idF BGBl 1985/556 lässt für diese Tätigkeiten die
Anrechnung einer Teilzeitbeschäftigung zu: So ist – wie die OBDK
bereits mehrfach ausgesprochen hat – für die Alternativ- oder
Ersatzpraxis auch eine Halbtagsbeschäftigung bis zum gesetzli-
chen Höchstmaß von 15 Monaten (aliquot) anrechenbar (vgl etwa
OBDK 1. 2. 1993, Bkv 8/91). Die Anrechnung einer Teilzeitver-
wendung bei einem RA ist im Gesetz (in der hier maßgeblichen
Fassung vor der RAO-Novelle BGBl I 1999/71) nicht ausdrücklich
vorgesehen.
Die gänzliche Nichtanrechnung einer Teilzeitbeschäftigung bei
einem RA wäre daher nur bei strikter Wortinterpretation des § 2
Abs 1 dritter Satz RAO möglich; ein derartiges Ergebnis unterstellt
jedoch dem verfassungsrechtlich unbedenklichen § 2 Abs 1 RAO
idF BGBl 1985/556 einen gleichheitswidrigen Inhalt, weil es jene
ReAA, die – wie in den vorliegenden Beschwerdefällen – nur halb-
tags oder 3 Tage pro Woche bei einem RA beschäftigt sind,
gegenüber jenen, die eine – weniger berufsspezifische – Alter-
nativ- oder Ersatzpraxis in Teilzeitverwendung in 20 Stunden pro
Woche absolvieren, ohne sachlich gerechtfertigten Grund diskri-
miniert. Die Teilzeitbeschäftigung bei einem RA kann hinsichtlich
ihrer Anrechenbarkeit keinesfalls anders bewertet werden als eine
Teilzeitbeschäftigung im Rahmen der für die Anrechenbarkeit zu-
lässigen Alternativ- oder Ersatzpraxis.

Wenn die bel Beh nun argumentiert, § 2 Abs 1 dritter Satz RAO
schließe bereits die Anrechenbarkeit einer rechtsberuflichen Teil-
zeitbeschäftigung bei einem RA aus, ist ihr entgegenzuhalten, dass
sich diese Bestimmung nur auf die zwingend erforderliche 3-jäh-
rige Tätigkeit bei einem RA bezieht. Nur für diese 3-jährige Praxis
ist eine Anrechnung einer Teilzeitbeschäftigung bei einem RA aus-
geschlossen. Wie der VfGH bereits in VfSlg 14.873/1997 ausge-
führt hat, ist diese 3-jährige hauptberufliche Tätigkeit bei einem RA
sachlich gerechtfertigt,
„weil durch eine solche Tätigkeit gewährleistet ist, daß der ReAA
umfassend mit allen Facetten des Berufsbildes des RA vertraut
gemacht werden kann. Darüber hinaus wird dem ausbildenden RA
durch den mit der hauptberuflichen Beschäftigung des ReAA ver-
bundenen intensiven persönlichen Kontakt die Möglichkeit einge-
räumt, sich umfassend Kenntnis von den einzelnen Fähigkeiten des
ReAA zu verschaffen und die Ausbildung entsprechend zu gestal-
ten“.
Es fehlt jedoch (in der hier maßgeblichen Fassung des § 2 Abs 1
RAO vor der RAO-Novelle BGBl I 1999/71) eine Regelung, die
eine (aliquote) Anrechnung für eine rechtsberufliche Teilzeitver-
wendung bei einem RA auf die – für die Anrechnung nur in
Betracht kommende – 15-monatige Ausbildungszeit, die nicht
zwingend bei Gericht oder einem RA im Inland zu verbringen ist,
vorsieht. So lässt sich unter dem Wortlaut der Bestimmung des § 2
Abs 1 erster Satz zweiter Halbsatz RAO die (aliquote) Anrechnung
einer Teilzeitbeschäftigung bei einem RA nicht subsumieren, weil
diese Bestimmung nur Alternativ- oder Ersatztätigkeiten erfasst –
also jene Tätigkeiten, die nicht bei einem Gericht oder bei einem
RA im Inland zu verbringen sind. Es geht jedoch weder aus diesem
Wortlaut noch aus dem Sinn des § 2 RAO idF BGBl 1985/556
noch aus den Gesetzesmaterialien zu den Novellen 1973 (BGBl
1993/570) und 1985 (BGBl 1985/556) des § 2 Abs 1 RAO die
Absicht des Gesetzgebers hervor, die Anrechnung einer (rechtsbe-
ruflichen) Teilzeitbeschäftigung bei einem RA zur Gänze unberück-
sichtigt zu lassen. Aus dem offenkundigen Zweck des Gesetzes,
die Ausbildung bei einem RA in den Mittelpunkt der Ausbildung
eines ReAA zu stellen, kann dagegen geschlossen werden, dass
hier eine planwidrige Gesetzeslücke vorliegt, die im Hinblick auf
das Gebot der verfassungskonformen Interpretation im Wege der
analogen Anwendung des § 2 Abs 1 erster Satz zweiter Halbsatz
RAO iVm § 2 Abs 2 RAO zu schließen ist.

Die für die Anrechnung relevanten Zeiten einer Halbtagsbeschäfti-
gung bzw einer Beschäftigung von 3 Tagen pro Woche bei den in
den Anträgen im Verfahren vor dem Kammerausschuss genannten
RAen hätten daher aliquot angerechnet und der Berufung durch
die OBDK Folge gegeben werden müssen. Durch deren gänzliche
Nichtanrechnung wurde dem Gesetz fälschlich ein gleichheitswid-
riger Inhalt unterstellt und wurden die Bf dadurch im Gleichheits-
recht verletzt. Damit steht zugleich fest, dass die bel Beh das Ge-
setz denkunmöglich ausgelegt und die Bf durch die Nichtanrech-
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nung einer Teilzeitbeschäftigung bei einem RA im Recht auf Frei-
heit der Erwerbsbetätigung und der Berufsausbildung verletzt hat.

Anmerkung:
Die Bf hatten bereits 3 Jahre Tätigkeit bei einem RA hinter sich und
daher die zwingend vorgeschriebene und hauptberuflich auszu-
übende RA-Praxis „geschöpft“; ihre weitere Tätigkeit bei einem RA
wurde von Ausschuss und OBDK als anrechenbare Praxis nicht
angerechnet, weil nach dem Wortlaut des Gesetzes die Praxis bei
einem RA nur hauptberuflich erfolgen kann.
Der VfGH hat in sehr logischer Weise differenziert, dass diese wei-
tere (Teilzeit-)Praxis bei einem RA nicht schlechter behandelt wer-
den kann als eine als Teilzeitbeschäftigung mögliche Alternativ-
oder Ersatztätigkeit bei einem der anderen in § 2 RAO vorgesehe-
nen Ausbildungsstellen.
Diese Meinung geht von der Zulässigkeit einer Teilzeitbeschäfti-
gung bei diesen anderen Ausbildungsstellen aus; maW: Gäbe es
diese Alternativ- oder Ersatzpraxis anderenorts nicht, würde es
(nach 3 Jahren RA-Praxis) auch keinen Teilzeitkonzipienten geben.
Jetzt gibt es ihn. Motto: Die ich rief, die (Alternativ-Praxis-)Geister,
werd’ ich nun nicht los (der Gesetzgeber als Zauberlehrling, frei
nach Goethe).

Strigl

Zivilrecht
Waisenrente – Regressanspruch der Rechtsanwalts-

kammer gegenüber der Versicherungsanstalt

7658

§ 1358 ABGB, § 67 VersVG, § 332 ASVG
Der Sohn eines durch Unfall verstorbenen
Rechtsanwaltes hat gemäß der Satzung der
Versorgungseinrichtung einen Anspruch auf eine
Waisenrente, wobei diese Satzung auf der
Grundlage der §§ 49, 50 RAO erlassen worden
ist. Diese Regelung zur Versorgung der Hinter-
bliebenen hat nicht den Zweck, den Schädiger zu
entlasten. Die Rechtsanwaltsordnung sieht zwar
keine Legalzession vor, doch ist durch die Ver-
pflichtung der Rechtsanwaltskammer, als Folge
des Todes eines Mitgliedes eine Waisenrente zu
bezahlen, ein Fall der Schadensverlagerung, der
in Analogie zu § 1358 ABGB, § 67 VersVG und
§ 332 ASVG den Übergang des Ersatzanspru-
ches auf die Rechtsanwaltskammer begründet.

OGH 13. 1. 2000, 2 Ob 366/99

Aus der Begründung:

Wie der erkennende Senat in der grundlegenden Entscheidung
vom 24. 3. 1994, 2 Ob 21/94 (SZ 67/52) ausführlich darge-
legt hat, ist es im Falle der Verletzung eines Verkehrsteilnehmers
eine typische, vom Schutzzweck der Bestimmung der StVO um-
fasste Folge seiner hierdurch verursachten Arbeitsunfähigkeit,
dass er einen Verdienstentgang erleidet. Ist der Verletzte Dienst-
nehmer und seine Dienstgeber gesetzlich zur Lohnfortzahlung ver-
pflichtet, wird der Schaden auf den Dienstgeber überwälzt. Die
Lohnfortzahlungsvorschriften haben nicht den Zweck, den Schädi-
ger zu entlasten, sie sollen vielmehr den Dienstnehmer vor sozia-
len Härten schützen. Die Ersatzpflicht wird daher durch die Lohn-
fortzahlung nicht ausgeschlossen. Ist eine Legalzession nicht vor-
gesehen, liegt eine Regelungslücke vor, die in Analogie zu
§ 1358 ABGB und § 67 VersVG geschlossen werden kann.
Das bedeutet, dass der Ersatzanspruch gegen den Schädiger mit
der Lohnfortzahlung auf den Dienstgeber übergeht. An dieser
Rechtsprechung wurde in der Folge festgehalten (RIS-Justiz
RS 0043287), wobei dem Dienstgeber ein Ersatzanspruch nicht
nur in den Fällen der Lohnfortzahlungspflicht nach § 8 AngG
zugesprochen wurde, sondern ganz allgemein ausgeführt wurde,
dass er dann ersatzberechtigt sei, wenn er (aufgrund welcher
Norm auch immer) zur Lohnfortzahlung verpflichtet ist (SZ 70/
221; ZVR 1998/95).

Gleiches muss aber auch für die von der klagenden Partei (Rechts-
anwaltskammer) geleistete Waisenversorgung gelten. Auch diese
hat nicht den Zweck, den Schädiger zu entlasten, sie soll vielmehr
die Hinterbliebenen nach dem Verstorbenen vor sozialen Härten
schützen (vgl SZ 70/221). Es ist im Falle der Tötung eines Ver-
kehrsteilnehmers eine typische, vom Schutzzweck der Bestimmun-
gen der StVO umfasste Folge, dass die Hinterbliebenen, für deren
Unterhalt der Getötete nach dem Gesetz zu sorgen hatte (§ 1327
ABGB), einen Entgang dieses Unterhalts erleiden. War der getö-
tete Rechtsanwalt und die zuständige Kammer gem § 50 Abs 1
RAO zur Zahlung einer Hinterbliebenenversorgung verpflichtet,
wird der Schaden auf diese überwälzt.

Es darf nicht übersehen werden, dass es im Falle einer Zahlung
einer Waisenrente oder -pension durch einen Sozialversicherungs-
träger zu einer Legalzession nach § 332 ASVG und damit zu einer
Ersatzpflicht des Schädigers käme. Nach ständiger Rechtspre-
chung sind nämlich die Ansprüche der Kinder nach § 1327 ABGB
wegen entgangenen Barunterhaltes, aber auch wegen entgange-
ner Pflegeleistungen der Eltern, der Deckungfonds für Waisenren-
ten und Waisenpensionen der Sozialversicherungsträger (RIS-Jus-
tiz RS 0031466). Es wäre nun nicht einzusehen, dass es für den
Schädiger einen Unterschied machte, ob der mj Sohn des von
ihm Getöteten von einem Sozialversicherungsträger oder aber
von einer Kammer wegen der Tötung eine Rente erhält (vgl SZ
70/221).
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Dies darf natürlich nicht zu einer Doppelbelastung des Schädigers
führen. Dazu kommt es aber nicht, weil die Leistungen der klagen-
den Partei beim Anspruch seines Sohnes zu berücksichtigen sind.
Eine Leistung ist im Rahmen der Vorteilsausgleichung dann zu
berücksichtigen, wenn sie durch das schädigende Ereignis auto-
matisch ausgelöst wird, sei es, dass der Dritte durch das Gesetz
oder einen Vertrag dem Geschädigten zu einer Leistung verpflich-
tet ist (JBL 1991, 653; 2 Ob 150/89; ZVR 1995/133). Im vorlie-
genden Fall erhält der mj Sohn des Verstorbenen nicht eine Leis-
tung, die ihm nur wegen der durch das schädigende Ereignis aus-
gelösten Notlage, Hilfsbedürftigkeit oder dergleichen gewährt
wird, sondern hat er darauf gem § 50 Abs 1 RAO einen gesetz-
lichen Anspruch. Der Zweck der ihm von der klagenden Partei
erbrachten Rechte steht daher einer Anrechnung im Wege der
Vorteilsausgleichung nicht entgegen.
Der Kritik von Reischauer in Rummel 2, ABGB Rz 13 u § 1312
(S 493 unten) an der E JBl 1991, 653, ist durch die analoge
Anwendung der Legalzessionsnorm des § 332 ASVG nunmehr der
Boden entzogen.

E wurde zur Verfügung gestellt von Dr. Sepp Manhart,
Präsident der Vorarlberger RAK

Zivilprozessrecht
7659

§ 405 ZPO; §§ 266, 267 ZPO – Teileinklagung
Bei Teileinklagung ohne Berücksichtigung eines
Mitverschuldens, Ermittlung des Schadensantei-
les infolge einer urteilsmäßig festgestellten Mit-
verschuldensquote auf der Grundlage des über
das Begehren des Klägers hinausgehenden
(nicht eingeklagten) Gesamtschadens, sofern die
beklagte Partei in ihrem Vorbringen die Zumes-
sung eines Mitverschuldens durch den Kläger
aufgrund dessen Teileinklagung annimmt und
der Kläger dieses Vorbringen „nur unsubstan-
ziert“ bestreitet.

LG Korneuburg 8. 7. 1999, 21 R 339/99x, BG Stockerau 17. 5.
1999, 1 C 44/99a

Aus der Begründung:

Die klagende Partei begehrte resultierend aus einem Verkehrs-
unfall den Zuspruch eines Betrages von S 29.000,– und brachte
vor, dass die Klagsforderung die Hälfte des eingetretenen Scha-
dens darstelle, wobei ein ausdrückliches Anerkenntnis des halben
Mitverschuldens am Zustandekommen des gegenständlichen Ver-
kehrsunfalls unterblieb.

Das Verschulden treffe den Erstbeklagten, der das Klagsfahrzeug
überholen wollte und dabei übersehen habe, dass der Kläger im
Begriff gewesen sei, nach links einzubiegen und habe deshalb der
Erstbeklagte sein Fahrzeug nicht mehr rechtzeitig zum Stillstand
bringen können.

Die beklagten Parteien bestritten dieses Vorbringen, beantragten
Klagsabweisung und brachten unter anderem vor, wonach sich
aus dem Umstand, dass nur der halbe Schaden geltend gemacht
worden sei, unzweifelhaft ergebe, dass die klagende Partei sich
selbst ein verkehrstechnisches Fehlverhalten zumesse, wobei darü-
ber hinaus vorgebracht wurde, dass das Klagsfahrzeug weder
zeitgerecht den linken Blinker gesetzt noch sich zur Fahrbahnmitte
hineingeordnet, plötzlich und unvorhergesehen ein Linksabbiege-
manöver begonnen habe, wodurch es zur Kollision gekommen sei
und das Alleinverschulden beim Kläger liege.

Urteilsmäßig wurde beiden unfallsbeteiligten Fahrzeuglenkern
Sorgfaltsverstöße vorgeworfen und eine Verschuldensaufteilung
1 : 2 zulasten des Klägers vorgenommen, wobei die Klagsforde-
rung mit S 19.333,33 sA als zu Recht bestehend erachtet wurde,
welcher Betrag einem Drittel des nicht klagsgegenständlichen
Gesamtschadens des Klägers entspricht.

In rechtlicher Hinsicht wird ausgeführt, dass die klagende Partei
„ganz offensichtlich“ und sowie dies auch von den beklagten
Parteien behauptet wurde, unter Berücksichtigung eines Mitver-
schuldens von 50% nur die Hälfte ihrer Schadenersatzforderung
gerichtlich geltend gemacht hat, so dass ein Drittel des Gesamt-
schadens und nicht ein Drittel des eingeklagten Schadens zuzuer-
kennen war.

Einer Berufung gegen dieses Urteil wurde nicht Folge gegeben und
ausgeführt, es sei grundsätzlich zuzugestehen, dass nach ständi-
ger Rechtsprechung im Falle einer Teileinklagung eines Schadens
ohne Einräumung eines Mitverschuldens dann, wenn der Scha-
densanteil unter Berücksichtigung eines festgestellten Mitverschul-
dens zu ermitteln ist, über das Begehren des Klägers nicht hinaus-
gegangen werden darf; in einem solchen Fall ist der eingeklagte
Teilschaden um die Mitverschuldensquote zu kürzen. Eine gegen
diesen Grundsatz vorgenommene Bemessung des Ersatzbetrages
verstößt gegen § 405 ZPO.

Ausgeführt wird weiters, dass die Berufungswerber selbst im Ein-
spruch gegen das Klagebegehren davon ausgehen, dass der
Klagsbetrag unter Berücksichtigung eines halben Mitverschuldens
geltend gemacht werde, was von der klagenden Partei nicht ein-
mal substanziert bestritten wird.

Ein unsubstanziertes Bestreiten des ausreichenden gegnerischen
Vorbringens ist iSd stRsp als Geständnis anzusehen (Rechberger,
ZPO, § 266, RZ 5, SZ 47/3 uva). Im vorliegenden Fall sei davon
auszugehen, dass die klagende Partei bei ihrer Klagsführung auf
das halbe Mitverschulden Bedacht genommen hat, so dass sie
nicht verhalten war, noch ein weiteres Vorbringen zum Zugeständ-
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nis ihres halben Mitverschuldens zu erstatten und habe das Erstge-
richt gegen die Bestimmung des § 405 ZPO daher nicht verstoßen.

Anmerkung:
Folgt man dieser für mich einigermaßen unverständlichen Entschei-
dung, wobei meines Erachtens im Übrigen § 266 ZPO unrichtig an
Stelle des § 267 ZPO zitiert wurde, so bedeutet dies jedenfalls,
dass mangelndes Vorbringen des Klägers durch Prozessbehaup-
tungen bzw Vorbringen des Bekl ersetzt werden kann und darüber
hinaus jeweils anlässlich des Bestreitens des gegnerischen Vorbrin-
gens ein konkretes Sachvorbringen zu erstatten ist, um sich nicht
den Vorwurf gefallen lassen zu müssen, man habe lediglich unsub-
stanziert bestritten, was einem Geständnis gleichkomme und sohin
jegliches unsubstanzierte Bestreiten generell obsolet wäre. Für die
Praxis bedeutet diese Entscheidung de facto, dass jedes Vorbrin-
gen des Prozessgegners, sei es mündlich oder in Form eines Schrift-
satzes, jeweils substanziert zu bestreiten ist, dies durch Erstattung
eines Gegenvorbringens, obwohl dies in der Praxis nicht usus ist,
ebenso wie auch eigenes Vorbringen bzw Prozessbehauptungen
äußerst vorsichtig zu erstatten sind, andernfalls dann Gefahr läuft,
dass urteilsmäßig ein derartiges Vorbringen trotz Bestreitung durch
den Prozessgegner zum Anlass genommen wird, um mangelndes
Vorbringen des Prozessgegners zu sanieren.

Dr. Joachim Brait

(am Verfahren beteiligt)

Strafprozessrecht
7660

§ 393a Abs 1 StPO Pauschalbeitrag
Der Pauschalbeitrag des § 393a Abs 1 StPO darf
immer nur ein Beitrag sein.

OLG Innsbruck 29. 12. 1999; 7 Bs 633/99

Aus den Gründen:

Josef W wurde von einer Einzelrichterin des Landesgerichtes Feld-
kirch am 28. 10. 1999 nach einer Hauptverhandlung im Ausmaß
von knapp 4/2 Stunden (9.15h bis 10.50h) vom Vorwurf des Ver-
brechens des schweren Diebstahls durch Einbruch nach §§ 127,
128 Abs 1 Z 4, 129 Z 1 StGB freigesprochen.
Das LG Feldkirch hat nunmehr mit dem angefochtenen Beschluss
vom 11. 11. 1999 dem rechtskräftig Freigesprochenen über sei-
nen Antrag einen Beitrag zu den Kosten der Vereidigung gem
§ 393a Abs 1 StPO in Höhe von S 2500,– zuerkannt, demgegen-
über das Mehrbegehren von S 6500,– abgewiesen.
In seiner fristgerechten Beschwerde, in der eine Erhöhung dieses
Beitrages ohne Nennung einer bestimmten Zahl gefordert wird,
führt der Freigesprochene aus, dass im Rahmen der Hauptverhand-

lung vom Verteidiger eine ganze Reihe von zivilrechtlichen Fragen
habe abgeklärt werden müssen; die Ansicht des Erstgerichtes, es
habe sich um keinen schwierigen Sachverhalt gehandelt, könne
jedenfalls nicht geteilt werden.

Die Beschwerde erweist sich als begründet.

Das Beschwerdegericht teilt die im Rechtsmittel vertretene Ansicht,
dass der vom Erstgericht zuerkannte Betrag zu gering ausgefallen
ist, wenn man Art und Umfang der Strafsache, vor allem die zur
Beurteilung anstehenden Rechtsfragen entsprechend berücksich-
tigt. Das Oberlandesgericht hält daher eine Anhebung des zuzu-
sprechenden Betrages – in Übereinstimmung mit der Stellung-
nahme der Oberstaatsanwaltschaft – auf S 6000,– für gerechtfer-
tigt, weshalb der Beschwerde Folge zu geben war.

Hinzuweisen ist allerdings darauf, dass nach den Intentionen des
Gesetzes auch bei nachweislich wesentlich höheren Verteidigungs-
kosten eben immer nur ein Beitrag zu leisten ist, was sich ja schon
aus diesem Begriff selbst ergibt.

Anmerkung:

Eine Entscheidung wie viele. Die Verteidigerkosten betragen
S 9000,–, der Beschuldigte beantragt einen Beitrag in dieser Höhe
und erhält S 6000,– zugesprochen: Der Beitrag dürfe nicht die
gesamten Verteidigerkosten abdecken. Für diese These beruft sich
das OLG auf das Wort „Beitrag“ im § 393a Abs 1 StPO und auf
die Intentionen des Gesetzgebers.

§ 393a Abs 1 StPO spricht von einem „Beitrag“, weil die wirkli-
chen Verteidigerkosten die Höchstsätze des Abs 2 häufig überstei-
gen. Der Beitrag kann häufig wirklich nur ein Beitrag sein. Dass er
die wirklichen Verteidigerkosten niemals erreichen dürfe, ist damit
nicht gesagt. Und Abs 1 verlangt, dass der Beitrag nach dem Um-
fang und der Schwierigkeit der Verteidigung und dem Ausmaß des
notwendigen oder zweckmäßigen Einsatzes des Verteidigers fest-
zusetzen ist. Dass bei der Festsetzung des Beitrags Leistungen des
Verteidigers, die nicht notwendig oder nicht zweckmäßig sind,
außer Betracht bleiben, leuchtet ein. Im Übrigen muss Abs 1 nicht
mehr bedeuten, als dass bei der Beurteilung der Notwendigkeit
und Zweckmäßigkeit gerade bei wenig umfangreichen und einfa-
cheren Sachen ein strenger Maßstab anzulegen ist. So hätte das
OLG den Beitrag mit S 9000,– festsetzen können, ohne gegen den
Wortlaut des Gesetzes zu verstoßen.

In den Materialien gibt es freilich einen Satz, der die Auffassung
des OLG zu bestätigen scheint. In den Erläuterungen zur RV (1084
Blg NR 15. GP) heißt es auf S 28, § 393a Abs 1 StPO sei „nicht
etwa dahin zu verstehen, daß der Beitrag im Fall nachweislich hö-
herer Kosten stets oder auch nur im Regelfall mit dem Höchstbetrag
zu bemessen wäre; vielmehr ist stets nach den im ersten Absatz
....... angeführten Grundsätzen vorzugehen“. Das hat in der Praxis
zu der Vorstellung geführt, dass der Höchstbeitrag für den denkbar
umfangreichsten und schwierigsten Fall bestimmt sei – den es in
der Praxis nicht gibt, weil immer ein noch umfangreicherer und
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noch schwierigerer Fall denkbar ist – und dass die Höhe des Bei-
trags im Einzelfall sich danach richtet, wie weit dieser Fall jenem
imaginären schwierigsten und umfangreichsten Fall nahe kommt.
So wird der Höchstbeitrag kaum je zugesprochen, und die fest-
gesetzten Beiträge liegen immer unter den wirklichen Verteidiger-
kosten: Der Freigesprochene mit Wahlverteidiger wird immer ge-
schädigt.
Der Beitrag soll also, so scheint es, nach der Schwierigkeit und
dem Umfang der Sache bemessen werden. In einfachen und
wenig umfangreichen Sachen wird man die eine oder andere Leis-
tung des Verteidigers für entbehrlich halten können, und die Haupt-
verhandlung wird nicht allzu lange dauern. Aber manche Leistun-
gen des Verteidigers sind auch in einfachen und wenig umfangrei-
chen Sachen unverzichtbar, insbesondere dass der Verteidiger die
Hauptverhandlung „verrichtet“. Hauptverhandlungen dauern auch
in einfachen und wenig umfangreichen Sachen eine gewisse Zeit
und können durch Umstände, auf die der Beschuldigte und der Ver-
teidiger keinen Einfluss haben, in die Länge gezogen werden. Soll
der nach einer langen Hauptverhandlung Freigesprochene sich mit
einem geringeren Beitrag begnügen müssen, nur weil es in seinem
Verfahren keine schwierigen Rechtsfragen zu lösen gab und weil
die Hauptverhandlung länger dauerte, als nach dem Umfang des
Aktes zu erwarten war?
In einfachen und wenig umfangreichen Sachen wird der Verteidi-
ger in der Regel geringere Kosten verrechnen, und mehr als die
wirklichen Verteidigerkosten kann der Beschuldigte nicht ersetzt
bekommen. Aber dass der Freigesprochene nur einen bestimmten
Prozentsatz seiner Kosten ersetzt bekomme und dass dieser Pro-
zentsatz mit dem Umfang und der Schwierigkeit der Sache zusam-
menhänge, ist nicht richtig. Dass der Beitrag zB in einfachen
Sachen nicht mehr als ein Drittel, in mäßig schwierigen nicht mehr
als zwei Drittel der wirklichen Verteidigerkosten betragen dürfe,
lässt sich weder dem Gesetz noch den Materialien entnehmen
und wäre offensichtlich gleichheitswidrig: Die Einfachheit und der
geringe Umfang der Sache dürfen den Freigesprochenen nicht
benachteiligen. Überdies kann ein Verfahren, das mit einem Frei-
spruch endet, so einfach nicht sein: Wenn von Vornherein klar
gewesen wäre, dass eine Verurteilung nicht in Frage kommt,
hätte der Staatsanwalt keine Anklage erhoben. Der Beitrag nach
Abs 1 erfasst die wirklichen Verteidigerkosten, soweit sie nicht auf
unnötige Leistungen entfallen und die Höchstbeiträge des Abs 2
nicht übersteigen. Dass Abs 1 auf den Umfang und die Schwierig-
keit der Verteidigung verweist, bedeutet nur, dass es bei Beurtei-
lung der Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der Verteidigerleis-
tungen auch auf den Umfang und die Schwierigkeit der Sache
ankommt.
In der RV gibt es eine Passage, die diese Auffassung bestätigt. Auf
S 14 schätzen die Verfasser der RV die voraussichtliche Mehrbe-
lastung des Budgets, die sich aus der Einführung des § 393a StPO
ergeben werde: Sie scheiden die Fälle aus, in denen der Beschul-

digte Verfahrenshilfe hat, und rechnen damit, dass die Gerichte
den Pauschalbeitrag für Freigesprochene mit Wahlverteidiger
„durchschnittlich .......etwas unterhalb der jeweils vorgesehenen
Obergrenzen“ festsetzen werden. Wenn die Höchstbeiträge des
Abs 2 nur für seltene, extrem schwierige und extrem umfangreiche
Sachen bestimmt wären, müssten die durchschnittlich bestimmten
Beiträge deutlich unter den Höchstbeiträgen liegen. Aber das woll-
ten die Verfasser der RV gar nicht. Wahrscheinlich wollten sie auf
S 28 lediglich sagen, dass die Gerichte die Honorarnote des Ver-
teidigers auch dann sorgfältig prüfen müssen, wenn der Verteidi-
ger Kosten verrechnet, die den Höchstbeitrag deutlich übersteigen:
Auch dann muss nach Abs 1 geprüft werden, ob die Leistungen
des Verteidigers in Anbetracht des vielleicht wenig schwierigen
und vielleicht wenig umfangreichen Falles notwendig oder zweck-
mäßig waren. Welche Konsequenzen die Gerichte aus dieser ge-
wiss nicht eben klaren Passage ziehen werden, haben die Verfas-
ser der Regierungsvorlage wohl nicht vorausgesehen.

Ein Rechtssatz, wonach der Freigesprochene, wenn er schon nicht
verurteilt werde, wenigstens durch die Verteidigerkosten geschä-
digt werden müsse, ist weder dem Gesetz noch den erläuternden
Bemerkungen zu entnehmen. Wenn man den Wortlaut und den
Sinn des Gesetzes und die Materialien in ihrer Gesamtheit betrach-
tet, kommt man zum Ergebnis: Der Beitrag des § 393a Abs 1 StPO
ist mit den gesamten Verteidigerkosten zu bemessen, soweit die
Leistungen des Verteidigers notwendig oder zweckmäßig waren
und die Kosten den Höchstbetrag des Abs 2 nicht übersteigen.

Dr. Christian Bertel

Strafvollzugsrecht
7661

§ 85 StVG
1. Das Recht auf Zuspruch (Beistand) durch ei-
nen Seelsorger seines „eigenen Bekenntnisses“
ist Bestandteil der Religionsfreiheit.

2. Das „eigene Bekenntnis“ iSd § 85 StVG ist
die nach außen in Erscheinung tretende Deklara-
tion innerer (Glaubens-)Einstellungen und Werte;
es kann der formellen Zugehörigkeit nicht auto-
matisch gleichgesetzt werden.

3. Das Recht auf Glaubens- und Gewissensfrei-
heit wird verletzt, wenn der Zuspruch durch
einen Seelsorger der Zeugen Jehovas für einen
Strafgefangenen bloß mangels dessen formeller
Zugehörigkeit zu dieser Religionsgemeinschaft
versagt wird.
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4. Im Fall staatlicher Anerkennung bzw Eintra-
gung als Bekenntnisgemeinschaft kann grund-
sätzlich davon ausgegangen werden, dass die
Betreuung des Strafgefangenen keiner Ein-
schränkung unterliegt.

VfGH 6. 10. 1999, B 15/99

Glosse:

Im vorliegenden Erkenntnis stellt der VfGH in Übereinstimmung mit
der bisherigen Rechtsprechung beider Gerichtshöfe öffentlichen
Rechts zunächst das Bestehen eines grundrechtlich geschützten
subjektiven Anspruches auf Seelsorge im Strafvollzug fest (zuletzt
VfGH 11. 10. 1999, B 1487/98; VwGH 20. 5. 1999, 97/20/
0600). Der vom VfGH weiters vorgenommenen Interpretation des
§ 85 StVG ist beizupflichten, wonach das „eigene Bekenntnis“ des
Strafgefangenen nicht ausnahmslos mit der formellen Zugehörig-
keit zu einer Religionsgemeinschaft gleichgesetzt werden kann,
sondern die „nach außen tretende Deklaration innerer Glaubens-
einstellungen“ meint (grundlegend Dohr, Die religiöse Betreuung
im Strafvollzug (Diss Salzburg), 57ff). Selbstverständlich muss es
der betreffenden Religionsgemeinschaft vorbehalten bleiben, ob
sie eine solche Deklaration als relevant erachtet. Bejahendenfalls
muss die Seelsorge durch diese Religionsgemeinschaft zugelassen
werden.

Dieses Judikat ist jedoch nicht nur aus der Sicht des Strafvollzugs-
rechtes von Interesse, sondern enthält auch die erste Stellung-
nahme des VfGH zu einer grundlegenden staatskirchenrechtlichen
Frage.

Seit Inkrafttreten des BG über die Rechtspersönlichkeit religiöser
Bekenntnisgemeinschaften, BGBl I 19/1998 (kurz: BekGG), beste-
hen Unklarheiten hinsichtlich deren Einordnung in das staatskir-
chenrechtliche System der Art 14–16 StGG. Nach den Gesetzes-
materialien (EB zur RV 938 BlgNR 20. GP, 6) sollte mit dem Erwerb
der Rechtspersönlichkeit der Genuss weiterer, anerkannten Kirchen
und Religiongesellschaften (kurz: KuR) vorbehaltener Rechte nicht
verbunden sein. Dies wurde jedoch – insbesonders angesichts der
rigiden Vorschriften des BekGG – bereits vor Inkrafttreten kritisiert.
(vgl Grabenwarter, Kirchen, Religionsgesellschaften und andere,
JRP 1997, 265; Mayer, Kommentar der anderen, Der Standard
10. 12. 1997, 29; Schinkele, Neue Religionsgesellschaften: Die
„Vorstufe zur Anerkennung“, die keine ist, Die Presse 22. 12.
1997, 19) The Washington Times nennt das BekGG „Western
Europe’s strictest law regarding religious minorities, designating a
group of second-class faiths“ (11. 12. 1997).

Für den VfGH wurde diese Frage nun wegen der im Zusammen-
hang mit der seelsorgerischen Betreuung durch Bekenntnisgemein-
schaften allfällig notwendigen Berücksichtigung der Grundrechts-
schranken der Art 9 Abs 2 MRK bzw Art 63 Abs 2 StV St.Germain

relevant. Der VfGH kommt dabei – mit Recht – zu dem Ergebnis,
dass Bekenntnisgemeinschaften durch ihre Eintragung vom Staat
„anerkannt“ wurden. Deshalb könne davon ausgegangen werden,
dass eine Betreuung von Strafgefangenen sowohl durch aner-
kannte KuR als auch durch eingetragene Bekenntnisgemeinschaf-
ten gleicherweise keine der in den oben erwähnten Normen
genannten Schutzgüter verletzt.

Damit statuiert der VfGH – zumindest im Bereich des StVG – die
Pflicht, anerkannte KuR und eingetragene Bekenntnisgemeinschaf-
ten gleich zu behandeln. Der Gesetzgeber habe sich durch das
BekGG „verpflichtet, den inneren Regeln und Gepflogenheiten
[von Bekenntnisgemeinschaften] nicht hindernd Rechnung zu tra-
gen“. (Bei einer jüngst erfolgten Novelle der Zeugnisformularver-
ordnung wurde dies bereits entsprechend berücksichtigt. Gemäß
§ 3 Abs 2 ZeugnisFormVO idF BGBl II 320/1999 ist die Zugehö-
rigkeit zu einer Bekenntnisgemeinschaft ebenso von Amts wegen
einzutragen wie die Zugehörigkeit zu einer anerkannten KuR.)

Der erste Schritt in Richtung einer zu begrüßenden verfassungskon-
formen Interpretation der für anerkannte KuR geltenden Sonder-
bestimmungen wurde gesetzt. Die weitere Entwicklung der Recht-
sprechung bleibt abzuwarten. Bei konsequenter Fortführung dieses
Gedankens jedoch werden nunmehr alle diese Normen dahinge-
hend zu überprüfen sein, ob die alleinige Privilegierung anerkann-
ter KuR sachlich noch zu legitimieren ist (so bereits Kalb/Potz/
Schinkele, Religionsgemeinschaftenrecht, 21).

Mag. Jürgen Noll

Gebühren- und Steuerrecht
Gesellschaftsteuerpflicht für „Großmutter-
zuschüsse“ auf dem Prüfstand des EuGH

7662

§ 2 Z 1, § 7 Z 1 lit a KVG
Art 4 Abs 1 lit c, Art 5 Abs 1 lit a

Kapitalansammlungs-RL
Vorabentscheidungsersuchen:

Stellen Leistungen, die ein im Rahmen einer
Kapitalerhöhung zur Übernahme der neuen
Anteile zugelassener neuer Gesellschafter nicht
selbst, sondern im Wege seiner Muttergesell-
schaft erbringt, „Einlagen jeder Art“ iS des Art 4
Abs 1 lit c der Kapitalansammlungs-RL dar?

Sind Leistungen, die ein im Rahmen einer Kapi-
talerhöhung zur Übernahme der neuen Anteile
zugelassener neuer Gesellschafter nicht an die
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ihr Kapital erhöhende Gesellschaft, sondern an
deren Tochtergesellschaften erbringt, „Einlagen
jeder Art“ iS dieser Bestimmung?

VwGH 1. 9. 1999, 98/16/0324 (Beschluss)

Sachverhalt:

Die Bf (im Folgenden auch kurz ESTAG genannt) ist eine Aktien-
gesellschaft und hatte vor der beschwerdegegenständlichen Trans-
aktion ein (zur Gänze aufgebrachtes) Grundkapital in Höhe von
S 500 Mio. Einziger Aktionär war das Land Steiermark. Die Bf bil-
det zusammen mit ihren Töchtern (zB STEWEAG, die STFG und die
STEFE) die so genannte „ESTAG-Gruppe“. Es wurde vereinbart,
dass sich die Electricite de France International SA (im Folgenden
kurz: EDFI) – bei der es sich um eine Tochtergesellschaft der Elect-
ricite de France (im Folgenden kurz: EDF) handelt, an der ESTAG
nach Durchführung einer Kapitalerhöhung iHv S 166,668.000,–
mit 25% des erhöhten Grundkapitals zuzüglich einer Aktie betei-
ligen soll. Das Bezugsrecht des Landes Steiermark an den neuen
Aktien wurde ausgeschlossen. Daneben wurden noch von der EDF
Einlagen in die ESTAG geleistet. Weiters wurden Einlagen in die
Tochtergesellschaften der ESTAG (STEWEAG, die STFG und die
STEFE) geleistet.

Das FA für Gebühren und Verkehrsteuern in Graz schrieb der Bf
mit Bescheid vom 11. 5. 1998 ausgehend von einer Bemessungs-
grundlage von S 5,6 Milliarden gemäß § 2 Z 1 KVG Gesellschafts-
steuer in Höhe von S 56 Mio vor.

Dagegen berief die Bf mit dem Argument, die EDFI selbst habe sich
nur zur Einzahlung von S 166,668.000,– verpflichtet. Bei den
übrigen Beträgen, die von der Electricite de France (EDF) geleistet
worden seien, handle es sich um steuerfreie so genannte „Groß-
mutterzuschüsse“.

Die bel Beh wies die Berufung als unbegründet ab und bezog den
gesamten Betrag von S 5,6 Milliarden in die Bemessungsgrund-
lage ein, wobei sie dies auch gemeinschaftsrechtlich als unbedenk-
lich erachtete, weil es ihrer Meinung nach auf den tatsächlichen
Wert einer geleisteten oder zu leistenden Einlage jeder Art an-
kommt.

Spruch:

Gemäß Art 234 EGV werden dem EuGH folgende Fragen zur Vor-
abentscheidung vorgelegt:

1) Stellen Leistungen, die ein im Rahmen einer Kapitalerhöhung
(unter Ausschluss des Vorbezugsrechtes der bisherigen Gesell-
schafter) zur Übernahme der neuen Anteile zugelassener neuer
Gesellschafter nicht selbst, sondern im Wege seiner Muttergesell-
schaft erbringt, „Einlagen jeder Art“ iS des Art 4 Abs 1 lit c der
Richtlinie des Rates vom 17. Juli 1969, betreffend die indirekten
Steuern auf die Ansammlung von Kapital, 69/335/EWG, dar?

2) Stellen Leistungen, die ein im Rahmen einer Kapitalerhöhung
(unter Ausschluss des Vorbezugsrechtes der bisherigen Gesell-
schafter) zur Übernahme der neuen Anteile zugelassener neuer
Gesellschafter nicht an die ihr Kapital erhöhende Gesellschaft,
sondern an deren Tochtergesellschaften erbringt, „Einlagen jeder
Art“ iS des Art 4 Abs 1 lit c der Richtlinie des Rates vom 17. Juli
1969 betreffend die indirekten Steuern auf die Ansammlung von
Kapital, 69/335/EWG, dar?

3) Stellen Leistungen, die noch nicht erbracht wurden „Einlagen je-
der Art“ iS des Art 4 Abs 1 lit c der Richtlinie des Rates vom 17. Juli
1969 betreffend die indirekten Steuern auf die Ansammlung von
Kapital, 69/335/EWG, dar?

4) Ist die von der Gesellschaft zu entrichtende Gesellschaftssteuer
eine „Last“ bzw „Verbindlichkeit“, die gem Art 5 Abs 1 lit a der
Richtlinie des Rates vom 17. Juli 1969 betreffend die indirekten
Steuern auf die Ansammlung von Kapital, 69/335/EWG, von der
Bemessungsgrundlage abzuziehen ist?

Aus den Gründen:

1) . . .

In der VwGH-Beschwerde erachtet sich die Bf in folgenden Rechten
verletzt:

• „Recht auf Berücksichtigung des EU-Rechts, insb der Richtlinie
vom 17. 7. 1969 betreffend die indirekten Steuern auf die
Ansammlung von Kapital, 69/335/EWG (idF kurz: ‚GesSt-RL‘),
insbesondere in dem Recht auf Nichtvorschreibung von Gesell-
schaftssteuer für Einlagen, die nicht unser Kapital erhöht haben
sowie für Einlagen, für die keine Gesellschafterrechte oder
gesellschaftergleiche Rechte gewährt werden.

• Recht auf Nichtvorschreibung von Gesellsschaftsteuer (idF kurz:
‚GesSt‘) für Zuschüsse eines Nichtgesellschafters auf Grund
eines ohne unsere Beteiligung abgeschlossenen Vertrages

• Recht auf Nichtvorschreibung der Gesellschaftssteuer für nicht
uns, sondern anderen Gesellschaften zugeflossene Zuschüsse

• Recht auf Berücksichtigung der GesSt als Abzugsposten bei der
Ermittlung der Bemessungsgrundlage

• Recht auf Nichteinbeziehung noch nicht geleisteter Einlagen in
die Bemessungsgrundlage.“

Die Bf vertritt dazu auf gemeinschaftsrechtlicher Ebene den Stand-
punkt, dass unter Berücksichtigung der Bestimmungen des Art 4
Abs 1 lit c bzw des Art 5 Abs 1 lit a der Richtlinie des Rates
vom 17. Juli 1969 betreffend die indirekten Steuern auf die
Ansammlung von Kapital, 69/335/EWG, nur der Betrag von
S 166,668.000,– als Gegenleistung für die Kapitalerhöhung der
Gesellschaftssteuer unterworfen werden dürfe.

2.) Die maßgeblichen Bestimmungen des Gemeinschaftsrechtes
lauten (auszugsweise):

Richtlinie des Rates vom 17. Juli 1969 betreffend die indirekten
Steuern auf die Ansammlung von Kapital (69/335/EWG):
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Art 4
(1) Der Gesellschaftssteuer unterliegen die nachstehenden Vor-
gänge:
. . .
c) Die Erhöhung des Kapitals einer Kapitalgesellschaft durch Ein-
lagen jeder Art;
d) die Erhöhung des Gesellschaftsvermögens einer Kapitalgesell-
schaft durch Einlagen jeder Art, für die nicht Gesellschaftsrechte
gewährt werden, die einen Anteil am Kapital oder am Gesell-
schaftsvermögen verkörpern, sondern Rechte, wie sie Gesellschaf-
tern gewährt werden, wie zB Stimmrecht, Recht auf Gewinnbeteili-
gung oder auf Liquidationserlöse;
. . .
Art 5
(1) Die Steuer wird erhoben:
a) bei Gründung einer Kapitalgesellschaft, Erhöhung des Kapitals
oder Erhöhung des Gesellschaftsvermögens gemäß Art 1 Abs 1
Buchstaben a), c) und d): Auf den tatsächlichen Wert der von den
Gesellschaftern geleisteten oder zu leistenden Einlagen jeder Art
abzüglich der Lasten und Verbindlichkeiten, die der Gesellschaft
jeweils aus der Einlage erwachsen; den Mitgliedstaaten steht es
frei, die Gesellschaftssteuer erst dann zu erheben, wenn die Einla-
gen tatsächlich geleistet werden;
. . .“
3.) Die für den Beschwerdefall maßgeblichen Bestimmungen des
österreichischen Rechtes lauten:
Kapitalverkehrsteuergesetz vom 16. 10. 1934, DRGBl 1, S 1058
idF BGBl 1995/21:
§ 2
Der Gesellschaftssteuer unterliegen:
1. der Erwerb von Gesellschaftsrechten an einer inländischen
Kapitalgesellschaft durch den ersten Erwerber;
. . .
§ 7
Die Steuer wird berechnet:
1. beim Erwerb von Gesellschaftsrechten (§ 2 Z 1)
a) wenn eine Gegenleistung zu bewirken ist: vom Wert der Ge-
genleistung. Zur Gegenleistung gehören auch die von den Gesell-
schaftern übernommenen Kosten der Gesellschaftsgründung oder
Kapitalerhöhung, dagegen nicht die Gesellschaftssteuer, die für
den Erwerb der Gesellschaftsrechte zu entrichten ist,
. . .“
4.) Voraussetzungen der Vorlage:
„Der Verwaltungsgerichtshof geht davon aus, dass die Organisa-
tion der österreichischen Verwaltungsgerichtsbarkeit infolge zahl-
reicher Vorlagen während der letzten Jahre als gerichtsbekannt
vorausgesetzt werden kann, sodass es keiner weiteren Erörterung
bedarf, dass der Verwaltungsgerichtshof ein vorlagepflichtiges
und -berechtigtes Gericht im Sinne des Art 234 (vorm 177) EGV
ist.“

5.) Erläuterungen zu den Vorlagefragen:

In der bisherigen Judikatur des VwGH wurde ausgesprochen, dass
als Gegenleistung für den Erwerb von Gesellschaftsrechten und da-
mit als Bemessungsgrundlage jener Betrag maßgebend ist, der
vom Gesellschafter aufzuwenden war, um die Gesellschaftsrechte
zu erwerben (vgl 28. 5. 1979, 791/78 ÖStZB 1980, 158 unter
Berufung auf 30. 10. 1961, 340/61 ÖStZB 1962, 36).

Weiters wurde betont, dass der Wert der Gegenleistung unabhän-
gig davon maßgeblich ist, in welcher Höhe der Gesellschafter
dadurch eine Beteiligung erlangt (vgl 25. 3. 1993, 92/16/0084,
betreffend eine Sacheinlage und vom 3. 10. 1988, 87/15/0034,
ÖStZB 1989, 120, betreffend ein Agio).

Explicite Rsp des VwGH zur Frage, ob auch die Leistungen desje-
nigen neuen Gesellschafters (der im Rahmen einer Kapitalerhö-
hung unter Ausschluss des Bezugsrechtes der bisherigen Gesell-
schafter zur Übernahme der neuen Anteile zugelassen wird), die
er, um die neuen Anteile zu erhalten, nicht selbst, sondern (mittel-
bar) im Wege seiner Muttergesellschaft (im Beschwerdefall der
EDF) erbringt bzw die er nicht unmittelbar an die Gesellschaft, son-
dern an deren Tochtergesellschaften (hier an die STEWEAG, die
STFG und die STEFE) erbringt, zur Gegenleistung zu rechnen sind,
fehlt bisher. Aus der bisherigen hg Judikatur ergibt sich nur, dass
„mittelbare“ Gesellschafter nicht als Gesellschafter anzusehen sind
(vgl 3. 10. 1956, Slg 1489/F; 6. 7. 1967, 1278/66, und 3. 10.
1996, 94/16/0225).

Ausgehend von der im vorliegenden Fall bestehenden unüberseh-
baren Verknüpfung aufgrund der vorliegenden Vereinbarungen
zwischen dem neuen Gesellschafter (EDFI) und dem die Willensbil-
dung der Bf beherrschenden damaligen Alleingesellschafter (Land
Steiermark) mit der dem Vertreter des Landes Steiermark erteilten
Vollmacht und dem Inhalt des dementsprechend gefassten Be-
schlusses der Hauptversammlung der Bf würde der VwGH (allein
auf Basis des österreichischen Rechtes) dazu neigen, auch die vom
neuen Aktionär bloß mittelbar (sei es im Wege seiner Mutter, sei es
an die Töchter der Bf) geleisteten oder zu leistenden Zahlungen als
Gegenleistungen anzusehen, weil diese Zahlungen aufgrund der
Vereinbarungen Voraussetzung dafür waren, dass das Land Steier-
mark als (damaliger) Alleinaktionär der Bf die Kapitalerhöhung
beschloss und dafür sorgte, dass in der Folge vom Vorstand der Bf
die erforderlichen Schritte zur Eintragung in das Firmenbuch
gesetzt wurden. Dementsprechend wurde ja auch vom steuerlichen
Vertreter der Bf die Gesamtsumme von S 5,6 Milliarden im ergän-
zenden Sachvorbringen vom 4. 8. 1998 als „Kaufpreis“ bezeich-
net.

Auch der Wortlaut der Bestimmungen des Art 4 Abs 1 lit c und lit d
bzw des Art 5 Abs 1 lit a der RL 69/335/EWG, wo jeweils von
„Einlagen jeder Art“ die Rede ist, scheint dafür zu sprechen, dass
kapitalerhöhende Einlagen – wie oben gezeigt – auch mittelbar
erbracht werden können.
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Der Begriff „Einlagen jeder Art“ lässt nach Ansicht des VwGH
nämlich nicht nur die Differenzierung in Geld- und Sacheinlagen,
sondern auch in unmittelbar bzw mittelbar geleistete Einlagen zu,
somit in Einlagen, die entweder dadurch geleistet werden, dass
sie die Muttergesellschaft des neuen Gesellschafters tätigt bzw die
vom neuen Gesellschafter an Tochtergesellschaften der ihr Kapital
erhöhenden Gesellschaft geleistet werden. Wesentlich scheint dem
VwGH nur, dass zwischen der auch bloß mittelbar erbrachten Ein-
lage und der Kapitalerhöhung ein Kausalzusammenhang derge-
stalt besteht, dass ohne diese Einlage die der Kapitalerhöhung ent-
sprechenden Anteile nicht erworben werden können.

Rechtsprechung des EuGH zur Frage, ob unter dem Begriff „Einla-
gen jeder Art“ auch (im oben dargelegten Sinn) mittelbar geleistete
oder zu leistende Einlagen zu verstehen sind, fehlt.

Der EuGH hat aber in seinem Urteil vom 27. 10. 1998, Manifat-
tura Italiana Nonwoven SpA gegen Direzione regionale delle
entrate per la Toscana, Rs C-4/97, Slg 1998 I-6469, zum Wesen
der Gesellschaftsteuer (in Abgrenzung zu einer Steuer auf das
Nettovermögen der Gesellschaft) klargestellt, dass es dabei um die
Besteuerung der tatsächlichen Erhöhung des Kapitals (oder des
Gesellschaftsvermögens) der Gesellschaft geht.

Gestützt darauf vertritt die Bf die Ansicht, dass der Gesellschaft-
steuer für einen Vorgang gemäß § 2 Z 1 KVG nur unterliegt, was
der Gesellschaft tatsächlich zugute kommt bzw was zur tatsächli-
chen Erhöhung des Kapitals der Gesellschaft führt. Folgte man
dieser Ansicht, so würden Zuschüsse die Dritte (hier zB die Mutter-
gesellschaft) leisten oder Zuschüsse, die an Töchter der ihr Grund-
kapital erhöhenden Gesellschaft geleistet werden, nicht unter den
Begriff der Gegenleistung zu subsumieren sein.

Da mit Rücksicht auf den oben wiedergegebenen Wortlaut des
Art 4 Abs 1 lit c und d bzw des Art 5 Abs 1 lit a der zit Richtlinie
und die Betonung des Begriffes der „tatsächlichen Erhöhung des
Kapitals“ in der oben zit Entscheidung des EuGH auch eine enge,
am Wortlaut orientierte Auslegung der zitierten Bestimmungen
durchaus denkbar ist, liegt hier eine auch durch die Rsp des EuGH
nicht zweifelsfrei gelöste Frage der Auslegung der zitierten Bestim-
mungen des Gemeinschaftsrechtes vor.

Dasselbe gilt für die von der Beschwerde aufgeworfenen Fragen,
ob Leistungen, die der Gesellschaft noch nicht zugute gekommen
sind (und ihr allenfalls gar nicht zugute kommen, weil sie unter ei-
ner Bedingung stehen, die sich allenfalls nicht verwirklichen wird)
die Steuerpflicht auslösen und ob die von der Gesellschaft zu ent-
richtende Gesellschaftssteuer unter dem Titel „Lasten und Verbind-
lichkeiten“ gemäß Art 5 Abs 1 lit a der RL 69/335/EWG von der
Bemessungsgrundlage in Abzug zu bringen ist.

Anmerkung:

Siehe die Anmerkung zum unten abgedruckten Erk 98/16/0318.

Christoph Urtz

7663

§ 2 Z 1, § 2 Z 4 lit a, § 5 Abs 1 Z 2 und Abs 2 KVG
Art 4 Abs 1 lit c und d Kapitalansammlungs-RL

1. Zur Frage einer Besteuerung der Leistung ei-
nes nachträglichen Zuschusses gem § 2 Z 4 lit a
KVG durch einen Treugeber des Zweiterwerbers
wird darauf hingewiesen, dass der VwGH ein
Vorabentscheidungsverfahren eingeleitet und
mit Beschluss vom heutigen Tag, 98/16/0324 an
den EuGH ua die Frage gestellt hat, ob Leistun-
gen, die ein Gesellschafter (im Rahmen einer Ka-
pitalerhöhung) nicht selbst, sondern durch einen
Dritten (im konkreten Fall durch seine Mutterge-
sellschaft) erbringt, „Einlagen jeder Art“ iS des
Art 4 Abs 1 lit c der Kapitalansammlungs-RL dar-
stellen.

2. Dasselbe hat betreffend Erhöhungen des Ge-
sellschaftsvermögens einer Kapitalgesellschaft
durch „Einlagen jeder Art“ iS des Art 4 Abs 1 lit d
der zit RL zu gelten, wenn ein Treuhänder mit
Gesellschafterstellung (vgl dazu zuletzt E 1. 9.
1999, 98/16/0133 und die dort zitierten Vorerk
5. 3. 1990, 89/15/0125 und E 6. 7. 1967, 1278/
66, ÖStZB 1967, 170) diese Leistungen durch
einen Treugeber erbringen lässt.

VwGH 1. 9. 1999, 98/16/0318

Sachverhalt:

Mit einer beim FA für Gebühren und Verkehrsteuern in Wien (im
Folgenden kurz: FA) am 25. 8. 1994 eingelangten Eingabe teilte
die Bf Folgendes mit:
„Sehr geehrte Damen und Herren,
unsere Gesellschaft hat vom 27. 7. 1994 bis 10. 8. 1994 eine
Emission von 25 Stück Genußscheinen a Nominale S 800.000,–
durchgeführt. Mit Valuta 10. 8. 1994 wurde uns der Emissions-
erlös von 20 Mio. S gutgeschrieben.
Wir melden hiemit die Emission von Genußrechtskapital zur Fest-
setzung der Gesellschaftssteuer an.“
Im Amtsblatt zur Wiener Zeitung vom 26. Juli 1994, S 31, war die
Aufforderung zum Bezug der Genussscheine mit folgendem Text
veröffentlicht worden:

„Hutter & Schrantz Aktiengesellschaft, Wien
Wertpapier-Kenn-Nummer 069.820
Aufforderung zum Bezug Genußscheine
Die Hauptversammlung der Aktionäre der Hutter & Schrantz AG vom
15. Juni 1994 hat den Vorstand ermächtigt, bis zu Nominale
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S 20,000.000,– Genußrechtskapital gemäß § 174 Abs 3 Aktiengesetz bis
zum 30. 6. 1995 zu begeben.

Der Vorstand hat von seiner Ermächtigung zur Emission von 20,000.000,–
Genußrechtskapital gemäß § 174 Abs. 3 AktG Gebrauch gemacht, wobei
den Zeichnern gemäß Hauptversammlungsbeschluß anläßlich der Emission
das Recht eingeräumt wurde, Aufzahlungen von bis zu S 180,000.000,– zu
leisten.

Zur Vereinfachung der Abwicklung erfolgte ein formeller Ausschluß des
Bezugsrechtes zugunsten der Creditanstalt-Bankverein, die sich verpflichtet
hat, die Genußscheine zu Originalbedingungen den Aktionären zum Bezug
anzubieten.

Emittent: Hutter & Schrantz Aktiengesellschaft.

Anzahl: 25 Stück auf den Inhaber lautende Genußscheine.

Nominale: S 800.000,– je Genußschein.

Ausgabepreis: S 800.000,– je Genußschein, zahlbar am 10. 8. 1994.

Bezugsverhältnis: 30.000:1; ein Stück Genußschein im Nominale von
S 800.000,– kann mit Bezugsrechten aus 30.000 Aktien im Nominale
von S 100,– unter gleichzeitiger Bezahlung des Ausgabepreises von
S 800.000,– bezogen werden.

Bezugsfrist: 27. 7. 1994 bis 10. August 1994.

Bezugsrechthandel: 4., 5. und 8. August 1994. Die Aktionäre können ihr
Bezugsrecht mit Kupon Nr. 29 ausüben. Die Bezugsstelle wird bemüht sein,
den An- und Verkauf von Bezugsrechten zu vermitteln. Für den Bezug wird
die übliche Bankprovision berechnet.

Börsenotierung: Ist nicht vorgesehen.

Prospekt: Gemäß § 3 Abs. 9 Kapitalmarktgesetz ist die Emission von der
Prospektpflicht befreit.

Gewinnbeteiligung: Beteiligung am laufenden Gewinn und am Liquidations-
gewinn im Verhältnis von Genußrechtskapital zuzüglich geleisteter Aufzah-
lungen zum Grundkapital; der jährliche Gewinnvorweg beträgt SMR – 1,5%
des Nominales zuzüglich geleisteter Zuzahlungen.

Gewinnberechtigung: Pro rata temporis.

Bezugsstellen: Creditanstalt-Bankverein, Filiale Schottengasse, 1010 Wien,
Schottengasse 6–8.

Genußscheinbedingungen: Detaillierte Genußscheinbedingungen liegen
bei der Creditanstalt-Bankverein, 1010 Wien, Schottengasse 6–8, und der
Gesellschaft, 1230 Wien, Großmarktstraße 7, während der Bezugsfrist zur
Einsichtnahme auf.

Wertpapier-Kenn-Nummer: Genußschein 069.826, Bezugsrecht 069.829.

Wien, im Juli 1994 Creditanstalt-Bankverein“

Am 12. 12. 1994 erließ das FA einen vorläufigen Gesellschafts-
steuerbescheid, womit unter Bezugnahme auf die Anzeige vom
25. 8. 1994 für den „Ersten Erwerb von Gesellschaftsrechten
(Genußrechte)“ Gesellschaftssteuer ausgehend von einer Bemes-
sungsgrundlage von S 20,000.000,– mit S 400.000,– festgesetzt
wurde. Unter Bezugnahme auf den Jahresabschluss 1994 erließ
das FA am 25. 9. 1996 einen endgültigen Gesellschaftsteuer-
bescheid, womit für den „Ersten Erwerb von Gesellschaftsrechten“
unter der weiteren Bezeichnung „Genußrechte im Nominale von
S 20,000.000,– und Aufzahlungen von S 100,800.000,–“ Ge-
sellschaftsteuer ausgehend von einer Bemessungsgrundlage von
S 120,800.000,– mit S 2,416.000,– festgesetzt und die schon
festgesetzte Steuer von S 400.000,– davon wieder abgezogen
wurde.

Dagegen berief die Bf mit dem Argument, das Genussrechtsnomi-
nale sei zunächst zur Gänze von der CA-BV übernommen worden.
In weiterer Folge sei ein Teilbetrag dieses Nominale von der
M.A. I. L. Finanzberatung GmbH treuhändig für einen dritten Inves-
tor erworben worden. Dieser Treugeber habe in weiterer Folge an
die Bf einen Zuschuss von S 100,800.000,– geleistet.

Gegen die daraufhin ergangene abweisliche Berufungsvorent-
scheidung stellte die Bf fristgerecht einen Antrag auf Entscheidung
über die Berufung durch die Abgabenbehörde zweiter Instanz,
worin der in der Berufungsvorentscheidung geäußerten Meinung,
das vom Treugeber geleistete Aufgeld sei als Gegenleistung für
den Erwerb der Gesellschaftsrechte anzusehen, entgegengetreten
wurde. Die Bf wies darauf hin, dass zuerst die CA-BV mit einer
Zahlung von S 20,000.000,– Genussrechtsinhaber geworden sei.
Die spätere Aufzahlung sei nicht Gegenleistung für den Ersterwerb
der Gesellschaftsrechte gewesen. Die späteren Leistungen des
Treugebers des Zweiterwerbers sei nicht auf Rechnung der Erst-
erwerberin erfolgt. Außerdem habe nur ein Teil der Genussrechts-
inhaber eine Aufzahlung geleistet. Die Aufzahlung sei daher nicht
für den Ersterwerb notwendig gewesen. Die bel Beh wies die Beru-
fung als unbegründet ab, wobei sie ua Folgendes wörtlich aus-
führte:

„Zivilrechtlich erwirbt der Treuhänder das Gesellschaftsrecht, er ist
somit Gesellschafter, erster Erwerber im Sinne des § 2 Z. 1 KVG.
Dies wird in der Berufung auch richtig angeführt. Wie oben darge-
stellt, erfolgte ein formeller Ausschluß des Bezugsrechtes zugunsten
der CA-BV, welche die Genußscheine den Aktionären zum Bezug
anbieten mußte. Genußscheine im Nominale von 11,2 Millionen
Schilling (56%) samt entsprechendem Aufgeld (56% von 180
Mill. = 100,8 Millionen Schilling) erwarb die M.A. I. L. Finanz-
beratung Ges.m.b.H. treuhändig für einen Dritten. Ersterwerber
konnte die CA-BV mangels Bezugsrecht gar nicht sein, Ersterwer-
ber ist die Mail Finanzberatungs Ges.m.b.H. Die CA-BV war nur
die Bezugsstelle.“

Spruch:

Aufhebung wegen Rechtswidrigkeit infolge Verletzung von Verfah-
rensvorschriften.

Aus den Gründen:

Gem § 2 Z 1 KVG unterliegt der Gesellschaftsteuer der Erwerb
von Gesellschaftsrechten an einer inländischen Kapitalgesellschaft
durch den ersten Erwerber.

Nach § 5 Abs 1 Z 2 leg cit gelten als Gesellschaftsrechte an Kapi-
talgesellschaften Genussrechte.

Als Gesellschafter gelten gemäß Abs 2 der zitierten Gesetzesstelle
die Personen, denen die im Abs 1 bezeichneten Gesellschafts-
rechte zustehen.
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Die Bf rügt unter dem Beschwerdegrund der Rechtswidrigkeit in-
folge Verletzung von Verfahrensvorschriften, dass die Begründung
des angef B nicht nachvollziehbar sei, weil die bel Beh einerseits
davon ausgegangen sei, es sei ein Ausschluss des Bezugsrechtes
zu Gunsten der CA-BV erfolgt, andererseits aber der Meinung ge-
wesen sei, die CA-BV habe mangels Bezugsrechtes nicht Ersterwer-
ber sein können. Bereits mit dieser Rüge ist die Bf im Recht.

Mit Rücksicht darauf, dass die Bf sowohl in ihrer Berufung als auch
im Vorlageantrag ausdrücklich vorbrachte, die CA-BV habe zu-
nächst zur Gänze das Genussrechtsnominale von S 20,000.000,–
übernommen, sowie unter Bedachtnahme auf den oben wieder-
gegebenen Text der Verlautbarung im Amtsblatt zur Wiener Zei-
tung vom 26. 7. 1994, wäre es Sache der bel Beh gewesen, die
Rolle der CA-BV im Rahmen der hier in Rede stehenden Emission
von Genussrechten zu klären und diesbezüglich die erforderlichen
Tatsachenfeststellungen zu treffen. Insbesondere hätte die bel Beh
klären müssen, ob die CA-BV dabei nur Vermittler war (wofür die
Aktenlage keine Anhaltspunkte liefert, was aber die bel Beh ohne
weitere sachliche Begründung in ihrer Gegenschrift annimmt) oder
ob sie die Genussrechte – wie es die Bf behauptet – zunächst auf
eigenes Risiko erworben und in der Folge weiterveräußert hat.
Dabei hätte die bel Beh der Frage besondere Aufmerksamkeit zu-
wenden müssen, ob die Aktionäre der Bf zum Bezug der Genuss-
rechte verpflichtet waren bzw welches Schicksal jenen Genuss-
rechten zuteil geworden wäre, die von Aktionären allenfalls nicht
übernommen worden wären.

Erst nach Klärung dieser Fragen wird eine verlässliche Beurteilung
der Frage möglich sein, wer im konkreten Fall Ersterwerber der
Genussrechte war.

Sollte sich herausstellen, dass nicht die M.A. I. L. Finanzberatung
GmbH., sondern die CA-BV Ersterwerberin der Genussrechte war,
läge kein Grund dafür vor, einen Ersterwerb durch die M.A. I. L.
Finanzberatung GmbH dem Tatbestand gem § 2 Z 1 KVG zu
unterwerfen.

In diesem Fall hätte die bel Beh zu untersuchen, ob der in Rede
stehende Zuschuss eine für den Genussrechtserwerb durch den
Zweiterwerber notwendige Gegenleistung darstellte (vereinbarter
Preis iS des § 21 Z 1 KVG), oder – wie die Bf in ihrer Berufung aus-
drücklich behauptet – einen „in weiterer Folge“, also nachträglich
vom Treugeber der Zweiterwerberin direkt an die Bf geleisteten
Zuschuss.

Zur allfälligen Frage einer Besteuerung der Leistung eines nachträg-
lichen Zuschusses gemäß § 2 Z 4 lit a KVG durch einen Treugeber
des Zweiterwerbers wird darauf hingewiesen, dass der VwGH ein
Vorabentscheidungsverfahren eingeleitet und mit Beschluss vom
heutigen Tag, Zl 98/16/0324–8, an den EuGH unter anderem
die Frage gestellt hat, ob Leistungen, die ein Gesellschafter (im
Rahmen einer Kapitalerhöhung) nicht selbst, sondern durch einen
Dritten (im konkreten Fall durch seine Muttergesellschaft) erbringt,

„Einlagen jeder Art“ iS des Art 4 Abs 1 lit c der Richtlinie des Rates
vom 17. Juli 1969, betreffend die indirekten Steuern auf die An-
sammlung von Kapital, 69/335/EWG, darstellen. Dasselbe hat
betreffend Erhöhungen des Gesellschaftsvermögens einer Kapital-
gesellschaft durch „Einlagen jeder Art“ iS des Art 4 Abs 1 lit c der
zit RL zu gelten, wenn ein Treuhänder mit Gesellschafterstellung
(vgl dazu vom heutigen Tag Zl 98/16/0133 und die dort zitierten
Vorerkenntnisse 5. 3. 1990, 89/15/0125 sowie 6. 7. 1967,
1278/66, ÖStZB 1967, 170) diese Leistungen durch seinen Treu-
geber erbringen lässt.

Anmerkung:

1. Der VwGH hatte in den beiden Erk zwei Konstruktionen zur
Vermeidung der Gesellschaftsteuer zu behandeln: Im ersten Erk
(98/16/0324) ging es um die Ausgabe von Anteilen an einer Ge-
sellschaft, deren Ausgabebetrag von der Großmuttergesellschaft
(= der Muttergesellschaft der erwerbenden Gesellschaft) übernom-
men wurde. Ein Sonderfall liegt dabei darin, dass die von der
Großmuttergesellschaft erbrachten Leistungen nicht an die die
Kapitalerhöhung durchführende Gesellschaft, sondern an deren
Tochtergesellschaft erbracht wurde. Im zweiten Erk (98/16/0318)
ging es darum, ob Leistungen eines Treuhänders gesellschaftsteuer-
pflichtig sind. Beide Konstruktionen kommen in der Praxis zur Ver-
meidung der Gesellschaftsteuerpflicht vor.

2. Das diesen Konstruktionen zu Grunde liegende Problem lässt
sich grundsätzlich darauf reduzieren, ob Leistungen an Kapital-
gesellschaften für die Gewährung von Anteilen an die Gesellschaf-
ter der Gesellschaftsteuer unterliegen, obwohl sie von Personen
erbracht werden, die nicht Gesellschafter (oder sozusagen nur
„mittelbar“ Gesellschafter) sind (Der Sonderfall, dass die Leistung
an eine Tochtergesellschaft der die Kapitalerhöhung durchführen-
den Gesellschaft erbracht wird, soll dabei außer Betracht bleiben).
Bisher gab es dazu keine ausdrückliche Rsp des VwGH. Die
Finanzverwaltung hielt „Großmutterzuschüsse“ bisher jedenfalls
nicht für gesellschaftsteuerpflichtig (BMF 8. 1. 1993, RdW 1993,
131). Der VwGH führt nunmehr im ersten Erk aus, dass er dazu
„neigt“, eine Gesellschaftsteuerpflicht der von den Nicht-Gesell-
schaftern gewährten Leistungen zu bejahen. Dass er damit Recht
hat, halte ich aus folgenden Gründen aber für zweifelhaft:

3.1. Auf Ebene des innerstaatlichen Rechts ist zunächst festzu-
halten, dass der Wortlaut des § 2 Z 1 KVG, der allgemein vom
„Erwerb von Gesellschaftsrechten an einer inländischen Kapital-
gesellschaft durch den ersten Erwerber“ spricht, nicht eindeutig
festlegt, ob es für die Erfüllung des Tatbestandes erforderlich ist,
dass die dem Erwerb dienenden Leistungen dem die Gesellschafts-
rechte erwerbenden Gesellschafter zugerechnet werden können
(anders aber Moritz, SWI 2000, 38f). Die anderen Tatbestände
des § 2 KVG (nämlich Z 2 bis Z 4) zeigen allerdings deutlich, dass
lediglich „Leistungen eines Gesellschafters“ die Gesellschaftsteuer-
pflicht auslösen. Aus systematischen Gründen ist es daher überzeu-
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gend, anzunehmen, dass auch im Fall des § 2 Z 1 KVG die für die
gewährten Gesellschaftsrechte erbrachte Leistung dem Gesell-
schafter zurechenbar sein muss. Zwischen der Leistung und dem
Gesellschafter muss also ein Zusammenhang bestehen. Dies dürfte
der VwGH auch meinen, wenn er im Erk 98/16/0324 von einem
Kausalzusammenhang zwischen dem Erwerb der Gesellschafts-
rechte und der an die Gesellschaft erbrachten Einlage spricht.

3.2. Wie eng dieser Zusammenhang sein muss, geht aus § 2 KVG
nicht hervor. Ein solcher Zusammenhang könnte aber wohl auch
dann vorliegen, wenn die Leistung von einem Dritten erbracht
wird. Der Begriff der „Leistung eines Gesellschafters“ kann nämlich
auch weit auszulegen sein. Meiner Ansicht nach handelt es sich
bei der Frage der „Großmutterzuschüsse“ sowie bei der Einlage
in Tochtergesellschaften insgesamt um die Frage der richtigen
Zurechnung der „Leistung“. Ich würde das Problem nicht von der
Richtung angehen, zu fragen, ob auch Nicht-Gesellschafter im
zivilrechtlichen Sinne unter den Gesellschafterbegriff in § 2 KVG
fallen. Ich glaube, dass die Frage nach der Zurechnung der Leis-
tung mehr Licht in das Problem bringt. Wie die Konstruktionen des
„Großmutterzuschusses“ und der Einlage in eine Tochtergesell-
schaft im Erk 98/16/0324 zeigen, wird die Frage nach der Stel-
lung der Grossmuttergesellschaft EDF als „Gesellschafterin“ der
ESTAG entbehrlich, wenn man die Frage der Gesellschaftsteuer-
pflicht daran aufhängt, ob die Zahlung durch die EDF an die
ESTAG oder an deren Tochtergesellschaften der Gesellschafterin
EDFI zuzurechnen sind. An der Gesellschaftereigenschaft der EDFI
besteht nämlich kein Zweifel. Daher besteht auch kein Anlass, von
einer zivilrechtlichen Interpretation des Begriffes „Gesellschafter“
gem § 2 iVm § 5 Abs 2 KVG abzugehen. Dies gilt auch für die
Frage der Gesellschaftereigenschaft des Treuhänders; auch diese
ist grundsätzlich zivilrechtlich zu beurteilen. So ist der „Volltreuhän-
der“ im Gegensatz zum „Ermächtigungstreuhänder“ Gesellschaf-
ter iSd § 5 KVG (vgl VwGH 1. 9. 1999, 98/16/0133, ÖStZB
2000, 43). Die Frage der Zurechnung der „Leistung“ ist dem-
gegenüber nicht zivilrechtlich zu interpretieren, da sie keine zivil-
rechtlichen Parallelen hat. Ich teile daher auch nicht die im Schrift-
tum bisher geäußerten Bedenken, dass sich der VwGH durch seine
„Neigung“ zur Gesellschaftsteuerpflicht für Großmutterzuschüsse
auf den Boden einer wirtschaftlichen Auslegung begibt, die wegen
der grundsätzlich zivilrechtlichen Anknüpfung der Gesellschaft-
steuer bedenklich wäre (so aber Moritz, SWI 2000, 38).

3.3. Die Frage, wie die Zurechnung der „Leistung“ zu lösen ist,
hängt eng mit den Bestimmungen über die Bemessungsgrundlage

zusammen. Hier ist bemerkenswert, dass § 7 KVG beispielsweise
im Gegensatz zu § 4 Abs 2 Z 2 UStG 1994 oder § 5 Abs 3 Z 2
GrEStG keine ausdrücklichen Bestimmungen enthält, wonach Leis-
tungen eines Dritten in die Bemessungsgrundlage einzubeziehen
sind. Es ist daher nahe liegend, dass bei Einschaltung einer dritten
Person der notwendige Zusammenhang für die Zurechnung der
Leistung an den Gesellschafter fehlt.

4.1. Auch auf Ebene des Gemeinschaftsrechts ist die Frage der
Gesellschaftsteuerpflicht von „Großmutterzuschüssen“ meiner An-
sicht nach nicht eine Frage der Gesellschafterstellung, sondern viel-
mehr der Zurechnung der Leistung an den Gesellschafter. Es geht
daher primär nicht um eine Auslegung der „steuerbaren Vor-
gänge“ in Art 4 der Richtlinie, sondern um die Auslegung der
Bemessungsgrundlage in Art 5 der Richtlinie. Insbesondere die
Bestimmung des Art 5 Abs 1 lit a, die vom „tatsächlichen Wert der
von den Gesellschaftern geleisteten oder zu leistenden Einlagen je-
der Art“ spricht, kann als Indiz gegen eine Zurechnung von „Groß-
mutterzuschüssen“ verwendet werden (vgl auch Kotschnigg, SWI
1999, 456 und Moritz, SWI 2000, 40). Der Wortlaut dieser Be-
stimmung kann nämlich zumindest als Indiz gewertet werden, dass
nur jene Einlagen der Gesellschaftsteuer unterliegen, die formell
von den (zivilrechtlichen) Gesellschaftern geleistet werden. Entge-
gen der Sicht des VwGH kann damit meiner Auffassung nach aus
der Bestimmung des Art 4 Abs 1 lit c der Richtlinie, die von „Einla-
gen jeder Art“ spricht, nichts gewonnen werden. Da Art 5 Abs 1
lit a nämlich gerade an die „Einlagen jeder Art“ anknüpft, ist es
nicht überzeugend anzunehmen, dass mit den „Einlagen jeder
Art“ gem Art 4 Abs 1 lit c der Richtlinie nicht lediglich Bar- und
Sacheinlagen, sondern auch – wie der VwGH meint – unmittelbar
und mittelbar geleistete Einlagen gemeint sind.

4.2. Auf den Ausgang des Vorabentscheidungsverfahrens darf
man damit gespannt sein. Da – meiner Ansicht nach – die Lösung
nicht aus Art 4 Abs 1 lit c, sondern vielmehr aus Art 5 Abs 1 lit a
der Richtlinie abzuleiten ist, könnte es für problematisch gehalten
werden, dass die Frage nach dem Inhalt des Art 5 Abs 1 lit a im
Vorlageantrag nicht gestellt wurde; der EuGH müsse sich nämlich
auf die Beantwortung der konkreten Vorlagefragen beschränken
(vgl Moritz, SWI 2000, 41 unter Berufung auf Dauses, Das Vor-
abentscheidungsverfahren nach Art 177 EGV2, 144ff).

Da der EuGH die Vorlagefragen aber idR großzügig auslegt (vgl
Schima, Das Vorabentscheidungsverfahren vor dem EuGH, 1997,
72ff), kann er sich mE durchaus mit Art 5 Abs 1 lit a befassen.

Christoph Urtz
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Für Sie gelesen
■ RAO Rechtsanwaltsrecht. Von Anton

Cuber / Eva-Maria Cuber. Verlag Ös-
terreich, Wien 1999. 269 Seiten, br,
S 498,–.

Mit dem vorliegenden Werk wird von den
Autoren eine aktuelle Ausgabe des Berufs-
rechtes vorgelegt, das nicht nur durch
das Rechtsanwalts-Berufsrechts-Änderungs-
gesetz 1999 (BGBl I 1999/71) in wesent-
lichen Punkten novelliert, sondern auch
durch die Beschlüsse der Vertreterver-
sammlung im September 1999, insbeson-
dere die RL-BA betreffend Werbung und
Honorar, einer grundlegenden Änderung
unterzogen wurde. Durch die Aufnahme
der Niederlassungsrichtlinie (Richtlinie 98/
5/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 16. 2. 1998), die bis zum
14. 3. 2000 umzusetzen gewesen wäre,
wird das vorliegende Werk für jeden mit
dem Standesrecht Befassten zu einem hilf-
reichen Instrument.
Für eine weitere Auflage wäre es wün-
schenswert, dass das Stichwortverzeichnis
erweitert und nicht nur im Stichwortver-
zeichnis auf die allgemeinen Bedingungen
für die treuhändige Abwicklung von Immo-
bilientransaktionen hingewiesen wird, son-
dern auch bei Art 43 der RL-BA durch eine
Fußnote darauf, dass die allgemeinen
Bedingungen für die treuhändige Abwick-
lung von Immobilientransaktionen im An-
hang an die RL-BA abgedruckt sind.

Leopold Hirsch

■ Der Staatshaftungsanspruch – Gemein-
schaftsrechtliche Grundlagen und öster-
reichisches Amtshaftungsrecht. Von
Sabine Längle. Verlag Orac, Wien
1999. XVI, 108 Seiten, br, S 490,–.

Die von der im BMJ tätigen Richterin
Dr. Sabine Längle geschriebene Arbeit ist
das erste ausführliche Werk in Buchform
zur Frage des gemeinschaftsrechtlichen
Staatshaftungsanspruches und dessen Ver-
hältnis zum österreichischen Recht. Die
nunmehr besprochene Arbeit zeichnet sich

dadurch aus, dass sie die bisherige Judika-
tur zur Staatshaftung ausführlich darstellt.
Die auch für jeden Interessierten klare aktu-
elle Darstellung des aktuellen österrei-
chischen Amtshaftungsrechts ist die Grund-
lage für ihre Ausführungen betreffend der
Durchsetzung von Staatshaftungsansprü-
chen in Österreich (125ff). Sie geht von
der Grundlage aus, dass Staatshaftungs-
ansprüche nur in analoger Anwendung
des AHG durchsetzbar sind. Bemerkens-
wert ist, dass der EuGH (EuGH, Urteil v
1. 6. 1999, Konle/Republik Österreich,
Rs C-302/97) ausführt, dass den Erfor-
dernissen des Gemeinschaftsrechtes Ge-
nüge getan ist, wenn die innerstaatlichen
Verfahrensregelungen einen wirksamen
Schutz der Rechte, die dem Einzelnen auf
Grund des Gemeinschaftsrechtes zuste-
hen, ermöglichen, und die Geltendma-
chung dieser Rechte nicht gegenüber dem-
jenigen erschwert ist, die dem Einzelnen
nach innerstaatlichem Recht zustehen. Der
EuGH hat in diesem Urteil (ähnlich EuGH,
Urteil v 15. 9. 1998, Ansaldo Energia
SpA italienische Finanzverwaltung; italie-
nische Finanzverwaltung & Marine Insu-
rance und Consultants Srl und GMB Srl
italienische Finanzverwaltung, RS C-279/
96, 280/96, 281/96, ÖStZB 1999,
141ff) die implizite Ansicht vertreten,
dass auch eine Rückforderung von bezahl-
ten gemeinschaftsrechtswidrigen Abgaben
nicht nur in einem Haftungs-(Schaden-
ersatz-)Prozess geltend gemacht werden
kann. Der VwGH hat jüngst hinsichtlich
der möglichen Rückforderungsansprüche
im Falle der rückwirkenden Aufhebung der
Getränkesteuer entschieden, dass eine
Rückforderung bereits bezahlter Abgaben,
deren Vorschreibung rechtskräftig gewor-
den sind, nicht mehr möglich sei (VwGH
31. 3. 1999, 98/16/0347 = ÖStZB
1999, 589f). Diese Überlegungen fehlen
nach Ansicht des Autors in diesem ausge-
zeichnetem Werk. Diese Kritik soll jedoch
dem Wert des Buches keinen Abbruch tun.
Es hat seinen prominenten Platz in jeder
juristischen Fachbibliothek.

Wolf-Georg Schärf

■ MSchG – Markenschutzgesetz, MANZ-
sche Sonderausgabe idF der Mar-
kenrechts-Novelle 1999. Von Guido
Kucsko. Verlag Manz, Wien 1999.
XVIII, 178 Seiten, br, S 448,–.

Kucsko begleitet seit langem die Entwick-
lung des österreichischen Markenrechts
mit höchster Kompetenz und stellt für den
Verlag Manz regelmäßig verlässliche und
übersichtliche Arbeitsbehelfe für die Praxis
des Markenrechts zur Verfügung. Aus
Anlass der umfassenden Novelle 1999
zum MSchG (Inkrafttreten 23. 7. 1999)
wurde nun der Gesetzestext idF der Nov
samt den EB-RV neu herausgegeben.

Der Band enthält (im Gegensatz zum Pra-
xiskommentar des Rezensenten) auch die
Patent-, Gebrauchsmuster-, Marken- und
Musterverordnung (PGMMV), die Patent-
amtsverordung (PAV), die Verwaltungsstel-
lenverordnung (VwStV), die Teilrechtsfä-
higkeitsverordnung (TRFV) und die Verord-
nung des BMwA über die Herausgabe
amtlicher Publikationen des Patentamtes.
Auch die Klasseneinteilung der Waren-
und Dienstleistungen laut dem Merkblatt
des Patentamtes für Markenanmelder ist
abgedruckt. Das Auffinden von Fundstel-
len wird durch ein sorgfältig gearbeitetes
Stichwortverzeichnis erleichtert.

Reinhard Schanda

■ Streik und Strafrecht. Von Wolfgang
Auer. WUV-Universitätsverlag, Wien
1999. XXII, 127 Seiten, br, S 348,–.

Der Autor kommt zu dem Schluß, daß der
wirtschaftliche Streik als nicht sittenwidri-
ges Mittel einzustufen ist, wobei sich
dessen Zulässigkeit nur im Rahmen der
betriebsverfassungsrechtlichen Kampfver-
bote, dem Verbot sittenwidriger Schadens-
zufügung sowie aus dem Verhältnismäßig-
keitsgrundsatz ergibt. Dieser Ansatz er-
möglicht zum einen der Streikfreiheit eine
strafbarkeitseinschränkende Wirkung ein-
zuräumen; zum anderen wird vermie-
den, daß privatrechtliche Rechtsfolgen,
wie Schadenersatzansprüche des Arbeit-
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gebers, generell außer Betracht bleiben
müssen.

Anschließend werden in Kapitel III mit der
Nötigung vergleichbare Straftatbestände
behandelt. Kapitel IV setzt sich mit dem
politischen Streik als Angriff auf oberste
Staatsorgane auseinander. Danach unter-
sucht Kapitel V die Strafbarkeit von Begleit-
erscheinungen und Ausschreitungen. In
diesem letzten Kapitel beleuchtet das Buch
den Streik im öffentlichen Dienst und seine
strafrechtliche Konsequenzen.

Insgesamt zeigt Auer mit dieser Arbeit eine
sehr ausführliche und genaue Gesamtbe-
trachtung dieses nicht nur für Experten des
Strafrechtes interessanten Themas.

Die Ausführungen werden durch deren
Genauigkeit hohen wissenschaftlichen An-
sprüchen gerecht, sodaß nach dieser Lek-
türe kaum Fragen offenbleiben.

Georg Grießer

■ Arbeits- und Sozialrecht für die Praxis.
Von Lukas Stärker. Verlag Orac, Wien
1999. 400 Seiten, br, S 590,–.

Der Autor gibt in äußerst kompakter Form
einen Überblick über den gesamten Be-
reich des Arbeits- und Sozialrechtes. Im
ersten Teil werden sämtliche möglichen
Problemfelder des kollektiven und individu-
ellen Arbeitsrechtes erörtert, wobei neben
den auch in anderen Lehrbüchern darge-
stellten Standards zum Beispiel auch auf
Probleme bei der Lohn- und Gehaltspfän-
dung, der Insolvenz des Dienstgebers oder
der Gleichbehandlung von Mann und Frau
eingegangen wird. Der zweite Teil be-
leuchtet die Leistungen der Kranken-, Un-

fall-, Pensions- und Arbeitslosenversiche-
rung. Insgesamt wird der dargebotene
Stoff einerseits in Form von Tabellen, ande-
rerseits durch anschauliche Beispiele auf-
bereitet. Ergänzt wird das Werk durch
zahlreiche „Checklisten“ und einige Mus-
ter. Der Autor zitiert jeweils die bezug-
habenden Gesetzesstellen und vereinzelt
auch Judikatur. Eine wissenschaftliche Dar-
stellung erfolgt aber überhaupt nicht und
liegt auch nicht in seiner Intention, da
er sich an den Praktiker wendet, der
einen ersten Überblick und Lösungsan-
sätze sucht.

Michael Lang

■ Fremdengesetz, Asylgesetz, Bosnier-
gesetz samt Durchführungsverordnung.
Von Andrea Jelinek / Wolf Szymanski
(Hrsg). Verlag Manz, Wien 1998.
220 Seiten, brosch, S 520,–.

Bei dieser Sonderausgabe, Stand 1. 8.
1998, handelt es sich um einen Nachfol-
ger des von den selben Autoren verfassten
FrG 1997, vermehrt um das AsylG, das
BosnierG und die hiezu ergangenen
Durchführungsverordnungen. Im Aufbau
folgt das Werk seinem Vorgänger. Die
Gesetze werden durch den allgemeinen
Teil der Erläuterungen zur RV eingeleitet
und enthalten die den einzelnen Para-
graphen zugeordneten Texte der RV.
Nicht mehr aufgenommen wurde die
Gegenüberstellung der Gesetzestexte FrG
1992 und AufenthaltsG einerseits und FrG
1997 andererseits, da sich die Praxis ge-
mäß Ansicht der Autoren bereits von den
Vorgängerbestimmungen emanzipiert hat.
Schade, dass der in der Ausgabe des

Jahres 1997 enthaltene Anhang ‚Leitfaden
für Einreise- und Aufenthaltstitel‘ mit den
Zuständigkeitsverweisen gleichfalls auf der
Strecke geblieben ist.
Zusammenfassend stellt die vorliegende
Gesetzesausgabe ein handliches Werk
zum raschen Nachschlagen in Fragen der
Einreise und des Aufenthalts von Fremden
dar.

Erich Heliczer

■ Umsatzsteuergesetz 1994. Von Schei-
ner / Kolacny / Caganek / Zehetner /
Hinterleitner. (4. Auflage 1999). Ver-
lag ORAC, Wien 1999. XXXIV und
426 Seiten, br, S 590,–.

Dieses handliche, nun bereits in der 4. Auf-
lage erschienene Buch gibt den Gesetzes-
text (UStG 1994 und Binnenmarktrege-
lung) samt Verordnungen und Erlässen
wieder. Die 4. Auflage stellt auf das Um-
satzsteuerrecht in der Fassung des Steuer-
reformG 2000 ab, ohne auf die Dar-
stellung früherer Fassungen des Gesetzes-
textes (in Kursivdruck) zu verzichten. Da
überall bei den Neuregelungen die Inkraft-
tretensbestimmungen angeführt sind, kann
solcherart ab dem Zeitpunkt 1. 1. 1995
unschwer die jeweils in Österreich gel-
tende umsatzsteuerliche Rechtslage festge-
stellt werden. Auch durch die Zitierung von
Erlässen und Rechtsmeinungen des BMF
vermittelt dieses Werk einen verbesserten
Zugang zu der Materie des Umsatzsteuer-
rechts.
Solcherart erweist sich das vorliegende
Buch als wertvolle Ergänzung zur umsatz-
steuerrechtlichen Literatur.

Wolf-Dieter Arnold



AnwBl 2000/4 243

Literaturbericht

In
de

xz
ah

le
n 

19
99

 =
 J

ah
re

sü
be

rs
ic

ht
In

de
xz

ah
le

n
V

er
ke

tte
te

 In
di

ze
s

M
on

at

In
de

x 
de

r
Ve

rb
ra

uc
he

r-
pr

ei
se

(∅
 1

99
6 

= 
10

0)

G
ro

ß-
ha

nd
el

s-
in

de
x

(∅
 1

99
6 

= 
10

0)

In
de

x 
de

r
Ve

rb
ra

uc
he

r-
pr

ei
se

(∅
 1

98
6 

= 
10

0)

G
ro

ß-
ha

nd
el

s-
in

de
x

(∅
 1

98
6 

= 
10

0)

In
de

x 
de

r
Ve

rb
ra

uc
he

r-
pr

ei
se

(∅
 1

97
6 

= 
10

0)

G
ro

ß-
ha

nd
el

s-
in

de
x

(∅
 1

97
6 

= 
10

0)

In
de

x 
de

r
Ve

rb
ra

uc
he

r-
pr

ei
se

(∅
 1

96
6 

= 
10

0)

G
ro

ß-
ha

nd
el

s-
in

de
x

(∅
 1

96
4 

= 
10

0)

In
de

x 
de

r
Ve

rb
ra

uc
he

rp
re

is
e

(I)
(II

)
(∅

 1
95

8 
= 

10
0)

Le
be

ns
ha

ltu
ng

sk
os

te
n

(A
pr

il
(A

pr
il

19
45

 =
 1

00
)

19
38

 =
 1

00
)

G
ro

ß-
Kl

ei
n-

ha
nd

el
sp

re
is

e
(M

är
z 

19
38

 =
 1

00
)

Jä
nn

er
10

2,
4

98
,3

13
3,

9
10

2,
5

20
8,

2
13

6,
4

36
5,

3
22

7,
2

46
5,

4
46

6,
8

40
89

,4
34

73
,4

22
16

,6
35

24
,5

Fe
br

ua
r

10
2,

6
98

,5
13

4,
2

10
2,

7
20

8,
6

13
6,

7
36

6,
0

22
7,

6
46

6,
3

46
7,

8
40

97
,4

34
80

,2
22

21
,1

35
31

,4

M
är

z
10

2,
6

98
,9

13
4,

2
10

3,
2

20
8,

6
13

7,
3

36
6,

0
22

8,
6

46
6,

3
46

7,
8

40
97

,4
34

80
,2

22
30

,1
35

31
,4

A
pr

il
10

2,
6

99
,3

13
4,

2
10

3,
6

20
8,

6
13

7,
8

36
6,

0
22

9,
5

46
6,

3
46

7,
8

40
97

,4
34

80
,2

22
39

,1
35

31
,4

M
ai

10
2,

8
99

,7
13

4,
5

10
4,

0
20

9,
0

13
8,

4
36

6,
7

23
0,

4
46

7,
2

46
8,

7
41

05
,4

34
87

,0
22

48
,1

35
38

,3

Ju
ni

10
2,

6
99

,2
13

4,
2

10
3,

5
20

8,
6

13
7,

7
36

6,
0

22
9,

3
46

6,
3

46
7,

8
40

97
,4

34
80

,2
22

36
,9

35
31

,4

Ju
li

10
2,

6
98

,7
13

4,
2

10
2,

9
20

8,
6

13
7,

0
36

6,
0

22
8,

1
46

6,
3

46
7,

8
40

97
,4

34
80

,2
22

25
,6

35
31

,4

A
ug

us
t

10
2,

7
98

,6
13

4,
3

10
2,

8
20

8,
8

13
6,

9
36

6,
3

22
7,

9
46

6,
8

46
8,

2
41

01
,4

34
83

,6
22

23
,3

35
34

,8

Se
pt

em
be

r
10

2,
7

98
,7

13
4,

3
10

2,
9

20
8,

8
13

7,
0

36
6,

3
22

8,
1

46
6,

8
46

8,
2

41
01

,4
34

83
,6

22
25

,6
35

34
,8

O
kt

ob
er

10
3,

1
98

,8
13

4,
9

10
3,

0
20

9,
6

13
7,

1
36

7,
8

22
8,

3
46

8,
6

47
0,

0
41

17
,4

34
97

,2
22

27
,8

35
48

,6

N
ov

em
be

r
10

3,
2

99
,3

13
5,

0
10

3,
6

20
9,

8
13

7,
8

36
8,

1
22

9,
5

46
9,

0
47

0,
5

41
21

,4
35

00
,5

22
39

,1
35

52
,0

D
ez

em
be

r
10

3,
9

10
0,

1
13

5,
9

10
4,

4
21

1,
2

13
8,

9
37

0,
6

23
1,

3
47

2,
2

47
3,

7
41

49
,4

35
24

,3
22

57
,2

35
76

,1

∅
 1

99
9

10
2,

8
99

13
4,

5
10

3,
3

20
9

13
7,

4
36

6,
8

22
8,

8
46

7,
3

46
8,

8
41

06
,1

34
87

,6
22

32
,5

35
38

,8



244 AnwBl 2000/4

Anzeigen

Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfris-
tig, in Zivil- und Strafsachen (Jugendgerichtshofnähe). Dr. Christa
Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger Lände 6, 1030 Wien.

Telefon (01) 713 78 33 und 712 32 28, auch außerhalb der Büro-
zeiten, Telefax 713 78 33-74 oder Mobiltelefon (0663) 02 86 36
und (0664) 430 33 73.

■

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg (100 Meter
vom Landesgerichtsgebäude Salzburg entfernt), übernimmt Substi-
tutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (0662) 84 31 64, 84 31 65, Telefax 84 44 43.

■

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

■

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

■

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0664) 410 10 25, Privatanschluß
(06212) 71 60, durchgehend erreichbar.

■

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 535 60 92, Telefax 535 53 88.

■

RA Dr. Christian Leskoschek, 1010 Wien, Spiegelgasse 19/17,
Telefon (01) 512 66 82, Telefax (01) 513 94 50-20, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.

■

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 1010 Wien, Fütterergasse 1.

Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

RA Dr. Wolf-Georg Schärf, 1010 Wien, Kramergasse 1/12, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien sowie vor
den Bezirksgerichten Mödling und Purkersdorf sowie Interventio-
nen bei Exekutionen ab einem Streitwert von S 100.000,–.
Telefon (01) 533 39 51, Telefax (01) 533 39 52.

■

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere vor
den BG Liesing und Hietzing, übernimmt – auch kurzfristig –
RA Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.
Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0676) 528 3114, durchgehend
erreichbar.

■

Übernehme Substitutionen aller Art, auch kurzfristig in Wien
und Umgebung: Dr. Wolfgang Langeder, Harkortstraße 9/19,
1020 Wien.
Telefon und Telefax (01) 726 71 44 sowie (0676) 326 86 18.

■

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen die
Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien.
Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 1010 Wien, Woll-
zeile 15/15.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 62 21.

■

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Rie-
mergasse 10, 1010 Wien, Telefon und Telefax (01) 512 22 90,
(0664) 302 53 56, übernimmt Substitutionen, auch Verfahrens-
hilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

■

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.
Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten, erreichbar.
Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
713 07 54, e-mail iro@aon.at.

■

Ich übernehme für Sie Substitutionen vor den BG Thalgau, Mond-
see und St. Gilgen sowie vor dem LG Salzburg:
RA Dr. Hermann Spatt, 5303 Thalgau, Marktplatz 4, Telefon
(06235) 61 10, Telefax (06235) 61 10-11, Mobiltelefon (0699)
17 17 61 10.



RA Dr. Susanne Pertl, 1040 Wien, Favoritenstraße 41/16, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umge-
bung, auch kurzfristig.

Telefon (0699) 10 50 58 52, Telefax (01) 505 85 21.

■

RA Mag. Doris Perl, 2230 Gänserndorf, Bahnstraße 20, über-
nimmt Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, vor allen Gerichten
im Sprengel des LG Korneuburg sowie vor allen Wiener Gerichten.

Telefon und Telefax (02282) 33 99, Handy (0676) 511 94 92.

■

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Bauermarkt 6, übernimmt in-
folge Kanzleieröffnung Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 90 45.

■

RA Mag. Johann Meisthuber, Kaigasse 36/1, 5020 Salzburg (un-
mittelbare Gerichtsnähe), übernimmt – auch kurzfristig – Substitu-
tionen aller Art in Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 38 52, Telefax (0662) 84 04 94, e-mail:
RA-MEISTHUBER@AON.AT

■

Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, in Wien und Umgebung:
Mag. Katharina Kurz, Fleschgasse 34, 1130 Wien.

Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Handy (0664)
441 55 33.

■

Deutschland: Rechtsanwaltskanzlei Buder & Herberstein stehen
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen zur Verfügung.

A-1080 Wien, Lerchenfelder Straße 94, Telefon (01) 402 45 31,
Telefax (01) 402 45 31-33, e-mail: buder.herberstein@vip.rdb.at;
D-40235 Düsseldorf, Burgmüllerstraße 8, Telefon (0049 211)
691 14 93.

■

Baier Böhm Orator & Partner, Wien, suchen Konzipient/in mit gro-
ßer LU, fundierter wirtschaftsrechtlicher Praxis und sehr guten pra-
xiserprobten Englischkenntnissen zum raschestmöglichen Eintritt.

Telefon (01) 516 20 (Dr. Böhm)

■

Rechtsanwaltskanzlei in Wien mit Schwerpunkt Bauvertrags-
und Wirtschaftsrecht sucht Konzipienten/in mit ca einjähriger
RA-Praxis.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100560.

Engagierte, verantwortungsbewusste Juristin, nach einem Wieder-
einstieg 4 Jahre Anwaltspraxis, sucht Mitarbeit (Teilzeit) als Ange-
stellte im Raum Innsbruck.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100558.

■

Rechtsanwaltskanzlei (Wirtschafts-/Zivilrecht) in bester Innenstadt-
lage, verkehrsgünstig (U1/U3) bietet Kollegin/Kollegen in Regie-
partnerschaft repräsentative Räumlichkeiten (RA-/u Konzipienten-
büro, Sekretariat), sonstige Infrastruktur (technische Einrichtungen/
Bibliothek etc). Weitere Kooperation möglich.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100548.

■

Rechtsanwaltskanzlei Wien-Zentrum bietet Kollegen Anschluss an
etablierte Kanzleiorganisation in Regiegemeinschaft.

Telefon (01) 533 99 03.

■

Innsbruck: Engagiertes Team in moderner RA-Kanzlei bietet Kol-
legInnen in Regiepartnerschaft repräsentative Räumlichkeit samt
bester (EDV) Infrastruktur zu moderaten Konditionen an.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100556.

■

Rechtsanwaltskanzlei (Wirtschafts- und Zivilrecht), beste Innenstadt-
lage, verkehrsgünstig (U1, U3) bietet Kollegin/Kollegen in Regie-
partnerschaft repräsentative Räumlichkeiten (RA- u Konzipienten-
büro, Sekretariat), sonstige Infrastruktur (technische Einrichtungen/
EDV/Bibliothek etc). Weitere Kooperation möglich.

Telefon (0699) 103 34 280.

■

Nach erfolgreichem Start als Einzelanwalt im Bereich des Interna-
tionalen Wirtschaftsrechtes suche ich eine(n) Kollegin(en) mit pas-
sendem Tätigkeitsbereich, die/der am Aufbau einer gemeinsamen
Kanzlei interessiert ist, in der hohe Qualität der Leistung und Ein-
satzfreude ebenso zählen wie ein freundliches Arbeitsklima.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100559.

■

1. Perchtoldsdorfer Wirtschaftsberatungszentrum, WienerGasse 71,
mit Steuerberater, Betriebsberater, Bauträger, Versicherungs- und
Immobilienmakler sowie Network-Techniker sucht Anwalt als Part-
ner für das Beratungszentrum und für Zusammenarbeit mit der
Steuerberatungskanzlei bei Konkursabwicklungen, 90 m2-Kanzlei
vorhanden, Neubau, Dachgeschoss (große Südterrasse).

Anfragen unter (0676) 519 40 99.
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Kanzleiübernahme. Alteingesessene Kanzlei wegen Todesfalls
abzugeben.

Anfragen unter „Straf- u Zivilkanzlei“, Chiffre A-100547, an den
Verlag.

■

Umfassende und aktuelle Rechtsanwaltsbibliothek aus Nachlass
(auch teilweise) abzugeben. Preis nach Vereinbarung.

Auskünfte und vollständige Inventarliste bei RA Dr. Josef Lachmann,
Telefon (01) 503 24 04-30, Telefax (01) 503 24 14.

■

Das Österreichische Recht, Stand Lieferung Nr 1400, günstig unter
Telefon (01) 535 16 23 abzugeben.

■

Hauptmiete: 1. Bez., 177 m2, 4 Zimmer, 1 Kabinett, Nebenräume,
Lifthaus, betriebliche Nutzung vor Renovierung, Wollzeile/Riemer-
gasse, monatl S 24.565,– + USt.

Immobilientreuhand Manfred Weinberger, ÖVI, Telefon (01)
405 81 22.

■

Hauptmiete: 1. Bez., 135 m2, 3 Zimmer, Kabinett, Nebenräume,
Lift, Kärntner Straße – Nähe Stephansplatz, monatl S 24.040,–
+ USt.

Immobilientreuhand Manfred Weinberger, ÖVI, Telefon (01)
405 81 22.

■

Englischübersetzungen, insbesondere juristische Fachübersetzun-
gen, beglaubigt und unbeglaubigt, Express Service, mother tongue
standard English, anwaltlich qualifizierte Übersetzer aus England
und Österreich.

BLTS – Business and Legal Translation Services, Inh Univ.-Lektor
Rechtsanwalt Dr. Andreas A. Lintl, A-1010 Wien, Lugeck 7, Tele-
fon (01) 512 60 50, Telefax (01) 512 86 05.

■

Zu verkaufen: Musikbox für CDs, Musikbox für Singles, Kaffeema-
schine, Karamboltisch, Poolbillardtisch, Snookertisch, Tischfußball-
tisch (Wuzler), Einarmiger Bandit, Photoplay, Heißgetränkeauto-
mat, Rouletteautomat, Pokerautomat.

Hr. Schröcker, tgl ab 18 Uhr, Telefon (0664) 342 12 52, Fax
(0664) 773 42 12 52.
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